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I. Amtlicher Teil

Verordnung über die Zulassung, Ausbildung und Prüfung in den Bildungsgängen 
für Nautik und für Schiffsbetriebstechnik im Land Mecklenburg-Vorpommern

(Seeschifffahrtsausbildungs- und Prüfungsverordnung – SeeschAPVO M-V)

Vom 6. Mai 2008

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 223 - 6 - 16

Aufgrund der §§ 9, 30, 33 und 69 Nr. 4 und 6 des Schulgesetzes vom 13. Februar 2006 (GVOBl. M-V S. 41), das zuletzt durch Arti-
kel 20 des Gesetzes vom 10. Juli 2006 geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur:

Inhaltsübersicht

§ 1
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für

1. die Hochschule Wismar 
– Fachhochschule für Technik, Wirtschaft und Gestaltung – 
Fachschule Seefahrt der Fachrichtungen

a) Nautik mit den Schwerpunkten

– Seeschifffahrt,

– Hochseefischerei,

b) Schiffsbetriebstechnik sowie

2. die Bildungsgänge an der Beruflichen Schule des Landkreises
Rügen zum

a) Kapitän auf Fischereifahrzeugen bis zu einem Raumge-
halt von 75 BRT/BRZ 150 in der Küstenfischerei (BKü)
und

b) Schiffsmaschinisten für den technischen Dienst auf Schif-
fen mit einer Antriebsleistung bis zu 750 kW.

§ 2
Aufgaben und Ziele

(1) Die berufliche Weiterbildung in den Bildungsgängen und
Lehrgängen nach § 1 dient der Vorbereitung auf den Erwerb von
Befähigungszeugnissen nach der Schiffsoffizier-Ausbildungsver-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Januar
1992 (BGBl. I S. 22, 227), zuletzt geändert durch Art. 523 der
Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407), für

1. den nautischen Dienst auf Kauffahrteischiffen mit Ausnahme
der Fischereifahrzeuge,

2. den nautischen Dienst auf Fischereifahrzeugen und 

3. den technischen Dienst auf Kauffahrteischiffen.

(2) Die berufliche Weiterbildung soll die Teilnehmer befähigen,
in Verbindung mit den allgemeinen Voraussetzungen gemäß § 7
der Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung 



1. im nautischen Dienst auf Kauffahrteischiffen mit Ausnahme der
Fischereifahrzeuge die Tätigkeit eines Nautischen Wachoffi-
ziers, Ersten Offiziers und Kapitäns mit den in § 3 der Schiffsof-
fizier-Ausbildungsverordnung jeweils gegebenen Befugnissen,

2. im nautischen Dienst auf Fischereifahrzeugen die Tätigkeit
eines Kapitäns und Schiffsoffiziers mit den in den §§ 4 und
26a der Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung jeweils gege-
benen Befugnissen und

3. im technischen Dienst auf Kauffahrteischiffen die Tätigkeit
eines Schiffsmaschinisten, Technischen Wachoffiziers, Zwei-
ten technischen Offiziers und Leiters der Maschinenanlage,
mit den in § 5 der Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung je-
weils gegebenen Befugnissen auszuüben.

(3) Die Absolventen der Bildungsgänge sind befähigt, die Lehr-
lingsausbildung an Bord zu planen, durchzuführen und zu kon-
trollieren. 

(4) In Verbindung mit Zusatzunterricht und Zusatzprüfungen
kann die Fachhochschulreife erworben werden.

§ 3
Bildungsgänge und Dauer der Ausbildung

Es können folgende Bildungsgänge und Lehrgänge eingerichtet
werden:
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Nr. Bildungsgang Dauer

1. Nautischer Wachoffizier, Erster Offizier, Kapitän auf Kauffahrteischiffen aller Größen in 
allen Fahrtgebieten mit Ausnahme der Fischereifahrzeuge (Staatlich geprüfter Techniker)

a) Regelbildungsgang 4 Halbjahre

b) Verkürzter Bildungsgang für Inhaber eines der Befähigungszeugnisse nach Nummer 6 2 Halbjahre

c) Verkürzter Bildungsgang für Inhaber eines der Befähigungszeugnisse gemäß § 30 Abs. 3 Nr. 1 
Buchstabe a und b der Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung 2 Halbjahre

2. Offizier, Kapitän auf Kauffahrteischiffen mit einer Bruttoraumzahl bis zu 500 BRZ, 
in der nationalen Fahrt mit Ausnahme der Fischereifahrzeuge 1 Halbjahr

3. Zweiter nautischer Schiffsoffizier (BGW), Erster nautischer Schiffsoffizier (BG), Kapitän auf 
Fischereifahrzeugen aller Größen in der Großen Hochseefischerei (BG) (Staatlich geprüfter Techniker) 4 Halbjahre

4. Nautischer Schiffsoffizier (BKW), Kapitän auf Fischereifahrzeugen in 
der Kleinen Hochseefischerei (BK)

a) Regelbildungsgang 2 Halbjahre

b) Verkürzter Bildungsgang für Inhaber des Befähigungszeugnisses BKü, die eine Berufsausbildung zum 
Fischwirt im Schwerpunkt Kleine Hochsee- und Küstenfischerei erfolgreich durchlaufen haben 1 Halbjahr

5. Kapitän auf Fischereifahrzeugen bis zu einem Raumgehalt von 75 BRT/BRZ 150 in der Küstenfischerei (BKü) 
(Konzentration auf 13 Wochen möglich) 1 Halbjahr

6. Technischer Wachoffizier, Zweiter technischer Offizier, Leiter der Maschinenanlage auf Schiffen 
mit jeder Antriebsleistung (Staatlich geprüfter Techniker)

a) Regelbildungsgang 4 Halbjahre

b) Verkürzter Bildungsgang für Inhaber eines der Befähigungszeugnisse nach Nummer 1 2 Halbjahre

c) Verkürzter Bildungsgang für Inhaber eines Befähigungszeugnisses gemäß § 30 Abs. 3 Nr. 2 
der Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung 2 Halbjahre

7. Schiffsmaschinist auf Schiffen mit einer Antriebsleistung bis zu 750 kW

a) Regelbildungsgang 320 Stunden

b) Verkürzter Bildungsgang für Inhaber eines nautischen Befähigungszeugnisses gemäß 
§ 3 Nr. 1 oder 3, oder als Wahlfach im Bildungsgang nach Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 3 200 Stunden

8. Lehrgänge, die nach dem internationalen STCW-Abkommen im Sinne des § 2 Abs. 1a der Schiffsoffizier-
Ausbildungsverordnung zum Fortbestand des nautischen Befähigungszeugnisses erforderlich sind. je nach Lehrgang



§ 4
Voraussetzungen für die Zulassung

(1) Als Voraussetzung für die Zulassung zu den Bildungsgängen
ist die gesundheitliche Eignung zur Ausübung des angestrebten
Berufes gemäß § 8 Abs. 1 der Schiffsoffizier-Ausbildungsverord-
nung nachzuweisen.                                                                        
Darüber hinaus sind folgende Zulassungsvoraussetzungen zu er-
füllen:

1. für die Bildungsgänge nach § 3 Nr. 1:

die mittlere Reife, die auch im Rahmen der Berufsausbildung
erreicht werden kann, und

a) der erfolgreiche Abschluss der Berufsausbildung zum
Schiffsmechaniker (Regelausbildung) oder

b) der erfolgreiche Abschluss einer landesrechtlich geregel-
ten seefahrtbezogenen Ausbildung und eine zugelassene
praktische Ausbildung und Seefahrtzeit als nautischer
Offiziersassistent von mindestens zwölf Monaten, die
auch als schulrechtliches Praktikum während der Ausbil-
dung an einer nach Landesrecht eingerichteten Ausbil-
dungsstätte abgeleistet werden können sowie ein zugelas-
senes Berichtsheft gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 2 der Schiffsof-
fizier-Ausbildungsverordnung, in dem der Kapitän oder
ein befähigter Offizier bestätigt, dass die Ausbildung an
Bord die entsprechenden Anforderungen der Abschnitte
A-II/1 und A-II/2 des STCW-Codes erfüllt.

Bewerber für einen verkürzten Bildungsgang müssen die glei-
chen Voraussetzungen wie die Bewerber für den Regelbil-
dungsgang erfüllen.

2. für den Bildungsgang nach § 3 Nr. 2:

der erfolgreiche Abschluss der Berufsausbildung zum Schiffs-
mechaniker (Regelausbildung) oder eine zugelassene Seefahrt-
zeit von mindestens 36 Monaten im Decks- und Brückendienst.

3. für den Bildungsgang nach § 3 Nr. 3:

die mittlere Reife, die auch im Rahmen der Berufsausbildung
erreicht werden kann und der erfolgreiche Abschluss der
Berufsausbildung zum Schiffsmechaniker, zum Matrosen
oder zum Fischwirt im Schwerpunkt Kleine Hochsee- und
Küstenfischerei und eine Seefahrtzeit von zwölf Monaten im
Decksdienst auf Fahrzeugen der Seefischerei.

4. für den Bildungsgang nach § 3 Nr. 4:

der erfolgreiche Abschluss der Berufsausbildung zum Schiffs-
mechaniker, zum Matrosen oder zum Fischwirt im Schwer-
punkt Kleine Hochsee- und Küstenfischerei und eine Seefahrt-
zeit von zwölf Monaten im Decksdienst auf Fahrzeugen der
Seefischerei.

5. für den Lehrgang nach § 3 Nr. 5:

der erfolgreiche Abschluss der Berufsausbildung zum Schiffs-
mechaniker, zum Matrosen oder zum Fischwirt im Schwer-

punkt Kleine Hochsee- und Küstenfischerei und eine Seefahrt-
zeit von zwölf Monaten im Decksdienst auf Fahrzeugen der
Seefischerei.

6. für die Bildungsgänge nach § 3 Nr. 6:

die mittlere Reife, die auch im Rahmen der Berufsausbildung
erreicht werden kann und

a) der erfolgreiche Abschluss der Berufsausbildung zum
Schiffsmechaniker (Regelausbildung) oder 

b) der erfolgreiche Abschluss der Berufsausbildung in einem
Ausbildungsberuf der Metall- oder Elektrotechnik und
eine Seefahrtzeit im Maschinendienst von mindestens
zwölf Monaten oder

c) der erfolgreiche Abschluss einer landesrechtlich geregel-
ten seefahrtbezogenen Ausbildung und eine zugelassene
praktische Ausbildung und Seefahrtzeit als technischer
Offiziersassistent von mindestens 18 Monaten, die auch
als schulrechtliches Praktikum während der Ausbildung
an einer landesrechtlich eingerichteten Ausbildungsstätte
abgeleistet werden kann, und ein zugelassenes Berichts-
heft gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 2 der Schiffsoffizier-Ausbil-
dungsverordnung, in dem der Leiter der Maschinenanlage
oder ein befähigter Offizier bestätigt, dass die Ausbildung
an Bord die entsprechenden Anforderungen der Abschnit-
te A-III/1 und A-III/2 des STCW-Codes erfüllt.

Bewerber für einen verkürzten Bildungsgang müssen die glei-
chen Voraussetzungen wie die Bewerber für den Regelbil-
dungsgang erfüllen.

7. für die Bildungsgänge nach § 3 Nr. 7:

a) der erfolgreiche Abschluss der Berufsausbildung zum
Schiffsmechaniker oder

b) der Besitz eines nautischen Befähigungszeugnisses oder

c) der erfolgreiche Abschluss der Berufsausbildung in einem
Ausbildungsberuf der Metall- oder Elektrotechnik und
eine Seefahrtzeit im Maschinendienst von mindestens
sechs Monaten.

Nautiker ohne erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung
zum Schiffsmechaniker oder in einem Metall- oder Elek-
troberuf einschließlich einer vorgesehenen Seefahrtzeit müs-
sen eine dreimonatige überbetriebliche Ausbildung an einer
qualifizierten Einrichtung absolvieren.

8. für Bildungsgänge nach § 3 Nr. 8 ein nautisches Befähi-
gungszeugnis.

(2) In besonderen Fällen kann die oberste Schulaufsichtsbehörde
einen Bewerber nach Anhören der Ausbildungsstätte abweichend
von den schulischen Zulassungsvoraussetzungen zu einem der
Bildungsgänge gemäß § 3 zulassen, wenn in Bezug auf die prak-
tische Ausbildung Einvernehmen mit dem zuständigen Bundes-
ministerium oder mit der von ihm damit beauftragten Stelle her-
gestellt wurde.
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(3) Bewerber, die bereits einen der Bildungsgänge oder Lehrgän-
ge nach § 3 mit Erfolg durchlaufen oder die jeweilige Abschluss-
prüfung endgültig nicht bestanden haben, werden zu dem betref-
fenden Bildungsgang nicht erneut zugelassen.

§ 5
Zulassung

(1) Der Antrag auf Zulassung ist grundsätzlich drei Monate vor
Beginn des jeweiligen Bildungsganges bei der Ausbildungsstätte
einzureichen, der der gewünschte Bildungsgang gemäß § 1 zuge-
ordnet ist. Dem Antrag sind die nach § 4 geforderten Zeugnisse
und Nachweise als amtlich beglaubigte Kopien beizufügen sowie
eine Erklärung darüber, dass keine Ablehnungsgründe nach § 4
Abs. 3 vorliegen.

(2) Können nicht alle Bewerber in einen Bildungsgang aufge-
nommen werden, findet für alle Bewerber, die die Aufnahmevo-
raussetzungen erfüllen, ein Auswahlverfahren statt.
Im Auswahlverfahren sind die Plätze nach folgenden Quoten zu
vergeben:

70 Prozent an Bewerber, die eine Regelausbildung erfolg-
reich absolviert haben, 

25 Prozent an Bewerber, die eine andere qualifizierende
Berufsausbildung nachweisen, 

5 Prozent an Bewerber, für die die Ablehnung eine außer-
gewöhnliche Härte darstellen würde. 

Die von einer Gruppe nicht beanspruchten Plätze werden an die
anderen Gruppen im jeweiligen Quotenverhältnis vergeben. 

(3) Innerhalb einer Gruppe sind die Plätze nach der Rangfolge der
Durchschnittsnote der Zeugnisse zu vergeben, die die Aufnahme-
voraussetzungen nachweisen. Die Durchschnittsnote ist mit einer
Stelle nach dem Komma zu bilden, ohne dass gerundet wird. Kann
von Bewerbern mit gleichen Durchschnittsnoten nur ein Teil auf-
genommen werden, wird die Aufnahmeentscheidung auf Grund
eines Aufnahmegesprächs getroffen, das der Schulleiter oder der
Koordinator oder eine von ihm beauftragte Lehrkraft mit den Be-
werbern führt. 

(4) Verspätete Aufnahmeanträge können im Auswahlverfahren
erst berücksichtigt werden, wenn alle rechtzeitig eingegangenen
Aufnahmeanträge beschieden oder anderweitig erledigt worden
sind.

(5) Wer aufgenommen wurde, hat innerhalb von zwei Wochen
nach Bekanntgabe schriftlich mitzuteilen, ob er den Platz in An-
spruch nimmt. Nach Ablauf dieser Frist werden nicht in Anspruch
genommene Plätze im Nachrückverfahren vergeben. 

(6) Über die Zulassung entscheidet

bei der Ausbildungsstätte nach § 1 Nr. 1 der Koordinator,

bei der Ausbildungsstätte nach § 1 Nr. 2 der Schulleiter.

Wenn die erforderlichen Nachweise noch nicht vorliegen, wird
die Zulassung unter der Bedingung ausgesprochen, diese spätes-
tens bis zum Beginn des Unterrichts vorzulegen.

§ 6
Zulassungsverfahren für Ausländer und Aussiedler

(1) Die Ausbildungsstätte, an der das Zulassungsverfahren für
Ausländer und Aussiedler durchgeführt wird, setzt dort einen
Zulassungsausschuss ein.

(2) Der Zulassungsausschuss besteht 

1. an der Hochschule Wismar – Fachhochschule für Technik,
Wirtschaft und Gestaltung – Fachschule Seefahrt aus dem
Koordinator oder einem von ihm bestimmten Lehrer der
Fachschule Seefahrt als Vorsitzenden, 

2. an der beruflichen Schule des Landkreises Rügen aus dem
Schulleiter oder einem von ihm bestimmten Lehrer der Fach-
schule Seefahrt als Vorsitzenden, und

zwei Fachlehrern für das Fach Deutsch und

gegebenenfalls zwei Fachlehrern für das Fach Englisch.

(3) Das Zulassungsverfahren wird unverzüglich nach den in § 5
Abs. 1 bestimmten Terminen durchgeführt. 

(4) Die Sprachkenntnisse sind wie folgt nachzuweisen:

1. In der deutschen Sprache durch die schriftliche Nacherzäh-
lung eines Textes von etwa 250 Wörtern und ein Gespräch.
Die Zeit für die Anfertigung der Nacherzählung beträgt
90 Minuten. Das Gespräch wird vom Zulassungsausschuss
geführt; es dauert in der Regel zehn Minuten. Die schriftliche
Arbeit und das Gespräch müssen erkennen lassen, dass der
Bewerber in der Lage sein wird, dem Unterricht in dem Bil-
dungsgang zu folgen.

2. In der englischen Sprache durch den Nachweis der Teilnahme
am Unterricht in dieser Sprache bei Anträgen auf Zulassung
zu den Bildungsgängen nach

a) § 3 Nr. 1, 3 und 6 während eines Zeitraums von mindes-
tens sechs Jahren,

b) § 3 Nr. 2, 4, 5 und 7 während eines Zeitraums von mindes-
tens fünf Jahren.

Anderenfalls ist vom Bewerber in 90 Minuten eine schriftliche
Nacherzählung eines Textes in englischer Sprache von etwa 250
Wörtern, deren Thema dem Lebenskreis des Bewerbers entnom-
men ist, anzufertigen. Die nachgewiesenen Kenntnisse müssen
denen entsprechen, die im Rahmen eines an einer deutschen Schu-
le erworbenen, jeweils für die einzelnen Bildungsgänge berechti-
genden Schulabschlusses zu einer mindestens ausreichenden Note
geführt hätten.

(5) Die schriftlichen Arbeiten sind jeweils von beiden Fachlehrern
zu beurteilen.

(6) Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der schriftlichen
Arbeit und des Gesprächs stellt der Zulassungsausschuss fest, ob
der Bewerber die für die Zulassung erforderlichen Kenntnisse in
der deutschen und englischen Sprache nachgewiesen hat.
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(7) Der Bewerber kann ein zweites Mal am Zulassungsverfahren
teilnehmen, wenn er eine ausreichende Vorbereitung glaubhaft
macht. Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann auf Antrag gestat-
ten, dass der Bewerber ein drittes Mal am Zulassungsverfahren
teilnimmt, wenn hinreichend wahrscheinlich ist, dass der Bewer-
ber die geforderten Sprachkenntnisse nachweisen kann.

(8) Über alle mit dem Zulassungsverfahren zusammenhängenden
wichtigen Vorgänge, insbesondere über die Themenstellung und
das Ergebnis, werden durch einen vom Vorsitzenden bestimmten
Protokollführer Niederschriften angefertigt. Die Niederschriften
sind jeweils vom Protokollführer und vom Vorsitzenden zu unter-
zeichnen.

§ 7
Stundentafeln und Rahmenpläne

(1) Die Stundenverteilung der einzelnen Bildungsgänge wird
durch die Rahmenstundentafel (Anlage 1) geregelt.

(2) Stundentafeln und Rahmenpläne für die einzelnen Bildungs-
gänge werden auf der Grundlage der Rahmenlehrpläne der Stän-
digen Arbeitsgemeinschaft der Küstenländer für das Seefahrtbil-
dungswesen (StAK) durch das Ministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur gesondert erlassen.

§ 8
Leistungsbewertung

(1) Die Leistungsbewertung richtet sich nach § 62 des Schulge-
setzes.

(2) Alle das internationale Übereinkommen im Sinne von § 2
Abs. 1 der Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung betreffenden
Unterrichtsbestandteile sind mindestens durch die „Leistungs-
nachweise zur Erfüllung der STCW-Anforderungen“ des jeweils
geltenden Rahmenplanes mit mindestens ausreichenden Ergeb-
nissen zu belegen. Im Falle von nicht ausreichenden Leistungen in
einem Bestandteil, kann innerhalb desselben Schuljahres die Leis-
tungskontrolle wiederholt oder im Falle des Versäumnisses nach-
geholt werden. Führt dieses nicht zum Erfolg, ist der Lernbereich
mit „nicht ausreichend“ zu bewerten.

§ 9
Versetzung

(1) Die Klassenkonferenz entscheidet darüber, ob der Schüler das
Ziel der Jahrgangsstufe erreicht hat. Hat er das Ziel der Jahr-
gangsstufe nicht erreicht, wird es ihm unverzüglich mitgeteilt. Die
Entscheidung ist in das Jahreszeugnis (Anlage 2) aufzunehmen.
Ein Schüler ist nicht zu versetzen, wenn seine Leistungen in
einem oder in mehreren Lernfeldern nicht mindestens mit „aus-
reichend“ bewertet wurden. Konnten nicht alle das internationale
Übereinkommen im Sinne von § 2 Abs. 1 der Schiffsoffizier-Aus-
bildungsverordnung betreffenden Unterrichtsbestandteile mit
mindestens „ausreichend“ bewertet werden, ist der Schüler nicht
zu versetzen.

(2) Nicht ausreichende Leistungen im Zusatzunterricht zur Erlan-
gung der Fachhochschulreife und zur Zusatzqualifikation gemäß

§ 14 Abs. 1 sind nicht zur Versetzungsentscheidung heranzuzie-
hen. In diesem Fall und bei Nichtversetzung nimmt der Schüler
künftig nicht mehr am Zusatzunterricht teil.

(3) Ein Schüler ist trotz nicht ausreichender Leistungen zu verset-
zen, wenn von ihm unter Berücksichtigung der Lernentwicklung
im gesamten Beurteilungszeitraum im zweiten Ausbildungsab-
schnitt eine erfolgreiche Mitarbeit erwartet werden kann.
Die Entscheidung darüber trifft die Klassenkonferenz.

(4) Hat die Klassenkonferenz die Entscheidung „nicht versetzt“
getroffen und kann der Schüler dennoch nicht einer nachfolgen-
den gleichen Jahrgangsstufe zugewiesen werden, weil kein ent-
sprechender Klassenverband gebildet wurde, lautet der Vermerk
im Zeugnis: „Das Ziel der Jahrgangsstufe wurde nicht erreicht“.

Der Schüler kann dann wählen, ob er

1. den Besuch des Bildungsganges unterbrechen will, bis es eine
nachfolgende entsprechende Jahrgangsstufe gibt oder

2. die Schule verlässt.

(5) Ein Schüler, der die Schule ohne Abschluss verlässt, erhält ein
Abgangszeugnis nach dem Muster der Anlage 3. § 64 Abs. 2 und
3 des Schulgesetzes bleibt unberührt.

§ 10
Abschluss der Ausbildung

Die Ausbildung wird durch eine Prüfung abgeschlossen, in der der
Prüfling nachweisen soll, dass er die Ziele des jeweiligen Bil-
dungsganges oder Lehrganges erreicht hat und durch diese
Gesamtqualifikation auch die Anforderungen des Bundes für den
Nachweis der fachlichen Eignung zum Erwerb des jeweils ange-
strebten Befähigungszeugnisses nach § 18 der Schiffsoffizier-
Ausbildungsverordnung erfüllt.

§ 11
Prüfungsausschuss 

und Teilprüfungsausschüsse

(1) Zur Durchführung der Abschlussprüfung wird ein Prüfungs-
ausschuss gebildet. Diesem Prüfungsausschuss gehören an:

als Vorsitzender der Schulleiter der Einrichtung gemäß § 1
Nr. 2 oder ein von ihm beauftragter Lehrer als Vertreter oder
der Koordinator der Einrichtung gemäß § 1 Nr. 1 oder ein von
ihm beauftragter Lehrer als Vertreter,

die Lehrer, die zuletzt in dem betreffenden Bildungsgang un-
terrichtet haben.

Der Prüfungsausschuss hat insbesondere die Aufgabe,

1. den Gesamtablauf der Prüfung festzulegen und deren ord-
nungsgemäße Durchführung zu gewährleisten,

2. die Bewertung der Leistungen nach gleichen Maßstäben zu
sichern,
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3. Maßnahmen festzulegen, die die Geheimhaltung der Prü-
fungsaufgaben sowie die Schweigepflicht über Inhalt und den
Verlauf aller mit der Prüfung in Verbindung stehenden Bera-
tungen sichern,

4. die mündlichen Prüfungsaufgaben zu genehmigen,

5. die Prüfungsteilnehmer mit Inhalt und Ablauf der Prüfungen
vertraut zu machen,

6. die Entscheidung bei Verstößen gegen die Prüfungsbestim-
mungen und bei Beschwerden zu treffen,

7. die Teilprüfungsausschüsse für alle Prüfungsbereiche sowie
für die mündlich-praktische Prüfung zu bilden und zu berufen,

8. in allen Fällen, in denen nichts anderes bestimmt ist, die Ent-
scheidungen zu treffen sowie

9. alle Festlegungen zu protokollieren.

(2) Einem Teilprüfungsausschuss gehören mindestens an:

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses oder ein von ihm
bestimmter Vertreter als Vorsitzender und

ein Lehrer aus dem Bildungsgang, der in dem betreffenden
Prüfungsbereich zuletzt unterrichtet hat. Dieser Lehrer führt
auch das Protokoll. 

Abweichend hiervon kann die oberste Schulaufsichtsbehörde
auch Mitglieder berufen, die nicht an der Schule tätig sind.

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben dem
Vorsitzenden mindestens zwei Mitglieder anwesend sind. Die
Teilprüfungsausschüsse sind bei Anwesenheit von mindestens
zwei Mitgliedern beschlussfähig.

(4) Findet eine Teilwiederholungsprüfung nach § 23 Abs. 4 in
Lernbereichen statt, für die bei der vorangegangenen Abschluss-
prüfung des betreffenden Bildungsganges ein Teilprüfungs-
ausschuss gebildet worden war, kann auch diese Teilwiederho-
lungsprüfung vor einem Teilprüfungsausschuss abgelegt werden.
Dieser trifft dann insoweit die sonst dem Prüfungsausschuss
zustehenden Entscheidungen.

(5) Der Vorsitzende des jeweiligen Ausschusses kann Beschlüsse
beanstanden. Die Beanstandung ist zu begründen. Sie hat auf-
schiebende Wirkung. Hilft der Ausschuss der Beanstandung nicht
ab, entscheidet bei Beschlüssen eines Teilprüfungsausschusses
der Prüfungsausschuss, sonst die oberste Schulaufsichtsbehörde.

(6) Zu den Prüfungen für den Erwerb der Befähigungszeugnisse
für den nautischen und den technischen Dienst sowie zu den Prü-
fungen zum Erwerb von Seefunkzeugnissen ist ein Vertreter des
zuständigen Bundesministeriums oder ein Vertreter der von ihm
beauftragten Stelle durch den Koordinator oder den Schulleiter,
als Gast einzuladen. Der genannte Vertreter hat das Recht, alle
Prüfungsarbeiten einzusehen und in der mündlich-praktischen
Prüfung Fragen anzuregen. Er hat kein Stimmrecht, ist jedoch bei
Anwesenheit auf Verlangen vor allen Entscheidungen zu hören.

(7) Ein Vertreter der Hochschule Wismar, Fachbereich Seefahrt,
kann an den Beratungen der Prüfungsausschüsse, den Prüfungs-
konferenzen und an den Prüfungen ohne Stimmrecht teilnehmen.

(8) Vertreter der obersten Schulaufsichtsbehörde haben das Recht,
an allen Prüfungen mit Stimmrecht teilzunehmen und alle Prü-
fungsunterlagen einzusehen.

(9) Eine Lehrkraft, die zu einem Prüfling in nahen persönlichen
oder wirtschaftlichen Beziehungen steht, kann in der Regel nicht
Mitglied des Prüfungsausschusses oder eines Teilprüfungsaus-
schusses an dieser Schule sein. Die Lehrkraft hat im Falle ihrer
Berufung eine solche Tatsache dem Vorsitzenden unaufgefordert
mitzuteilen.

§ 12
Prüfungsgegenstände, Ort und Termin der Prüfung, 

Belehrung

(1) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen, einem prakti-
schen, gegebenenfalls aus einem mündlichen und einem münd-
lich-praktischen Teil.

(2) Alle das internationale Übereinkommen im Sinne von § 2
Abs. 1 der Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung betreffenden
Unterrichtsbestandteile sind Prüfungsgegenstand.

(3) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses setzt Ort und Ter-
min der Prüfung fest und teilt dieses allen Beteiligten unverzüg-
lich durch Aushang mit.

(4) Den Prüflingen ist vor Beginn der Prüfung der Text der §§ 23
und 24 bekannt zu geben.

§ 13
Vorgezogene Prüfung zum Erwerb von 

Seefunkzeugnissen

(1) In den Bildungsgängen, die gemäß § 7 Abs. 1 der Schiffsoffi-
zier-Ausbildungsverordnung ein Seefunkzeugnis erfordern, findet
vor einem Teilprüfungsausschuss eine Prüfung nach den Be-
stimmungen der Anlage 3 der Schiffssicherheitsverordnung vom
18. September 1998 (BGBl. I S. 3013, 3023), zuletzt geädert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. August 2007 (BGBl. I
S. 2193) statt.

(2) Hat der Prüfling in einzelnen Prüfungsteilen die Prüfung nicht
bestanden, ist innerhalb derselben Prüfung ein zweiter Versuch
zulässig.

§ 14
Vorgezogene Prüfung zum Nachweis der fachlichen 
Eignung für den Erwerb des Befähigungszeugnisses 

,,Schiffsmaschinist“

(1) In dem Bildungsgang gemäß § 3 Nr. 1 Buchstabe a findet für
diejenigen Schüler, die am wahlfreien Unterricht zur Vorberei-
tung auf den Erwerb des Befähigungszeugnisses zum Schiffsma-
schinisten teilgenommen haben, am Ende des Halbjahres, in dem
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dieser Unterricht zuletzt erteilt wurde, eine vorgezogene Prüfung
statt.

(2) Für den Ablauf dieser vorgezogenen Prüfungen gelten die
Bestimmungen der §§ 10 bis 12 sowie 15 entsprechend.

(3) Das Bestehen der Abschlussprüfung im Bildungsgang nach
§ 3 Nr. 1 Buchstabe a ist unabhängig vom Bestehen der Prüfung
zum Nachweis der fachlichen Eignung für den Erwerb des Befähi-
gungszeugnisses zum Schiffsmaschinisten.

(4) Die vorgezogene Prüfung zum Nachweis der fachlichen Eig-
nung für den Erwerb des Befähigungszeugnisses zum Schiffsma-
schinisten ist erst dann endgültig bestanden, wenn auch die Prü-
fung zum Nachweis der fachlichen Eignung zum Erwerb des
Befähigungszeugnisses in dem Bildungsgang nach § 3 Nr. 1
Buchstabe a erfolgreich bestanden ist.

§ 15
Meldung und Zulassung zur Prüfung

(1) Die Schüler melden sich zu dem von der Schule festgesetzten
Termin beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses schriftlich
zur Prüfung an. Melden sich Schüler aus Gründen, die sie selbst
zu vertreten haben, nicht fristgerecht zur Prüfung an, gilt diese als
nicht bestanden.

(2) Zur Prüfung ist zugelassen, wer zu Beginn der für einen der in
§ 3 genannten Bildungsgänge jeweils angesetzten Ersten Prü-
fungskonferenz Schüler dieses Bildungsgangs ist und mindestens
ausreichende Leistungen in allen laut Rahmenplan ausgewiesenen
,,Leistungsnachweisen zur Erfüllung der STCW-Anforderungen“
erbracht hat.

§ 16
Rücktritt, Täuschung, Behinderung und Störungen

(1) Erklären Schüler nach der Meldung zur Prüfung ihren Rück-
tritt, gilt die Prüfung als nicht bestanden.

(2) Erkranken Schüler unmittelbar vor oder während der Prüfung,
können sie die gesamte Prüfung oder den noch fehlenden Teil
nachholen. Falls sich Schüler wegen Krankheit nicht in der Lage
fühlen, an der Prüfung teilzunehmen, können sie dies noch vor
jedem Prüfungsteil, jedoch nicht mehr nach Bekanntgabe der zu
bearbeitenden Aufgabe geltend machen. Die Schüler haben
unverzüglich eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Der Vor-
sitzende des Prüfungsausschusses kann in Zweifelsfällen von
Schülern die Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses verlangen.

(3) Prüfungsteile, die wegen Krankheit versäumt wurden, werden
zu einem Termin nachgeholt, den der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses bestimmt. Bereits abgelegte Teile der Prüfung wer-
den bewertet.

(4) Versäumen Schüler aus von ihnen zu vertretenden Gründen
einen Prüfungstermin, so erhalten sie für die deshalb nicht er-
brachten Prüfungsleistungen die Note „ungenügend“. In leichte-
ren Fällen ist nur dieser entsprechende Prüfungsteil zu wiederho-
len. Versäumen Schüler aus von ihnen zu vertretenden Gründen

mehr als einen Prüfungstermin, ist die gesamte Prüfung für nicht
bestanden zu erklären. Geben Schüler eine schriftliche Prüfungs-
aufgabe unbearbeitet zurück, so wird dieser Prüfungsteil ebenfalls
mit „ungenügend“ bewertet.

(5) Versuchen Schüler das Ergebnis der Prüfung durch Täuschung
zu beeinflussen, ist die gesamte Prüfung für „nicht bestanden“ zu
erklären. In leichteren Fällen ist nur dieser entsprechende Prü-
fungsteil zu wiederholen. Die Schüler setzen die Prüfung bis zur
Entscheidung durch den Prüfungsauschuss über diesen Sachver-
halt fort. 

(6) Behindern Schüler durch ihr Verhalten die Prüfung in einer
Weise, dass es nicht möglich ist, ihre Prüfung oder die anderer
Schüler ordnungsgemäß durchzuführen oder fortzusetzen, können
sie von der Aufsicht führenden Lehrkraft von der weiteren Teil-
nahme an diesem Prüfungsteil ausgeschlossen werden. Die Prü-
fung ist dann für „nicht bestanden“ zu erklären. Der Prüfungsaus-
schuss entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob dieser Prü-
fungsteil wiederholt werden darf oder diese Schüler von der Teil-
nahme an der weiteren Prüfung ausgeschlossen werden.

(7) Vor Beginn des ersten Prüfungsteils sind die Schüler auf das
Verfahren bei Rücktritt, Krankheit, Täuschung und Störungen
besonders hinzuweisen. Dieses ist aktenkundig zu machen.

§ 17
Erste Prüfungskonferenz

(1) Spätestens am letzten Unterrichtstag vor Beginn des ersten
Prüfungsteils beschließt der Prüfungsausschuss für alle Prüflinge
in allen Lernbereichen auf Vorschlag der Fachlehrer, die zuletzt
unterrichtet haben, die Vornoten, die aus allen während des Bil-
dungsganges erbrachten Einzelleistungen ermittelt werden. Ist ein
Lernbereich mit ,,mangelhaft“ oder ,,ungenügend“ bewertet,
erfolgt keine Zulassung zur Prüfung. Der Schüler kann dann unter
den Voraussetzungen des § 56 des Schulgesetzes wählen, ob er

1. das letzte Schuljahr wiederholt oder

2. die Schule verlässt und sich frühestens zur nächsten regulären
Prüfung im betreffenden Bildungsgang zur Nichtschülerprü-
fung meldet.

(2) Den Prüflingen ist unverzüglich nach dem Beschluss die Mög-
lichkeit zu eröffnen, die eigenen Vornoten einzusehen.

(3) Schülerinnen und Schüler der Bildungsgänge nach § 3 Nr. 1
bis 5 haben den Nachweis zu erbringen, dass die Prüfungsteile
gemäß § 13 erfolgreich abgeschlossen wurden. Der Prüfungsaus-
schuss kann eine Abweichung von Satz 1 zulassen, wenn eine ent-
sprechende Wiederholungsprüfung genehmigt ist und zu einem
späteren Termin durchgeführt wird.

§ 18
Schriftliche Prüfung

(1) Die schriftliche Prüfung erstreckt sich auf folgende Lernberei-
che mit folgenden Bearbeitungszeiten:
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Bildungsgang/Lehrgang Bearbeitungszeit

1. Bildungsgang nach § 3 Nr. 1

Schiffsführung
(Navigation als Pflichtbestandteil) 5 Zeitstunden
Überwachung des Schiffsbetriebes und 
Fürsorge für Personen an Bord 2 Zeitstunden
Ladungsumschlag und Stauung 4 Zeitstunden
Gesellschaft und Kommunikation 2 Zeitstunden

2. Bildungsgang nach § 3 Nr. 2

Schiffsführung
(Navigation als Pflichtbestandteil) 2 Zeitstunden
Überwachung des Schiffsbetriebes und 
Fürsorge für Personen an Bord 2 Zeitstunden
Ladungsumschlag und Stauung 2 Zeitstunden

3. Bildungsgang nach § 3 Nr. 3

Navigation 4 Zeitstunden
Schifffahrtsrecht 3 Zeitstunden
Seemannschaft 3 Zeitstunden
Wetterkunde 2 Zeitstunden

4. Bildungsgang nach § 3 Nr. 4

Navigation 4 Zeitstunden
Schifffahrtsrecht 3 Zeitstunden
Seemannschaft 3 Zeitstunden

5. Lehrgang nach § 3 Nr. 5

Navigation 2 Zeitstunden
Schifffahrtsrecht 2 Zeitstunden
Seemannschaft 2 Zeitstunden

6. Bildungsgang nach § 3 Nr. 6

Schiffsbetriebstechnik 5 Zeitstunden
Wartung und Instandsetzung 2 Zeitstunden
Elektrotechnik, Elektronik und Leittechnik 3 Zeitstunden
Überwachung des technischen 
Schiffsbetriebes und Fürsorge für 
Personen an Bord 2 Zeitstunden

7. Bildungsgang nach § 3 Nr. 7

Schiffsbetriebstechnik, 
Wartung und Instandsetzung, 
Überwachung des technischen 
Schiffsbetriebes 3 Zeitstunden

Bei Bearbeitungszeiten von mehr als drei Zeitstunden kann die
schriftliche Prüfung gesplittet werden.

(2) Die oberste Schulaufsichtsbehörde oder die durch sie beauf-
tragten Stelle beruft einen Prüfungsaufgabenausschuss, dem die
Ausbildungsstätte spätestens sechs Wochen vor Beginn der
schriftlichen Prüfung für jeden Lernbereich zwei Aufgabenvor-
schläge in einem verschlossenem Umschlag vorlegt. Aus diesen

Vorschlägen wählt dieser Ausschuss jeweils die Prüfungsaufga-
ben aus. Wenn Aufgaben ungeeignet oder änderungsbedürftig er-
scheinen, kann er diese ändern oder neue Vorschläge anfordern.

(3) Dieser Ausschuss sendet die ausgewählten Prüfungsaufgaben
in verschlossenem Umschlag spätestens fünf Unterrichtstage vor
Beginn der schriftlichen Prüfung an die Ausbildungsstätte zurück.
Der Koordinator oder der Schulleiter oder ein von ihm benannter
Vertreter öffnet den Umschlag, trifft die notwendigen Vorberei-
tungen für die Durchführung der Prüfung und verwahrt die Prü-
fungsaufgaben getrennt nach Lernbereichen in verschlossenen
Umschlägen. Die Umschläge dürfen erst unmittelbar vor Beginn
der Prüfung in Anwesenheit der Prüflinge geöffnet werden.

(4) Die Zeit für die Bearbeitung der schriftlichen Prüfungsaufga-
ben beginnt unmittelbar, nachdem die Prüfungsaufgaben bekannt
gegeben und beigefügte Texte gelesen worden sind.

(5) Die schriftliche Prüfung findet unter Aufsicht einer Lehrkraft
statt.

(6) Jede schriftliche Prüfungsarbeit wird von einer Lehrkraft kor-
rigiert und benotet, die die Aufgabe vorgeschlagen, im Lernbe-
reich zuletzt unterrichtet hat oder vom Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses mit der Korrektur beauftragt wurde. 

(7) Für die Prüfungsarbeiten, die mit „mangelhaft“ oder „ungenü-
gend“ benotet werden, ist ein sachkundiger Zweitgutachter zu
bestimmen. Dieser wird auf Vorschlag des Koordinators oder des
Schulleiters für jeden schriftlichen Prüfungsbereich vom Prü-
fungsausschuss festgelegt. Der Zweitgutachter beurteilt und beno-
tet diese Prüfungsarbeiten ebenfalls. Stimmen die Benotungen
nicht überein, entscheidet der Prüfungsausschuss.

(8) Sobald die Ergebnisse der schriftlichen Prüfung vorliegen, ist
dieses durch Aushang bekannt zu machen und den Schülern ist die
Möglichkeit zu eröffnen, in die eigenen Arbeiten einzusehen.

§ 19
Zweite Prüfungskonferenz

(1) Spätestens am dritten Unterrichtstag vor Beginn der mündli-
chen Prüfung tritt der Prüfungsausschuss zur zweiten Prüfungs-
konferenz zusammen.

(2) In dieser Prüfungskonferenz beschließt der Prüfungsausschuss
aufgrund der Vornoten und der Noten der schriftlichen Prüfung

1. in welchen Lernbereichen welche Prüflinge mündlich geprüft
werden sollen und

2. welche Prüflinge an der mündlichen Prüfung nicht teilnehmen,
weil sie die Prüfung insgesamt nicht mehr bestehen können.

(3) Für den Fall, dass ein Prüfling in vier Lernbereichen mündlich
geprüft werden soll, muss der Prüfungsausschuss gleichzeitig
beschließen, ob und in welchem Lernbereich auf die mündliche
Prüfung verzichtet werden soll, falls der Prüfling von seinem
Recht auf Zuwahl eines Lernbereiches Gebrauch macht und die-
ser nicht bereits zu den vom Prüfungsausschuss bestimmten ge-
hört.
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(4) Der Prüfungsausschuss beschließt in dieser Prüfungskonferenz,
für welche Lernbereiche Teilprüfungsausschüsse eingesetzt werden.

(5) Spätestens am zweiten Unterrichtstag vor Beginn der münd-
lichen Prüfung wird dem Prüfling

1. durch Aushang mitgeteilt, ob und gegebenenfalls in welchen
Lernbereichen er mündlich geprüft werden soll,

2. gegebenenfalls mitgeteilt, dass er an der mündlichen Prüfung
nicht mehr teilnimmt, weil er die Prüfung insgesamt nicht
mehr bestehen kann.

(6) Vom Zeitpunkt der Bekanntgabe der mündlich zu prüfenden
Lernbereiche bis zum Zeitpunkt der mündlichen Prüfung findet
für die Prüflinge kein Unterricht statt. Wünschen mindestens fünf
Schüler die Fortsetzung des Unterrichts in bestimmten Unter-
richtsfächern und Lernbereichen der Stundentafel, soll diesem
Wunsch entsprochen werden. Eine Pflicht zur Teilnahme an die-
sem Unterricht besteht nicht.

§ 20
Mündliche Prüfung

(1) Gegenstand der mündlichen Prüfung können alle Lernbereiche
sein. Ein Prüfling soll einschließlich des nach Absatz 3 gegebe-
nenfalls zugewählten Lernbereichs höchstens in vier Lernberei-
chen mündlich geprüft werden.

(2) Prüfer ist der Lehrer, der zuletzt den jeweiligen Unterricht
erteilt hat, oder bei dessen Verhinderung, ein vom Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses zu bestimmender Vertreter. Der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses sowie der Vorsitzende des Teil-
prüfungsausschusses haben das Recht, in die Prüfung einzugrei-
fen, zur Klärung der Prüfungsleistung selbst Fragen zu stellen und
Fragen anderer Ausschussmitglieder zuzulassen.

(3) Jeder Prüfling hat das Recht, sich in einem Lernbereich seiner
Wahl mündlich prüfen zu lassen. Das gewählte Gebiet hat der
Prüfling spätestens am fünften Unterrichtstag vor Beginn der
mündlichen Prüfung schriftlich dem Koordinator oder dem Schul-
leiter mitzuteilen. Die einmal getroffene Wahl kann nicht geän-
dert werden.

(4) Wählen Prüflinge Lernbereiche der mündlichen Prüfung, für
die nach § 19 Abs. 4 noch nicht über die Einsetzung eines Teil-
prüfungsausschusses entschieden worden ist, bestimmt der Vor-
sitzende des Prüfungsausschusses die Mitglieder des Teilprü-
fungsausschusses.

(5) Beim Prüfungsgespräch der mündlichen Prüfung können bis zu
zwei Schüler des betreffenden Bildungsgangs der jeweiligen Aus-
bildungsstätte anwesend sein, die selbst nicht in dem betreffenden
Lernbereich an der Prüfung teilnehmen. Während der Beratung und
Beschlussfassung dürfen Schüler nicht anwesend sein. Die Anwe-
senheit von Schülern ist außerdem nicht zulässig, wenn

1. ein Prüfling sich dagegen ausspricht oder

2. der jeweilige Prüfungsausschuss aufgrund eines begründeten
Antrags eines seiner Mitglieder dies beschließt.

(6) Die Fachkonferenz erarbeitet eine der Anzahl der Prüflinge
entsprechende Zahl an Prüfungsfragen für die mündliche Prüfung.

(7) Der Prüfling erhält durch Verlosung für jede Einzelprüfung
einen verschlossenen Umschlag. Die Vorbereitung findet unter
Aufsicht in einem gesonderten Raum statt. Die Vorbereitungszeit
beträgt regelmäßig 20 Minuten. Während der Vorbereitungszeit
kann sich der Prüfling Aufzeichnungen anfertigen. Diese sind zu
den Prüfungsakten zu nehmen.

(8) Die mündliche Prüfung wird in Form eines Gesprächs durch-
geführt, wobei der Prüfling seine in der Vorbereitungszeit ange-
fertigten Aufzeichnungen, die im Übrigen nicht Gegenstand der
Prüfung sind, zu Hilfe nehmen kann.

(9) Das Prüfungsgespräch dauert für jeden Prüfling in jedem
Lernbereich in der Regel 15 Minuten.

(10) Der jeweilige Prüfungsausschuss setzt auf Vorschlag des
Prüfers die Note der mündlichen Prüfung fest.

§ 21
Mündlich/praktische Prüfung

(1) In der mündlich/praktischen Prüfung sollen die Prüflinge
nachweisen, dass sie die für das angestrebte Befähigungszeugnis
notwendigen Kenntnisse und Fertigkeiten nach dem internationa-
len Übereinkommen im Sinne von § 2 Abs. 1 der Schiffsoffizier-
Ausbildungsverordnung besitzen.

(2) Die Dauer dieser Prüfung soll 40 Minuten nicht überschreiten.
Das Ergebnis lautet ,,bestanden“ oder ,,nicht bestanden“ und wird
so in das Abschlusszeugnis übernommen.

(3) Die mündlich/praktische Prüfung kann sich auf alle Lernbe-
reiche erstrecken.

(4) Die Ausbildungsstätte legt dem Prüfungsaufgabenausschuss
spätestens sechs Wochen vor Beginn der mündlich/praktischen
Prüfung eine der Zahl der Prüflinge entsprechende Anzahl von
Aufgabenvorschlägen in einem verschlossenen Umschlag vor.
Wenn dem Prüfungsaufgabenausschuss Aufgaben ungeeignet
oder änderungsbedürftig erscheinen, kann er diese ändern oder
neue Vorschläge anfordern.

(5) Der Prüfungsaufgabenausschuss sendet die ausgewählten
Aufgaben im verschlossenen Umschlag spätestens fünf Unter-
richtstage vor Beginn der mündlich/praktischen Prüfung an die
Ausbildungsstätte zurück. Der Koordinator oder der Schulleiter
oder ein von ihm bestimmter Vertreter öffnet den Umschlag, trifft
die notwendigen Vorbereitungen für die Durchführung der münd-
lich/praktischen Prüfung und verwahrt jede einzelne Prüfungsauf-
gabe in einem verschlossenen Umschlag. Die Umschläge dürfen
erst unmittelbar vor Beginn der Prüfung in Anwesenheit der Prüf-
linge geöffnet werden.

(6) Die Aufgaben werden durch Auslosung an die Prüflinge verteilt.

(7) Die mündlich/praktische Prüfung findet vor einem Teilprü-
fungsausschuss statt, der darüber entscheidet, ob der Prüfling
bestanden hat.
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§ 22
Dritte Prüfungskonferenz, Ergebnis der Prüfung

(1) Der Prüfungsausschuss beschließt die Endnoten für die einzel-
nen Lernbereiche und das Ergebnis der Prüfung. Die Endnoten
ergeben sich aus der jeweiligen Vornote und den Noten der
schriftlichen sowie der mündlichen Prüfung. Bei Lernbereichen,
in denen keine Prüfung durchgeführt wurde, sind die Vornoten die
Endnoten. Die Endnote eines Lernbereiches ist mit ,,mangelhaft“
oder ,,ungenügend“ zu bewerten, wenn mangelhafte oder ungenü-
gende Leistungen in der Prüfung, die das internationale Überein-
kommen im Sinne von § 2 Abs. 1 der Schiffsoffizier-Ausbil-
dungsverordnung betreffen, erzielt wurden.

(2) Das Ergebnis der Prüfung lautet ,,bestanden“ oder ,,nicht
bestanden“.

(3) Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn

die Endnote in mindestens einem Lernbereich ,,mangelhaft“
oder ,,ungenügend“ lautet,

die mündlich/praktische Prüfung mit ,,nicht bestanden“ be-
wertet wurde oder

das vorgeschriebene Seefunkzeugnis gemäß § 13 Abs. 1 nicht
nachgewiesen werden kann.

In allen anderen Fällen ist die Prüfung bestanden.

(4) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses gibt den Prüflingen
im Anschluss an die dritte Prüfungskonferenz die Ergebnisse der
Prüfung bekannt.

§ 23
Wiederholung der Prüfung

(1) Wer die Abschlussprüfung nicht bestanden hat, kann diese auf
eigenen Antrag an den Prüfungsausschuss einmal wiederholen.
Die Wiederholung findet grundsätzlich im Rahmen der nächsten
regulären Prüfung statt. Über Ausnahmen entscheidet der Prü-
fungsausschuss. Bis zum Prüfungstermin nimmt der Schüler am
Unterricht teil, sofern eine nachfolgende Klasse vorhanden ist.
Der Koordinator oder der Schulleiter bestimmt nach Maßgabe der
für den betreffenden Bildungsgang geltenden Stundentafel, in
welchen Lernbereichen der Schüler am Unterricht teilnehmen
soll. Die Vornoten werden nach § 17 Abs. 1 festgesetzt.

(2) Über eine zweite Wiederholungsprüfung entscheidet auf
Antrag des Prüflings die oberste Schulaufsichtsbehörde. Sie wird
nur gestattet, wenn das Bestehen auf Grund eines zustimmenden
Votums des Prüfungsausschusses hinreichend wahrscheinlich ist.

(3) Die Abschlussprüfung kann nur im Ganzen wiederholt wer-
den. In der Regel ist hierfür die Wiederholung des letzten Schul-
jahres des Bildungsgangs erforderlich. Ist eine Wiederholung
unter den Voraussetzungen des § 56 des Schulgesetzes nicht mög-
lich, muss der Schüler die Schule ohne Abschluss verlassen und
erhält ein Abgangszeugnis nach dem Muster der Anlage 3.  Hat
der Prüfling bereits ein Schuljahr wiederholt und besteht die
Abschlussprüfung nicht, muss er die Schule ohne Abschluss ver-
lassen und erhält ein Abgangszeugnis nach dem Muster der Anla-

ge 3. In beiden Fällen kann er die Wiederholungsprüfung zum
nächstmöglichen Termin als Nichtschüler ablegen. Die §§ 11 bis
23 sind dann sinngemäß anzuwenden. Die Absätze 1 und 2 blei-
ben unberührt.

(4) Ein Prüfling, der in höchstens einem Teilbereich die Endnote
„mangelhaft“ oder „ungenügend“ erreicht hat, wird in einer
mündlichen Teilwiederholungsprüfung in diesem Teilbereich ge-
prüft. Teilwiederholungsprüfungen sind Wiederholungsprüfun-
gen im Sinne des Absatzes 1, können jedoch nach einer angemes-
senen Frist durchgeführt werden, ohne dass das letzte Schuljahr zu
wiederholen war.

(5) Eine bestandene Abschlussprüfung kann nicht wiederholt wer-
den.

§ 24
Abschlusszeugnis und Berechtigungen

(1) Wer die Prüfung bestanden hat, erhält ein Abschlusszeugnis
nach dem Muster der Anlage 5 mit dem Datum der dritten Prü-
fungskonferenz. Es enthält Angaben über die erworbenen Berech-
tigungen in Form von Feststellungsvermerken in deutscher und
englischer Sprache. Hat der Prüfling die Prüfung endgültig nicht
bestanden, erhält er ein Abgangszeugnis nach Anlage 4.

(2) Hat ein Prüfling, der am wahlfreien Zusatzunterricht zur Vor-
bereitung auf den Erwerb des Befähigungszeugnisses zum
Schiffsmaschinisten teilgenommen hat, die Abschlussprüfung des
betreffenden Bildungsgangs bestanden, und lautet die für den
wahlfreien Zusatzunterricht erteilte Note mindestens ,,ausrei-
chend“, so erhält er zusätzlich ein Abschlusszeugnis gemäß Anla-
ge 5. Dieses zusätzliche Zeugnis erhält einen Feststellungsver-
merk, wonach dieses Zeugnis nur in Verbindung mit dem Nach-
weis der fachlichen Eignung für das angestrebte nautische Befähi-
gungszeugnis gilt. Lautet die erteilte Note nicht mindestens ,,aus-
reichend“, bleibt sie unberücksichtigt.

(3) Schüler, die aus dem Bildungsgang ausscheiden, ohne an der
Abschlussprüfung teilgenommen zu haben, erhalten ein Abgangs-
zeugnis nach Anlage 3.

§ 25 
Fachhochschulreife

(1) Das Abschlusszeugnis der Bildungsgänge schließt die Fach-
hochschulreife ein, wenn erfolgreich am Zusatzunterricht gemäß
Absatz 2  teilgenommen, die Abschlussprüfung der Fachschule
und die Zusatzprüfung im Fach Mathematik bestanden wurde.

(2) Zusatzunterricht und Anrechnung zur Erlangung der Fach-
hochschulreife:
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Bildungsgang zus. Berufl. Bio, Ch, Ph
Ma Schwerpunkt

Gem. § 3 Abs. 2 60 Schiffsführung Seefahrtbezogene
Nr. 1 Naturwissenschaften

Gem. § 3 Abs. 2 60 Schiffsbetriebs- Seefahrtbezogene 
Nr. 6 technik Naturwissenschaften



(3) Schülern, die am Zusatzunterricht gemäß Absatz 2 teilgenommen
und die Abschlussprüfung im jeweiligen Beruf und die Zusatzprü-
fung zur Erlangung der Fachhochschulreife bestanden haben, wird
die Fachhochschulreife bestätigt. Zur Bestätigung der Fachhoch-
schulreife enthält das Abschlusszeugnis den folgenden Feststel-
lungsvermerk in deutscher, englischer und französischer Sprache:

Entsprechend der Vereinbarung über den Erwerb der Fach-
hochschulreife in beruflichen Bildungsgängen – Beschluss
der Kultusministerkonferenz vom 5. Juni 1998 in der Fassung
vom  9. März 2001 – berechtigt dieses Zeugnis in allen Län-
dern der Bundesrepublik Deutschland zum Studium an Fach-
hochschulen.

In accordance with the agreement „Vereinbarung über den
Erwerb der Fachhochschulreife in beruflichen Bildungsgän-
gen“ (Agreement on the acquisition of the qualification for
studies at a Fachhochschule (university of applied science)
through courses of vocational education and training) – Deci-
sion of the Standing Conference of the Ministers of Education
and Cultural Affairs of the Länder in then Federal Republic of
Germany of 5 June 1998 in the version of 9 March 2001 – this
certificate entiles the holder to study at Fachhochschulen in
all Länder of the Federal Republic of Germany.

En conformité avec l’accord „Vereinbarung über den Erwerb
der Fachhochschulreife in beruflichen Bildungsgängen“
(Accord sur l’acquisition du diplôme habilitant aux études
dans une Fachhochschule (université de sciences pratiques)
par des cours d’éducation technologique et professionelle) –
Décision de la Conférence Permanente des Ministres de
l’Education et des Affaires Culturelles des Länder en Répu-
blique Fédérale d’Allemagne du 5 Juin 1998 en version du
9 Mars 2001 – ce diplôme habilite le titulaire aux études dans
les Fachhochschulen de tous les Länder de la République
Fédérale d’Alemagne.

(4) Zur Erlangung der Fachhochschulreife ist zusätzlich die Anga-
be einer Durchschnittsnote vorgesehen. Dazu sind die Endnoten
der Lernbereiche Deutsch, Sozialkunde, Englisch (Gesellschaft
und Kommunikation), Mathematik, des beruflichen Schwer-
punktfachs, sowie aus dem Fächerbereich Biologie, Chemie, Phy-
sik  gemäß Absatz 2 *) heranzuziehen. Die Durchschnittsnote ist
bis auf eine Dezimalstelle auszurechnen.

§ 26
Zulassung von Nichtschülern zur Prüfung

(1) Zur Prüfung kann ein Bewerber zugelassen werden, der nicht
am Unterricht der Ausbildungsstätte teilgenommen hat, wenn er

1. die Zustimmung des zuständigen Bundesministeriums oder
der von ihm damit beauftragten Stelle nachweist,

2. die Voraussetzungen für die Zulassung zu dem angestrebten
Befähigungszeugnis entsprechenden Bildungsgang nach § 4
erfüllt und

3. glaubhaft macht, dass er durch Art und Umfang seiner Vorbe-
reitung auf die Prüfung in der Lage ist, den Anforderungen zu
entsprechen.

(2) Prüfungen für Nichtschüler finden grundsätzlich im Rahmen
der planmäßigen Prüfungen statt. Nichtschüler dürfen zur Prüfung
nicht früher zugelassen werden, als dies bei regulärem Durchlau-
fen des Bildungsgangs möglich gewesen wäre.

(3) Anträge auf Zulassung sind bei der zuständigen Schulauf-
sichtsbehörde bis spätestens drei Monate vor Beginn der Prüfung
zu stellen. Dem Antrag sind beizufügen:

1. ein tabellarischer Lebenslauf mit lückenloser Darlegung des
bisher durchlaufenen schulischen und beruflichen Werde-
gangs,

2. eine beglaubigte Kopie der Geburtsurkunde oder des Perso-
nalausweises oder des Reisepasses,

3. beglaubigte Kopien der Zeugnisse, durch die die Erfüllung der
Zulassungsvoraussetzungen nachgewiesen wird, sowie be-
glaubigte Kopien weiterer Zeugnisse oder Unterlagen, die
Auskunft über den bisher durchlaufenen schulischen und
beruflichen Werdegang geben; dazu gehören die jeweils letz-
ten Zeugnisse aller besuchten Schulen oder anderer Bildungs-
einrichtungen,

4. der Nachweis oder, falls dies unmöglich ist, die Glaubhaftma-
chung von Art und Umfang der Vorbereitung auf die Prüfung,

5. eine Erklärung über alle bisher unternommenen Versuche, ein
Befähigungszeugnis nach der Schiffsoffizier-Ausbildungs-
verordnung zu erwerben,

6. die Zustimmung des zuständigen Bundesministeriums oder
der von ihm damit beauftragten Stelle.

(4) Die Zulassung kann versagt werden, wenn der Bewerber

1. zum Zeitpunkt der Prüfung in einem Alter ist, in dem ihm bei
Besuch einer zu dem angestrebten Abschluss führenden
öffentlichen Schule die Ablegung der Abschlussprüfung noch
nicht möglich wäre,

2. bereits zwei Mal erfolglos die Prüfung zur Erlangung des ent-
sprechenden Abschlusses abgelegt hat,

3. zur gleichen Prüfung an einer anderen Stelle zugelassen
wurde, diese Prüfung aber noch nicht abgeschlossen hat oder 

4. die gemäß Absatz 3 einzureichenden Unterlagen nicht fristge-
recht und vollständig vorgelegt hat.

Zusatzprüfungen im Rahmen der Abschlussprüfungen zur Erlan-
gung der Fachhochschulreife sind als Nichtschülerprüfung nicht
möglich.

(5) Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet die zuständige
Schulaufsichtsbehörde und benennt dem Antragsteller die beauf-
tragte Schule. Die Entscheidung ist den Bewerbern schriftlich
bekannt zu geben. Dem Zulassungsbescheid wird die Zahlungs-
aufforderung für die Prüfungsgebühren beigefügt. Im Falle der
Nichtzulassung kann die Wiederholung des Antrags auf Zulas-
sung frühestens zur nächsten regulären Prüfung erfolgen.
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(6) Tritt ein Nichtschüler innerhalb einer Frist von zwei Wochen
nach Erteilung des Zulassungsbescheides durch schriftliche Er-
klärung gegenüber der bescheidenden Stelle von der Nicht-
schülerprüfung zurück, werden 50 Prozent der Prüfungsgebühr
fällig. In allen anderen Fälle ist die volle Gebühr zu entrichten.

§ 27
Besondere Verfahrensvorschriften für 

Nichtschülerprüfungen

(1) Zwei Monate vor Prüfungsbeginn sind in der prüfenden Schu-
le durch den Nichtschüler folgende Unterlagen vorzulegen:

1. der Zulassungsbescheid,

2. der Personalausweis oder Reisepass und

3. ein Nachweis über die bezahlten Prüfungsgebühren.

Nur bei vollständiger Vorlage der vorbezeichneten Nachweise
besteht das Recht auf Teilnahme an der Prüfung. Der Personal-
ausweis oder Reisepass ist auf Anforderung vor jedem Prüfungs-
teil vorzuzeigen.

(2) Die Prüfung erstreckt sich auf alle Lernbereiche, die in dem
angestrebten Befähigungszeugnis entsprechenden Bildungsgang
vorgeschrieben sind. Auf eine mündliche Prüfung kann nur in sol-
chen Lernbereichen verzichtet werden, die schriftlich geprüft
wurden. Die Prüfung kann in bis zu drei Abschnitten innerhalb
von zwei Jahren abgelegt werden.

(3) Wer als Nichtschüler erfolgreich an der Prüfung teilgenom-
men hat, erhält das Abschlusszeugnis des entsprechenden Bil-
dungsgangs. Das Abschlusszeugnis erhält den Vermerk:

,,Frau/Herr .....................................

hat die Prüfung als Nichtschüler abgelegt.“

Hat der Bewerber die Prüfung nicht bestanden, erhält er die ent-
sprechende Bescheinigung nach dem Muster der Anlage 6.

(4) Für Nichtschülerprüfungen gelten im Übrigen die Bestim-
mungen dieser Verordnung entsprechend.

§ 28
Niederschriften

(1) Über alle mit den Prüfungen zusammenhängenden Beratungen
und Prüfungsvorgänge werden Niederschriften angefertigt.

(2) Die Niederschriften sind von dem durch den Vorsitzenden
bestimmten Protokollführer und vom Vorsitzenden des jeweiligen
Ausschusses zu unterzeichnen.

(3) Die Niederschrift über die schriftliche Prüfung führt der Auf-
sicht führende Lehrer. Sie soll insbesondere enthalten:

1. den Sitzplan der Prüflinge,

2. die Namen der Aufsicht führenden Lehrer und die Zeiten, zu
denen sie jeweils Aufsicht geführt haben,

3. die Zeiten des Beginns der Aufgabenstellung und der Arbeits-
zeit für die Anfertigung der Prüfungsarbeiten,

4. den letztmöglichen Zeitpunkt für die Abgabe der Prüfungsar-
beiten,

5. die Zeiten, zu denen einzelne Prüflinge den Raum verlassen
und zurückkehren,

6. die Zeiten, zu denen die Prüflinge ihre Prüfungsarbeiten abge-
ben,

7. besondere Vorkommnisse.

(4) Die Niederschrift über die mündliche Prüfung soll die Aufga-
benstellung und die Leistungen des Prüflings erkennen lassen
sowie über Verlauf und Ergebnis der Abstimmung über die Note
im jeweiligen Ausschuss Auskunft geben.

(5) Den Niederschriften ist eine Liste beizufügen, die die Vornoten,
die Noten für die schriftlichen und die mündlichen Prüfungsleis-
tungen, das Ergebnis der mündlich/praktischen Prüfung, die End-
noten der Lernbereiche sowie das Ergebnis der Prüfung enthält.

§ 29
Übergangsbestimmungen

Für Schüler, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung ihre
Ausbildung begonnen haben, gelten die Vorschriften der See-
schifffahrtsausbildungsverordnung vom 24. November 2004
(Mittl.bl. BM M-V S. 655) weiter.

§ 30
Anlagen

Die Anlagen 1 bis 6 sind Bestandteil dieser Verordnung.

§ 31
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Seeschifffahrtsausbildungsverordnung
vom 24. November 2004 (Mittl.bl. BM M-V S. 655) außer Kraft.
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Schwerin, den 6. Mai 2008

Der Minister für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur

Henry Tesch

Mittl.bl. BM M-V 2008 S. 498
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Anlage 2 (zu § 9 Abs. 1)

..........................................................................................................................
(Name und Ort der Ausbildungsstätte)

Jahreszeugnis

der

Fachschule für Seefahrt

[Bildungsgang gemäß § 3]

[Herr/Frau/Fräulein]

.................................................................................................................................................................................
(Vorname und Name)

geboren am ........................................... in .............................................................................................................

besuchte die Klasse ......................... im Schuljahr .............. / ..............

Hinweis zum Arbeits- und Sozialverhalten:

.................................................................................................................................................................................

.................................................................................................................................................................................

.................................................................................................................................................................................

.................................................................................................................................................................................

Versäumte Unterrichtsstunden: ..............  davon entschuldigt: ..............
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.........................................................................................................................
(Vorname und Name)

erhält aufgrund der Leistungen folgende Noten:

[Lernbereiche und Teilbereiche (Fächer oder Lernfelder) sind entsprechend der Stundentafel einzusetzen] 

Bemerkungen:

...........................................................
(Ort, Datum)

...................................................             Schulstempel ........................................
(Schulleiter/-in)                                                                                                  (Klassenlehrer/-in)

Notenstufen
sehr gut (1), gut (2), befriedigend (3), ausreichend (4), mangelhaft (5), ungenügend (6)
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Anlage 3 (zu § 9 Abs. 5,
§ 23 Abs. 3,
§ 24 Abs. 3)

..........................................................................................................................
(Name und Ort der Ausbildungsstätte)

Abgangszeugnis

der

Fachschule für Seefahrt

[Bildungsgang gemäß § 3]



[Herr/Frau/Fräulein]

.......................................................................................................................
(Vorname und Name)

geboren am ............................... in ...............................................................

besuchte die Schule  ......................... von ..................... bis........................

und erhält aufgrund der Leistungen folgende Noten:

[Lernbereiche und Teilbereiche (Fächer oder Lernfelder) sind entsprechend der Stundentafel einzusetzen] 

...........................................................
(Ort, Datum)

...................................................             Schulstempel ........................................
(Schulleiter/-in)                                                                                                  (Klassenlehrer/-in)

Notenstufen
sehr gut (1), gut (2), befriedigend (3), ausreichend (4), mangelhaft (5), ungenügend (6)

Dem Zeugnis liegen zugrunde:
1. Verordnung über die Zulassung, Ausbildung und Prüfung in den Bildungsgängen für Nautik und für Schiffsbetriebstechnik im Land Mecklenburg-

Vorpommern (Seeschifffahrtsausbildungs- und Prüfungsverordnung – SeeschAPVO M-V) vom ... (Mittl.bl. BM M-V S. ...)
2. Rahmenvereinbarung über Fachschulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. November 2002)
3. Rahmenordnung der Ausbildung  und Prüfung von nautischen und technischen Schiffsoffizieren an den seefahrtbezogenen Fachschulen der Länder

– Rahmen-APO See – (Beschluss der Ständigen Arbeitsgemeinschaft der Küstenländer für das Seefahrtbildungswesen vom 5. Juni 2007)
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Anlage 4 (zu § 24 Abs. 1)

..........................................................................................................................
(Name und Ort der Ausbildungsstätte)

Abgangszeugnis

der

Fachschule für Seefahrt

[Bildungsgang gemäß § 3]



[Herr/Frau/Fräulein]

.....................................................................................................................
(Vorname und Name)

geboren am ............................... in .............................................................

besuchte die Schule ......................... von ................... /bis........................

und hat die Abschlussprüfung nicht bestanden.

[Name] erhält aufgrund der Leistungen folgende Noten:

[Lernbereiche und Teilbereiche (Fächer oder Lernfelder) sind entsprechend der Stundentafel einzusetzen] 

...........................................................
(Ort, Datum)

...................................................             Schulstempel ..................................................
(Schulleiter/-in)                                                                                                  (Vorsitzender des Prüfungsausschusses)

Notenstufen
sehr gut (1), gut (2), befriedigend (3), ausreichend (4), mangelhaft (5), ungenügend (6)

Dem Zeugnis liegt zugrunde: 
1. Verordnung über die Zulassung, Ausbildung und Prüfung in den Bildungsgängen für Nautik und für Schiffsbetriebstechnik im Land Mecklenburg-

Vorpommern (Seeschifffahrtsausbildungs- und Prüfungsverordnung – SeeschAPVO M-V) vom ... (Mittl.bl. BM M-V S. ...)
2. Rahmenvereinbarung über Fachschulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. November 2002)
3. Rahmenordnung der Ausbildung  und Prüfung von nautischen und technischen Schiffsoffizieren an den seefahrtbezogenen Fachschulen der Länder

– Rahmen-APO See – (Beschluss der Ständigen Arbeitsgemeinschaft der Küstenländer für das Seefahrtbildungswesen vom 5. Juni 2007)
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Anlage 5 (zu § 24 Abs. 1 und 2)

.......................................................................................................................
(Name und Ort der Ausbildungsstätte)

Abschlusszeugnis

der

Fachschule für Seefahrt

[Bildungsgang gemäß § 3]



[Herr/Frau/Fräulein]

..............................................................................................................
(Vorname und Name)

geboren am ............................. in ........................................................

besuchte die Schule vom ............................. bis .................................

zuletzt die Klasse ...................... , hat die

Abschlussprüfung bestanden und ist berechtigt, die Berufsbezeichnung

[Berufsbezeichnung gemäß § 3]

zu führen.

Dieses Zeugnis dient nach § 18 der Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung dem Nachweis der fachlichen Eignung
für den Erwerb des Befähigungszeugnisses zum .........................................

According to § 18 of the Deck and Engineer Officers Training and Certification ordinance („Schiffsoffizier-Ausbil-
dungsverordnung“) this document shows the professional aptitude for getting a certificate ........................................

Dem Zeugnis liegen zugrunde: 
1. Verordnung über die Zulassung, Ausbildung und Prüfung in den Bildungsgängen für Nautik und für Schiffsbetriebstechnik im Land Mecklenburg-

Vorpommern (Seeschifffahrtsausbildungs- und Prüfungsverordnung – SeeschAPVO M-V) vom ... (Mittl.bl. BM M-V S. ...)
2. Rahmenvereinbarung über Fachschulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. November 2002)
3. Rahmenordnung der Ausbildung  und Prüfung von nautischen und technischen Schiffsoffizieren an den seefahrtbezogenen Fachschulen der Länder

– Rahmen-APO See – (Beschluss der Ständigen Arbeitsgemeinschaft der Küstenländer für das Seefahrtbildungswesen vom 5. Juni 2007)
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.........................................................................................................................
(Vorname und Name)

erhält aufgrund der Leistungen folgende Noten:

[die Noten für die Lernbereiche und Teilbereiche (Fächer, Lernfelder) sind entsprechend der Stundentafel einzusetzen] 

Bemerkungen:

Versäumte Unterrichtsstunden: ......................  davon entschuldigt: .........................

...........................................................
(Ort, Datum)

...................................................             Schulstempel ..................................................
(Schulleiter/-in)                                                                                                  (Vorsitzender des Prüfungsausschusses)

Notenstufen
sehr gut (1), gut (2), befriedigend (3), ausreichend (4), mangelhaft (5), ungenügend (6)
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Anlage 6 (zu § 27 Abs. 3)

..........................................................................................................................
(Name und Ort der Ausbildungsstätte)

Bescheinigung

der

Fachschule für Seefahrt

[Bildungsgang gemäß § 3]

zur Vorbereitung auf den Erwerb des Befähigungszeugnisses

zum ..........................................................................................

[Frau/Herr] ................................................................................................................................................
(Vorname und Name)

geboren am ............................... in ..........................................................................................................................

hat am .............................................................. als Nichtschüler an der Abschlussprüfung eines Bildungsganges 
zur Vorbereitung auf den Erwerb des Befähigungszeugnisses 

zum .................................................................................. 

teilgenommen und die Prüfung nicht bestanden.

...................................................             Siegel ..................................................
(Schulleiter/-in)                                                                                                  (Vorsitzender des Prüfungsausschusses)

Notenstufen
sehr gut (1), gut (2), befriedigend (3), ausreichend (4), mangelhaft (5), ungenügend (6)

Dem Zeugnis liegt zugrunde: 
1. Verordnung über die Zulassung, Ausbildung und Prüfung in den Bildungsgängen für Nautik und für Schiffsbetriebstechnik im Land Mecklenburg-

Vorpommern (Seeschifffahrtsausbildungs- und Prüfungsverordnung – SeeschAPVO M-V) vom ... (Mittl.bl. BM M-V S. ...)
2. Rahmenvereinbarung über Fachschulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. November 2002)
3. Rahmenordnung der Ausbildung  und Prüfung von nautischen und technischen Schiffsoffizieren an den seefahrtbezogenen Fachschulen der Länder

– Rahmen-APO See – (Beschluss der Ständigen Arbeitsgemeinschaft der Küstenländer für das Seefahrtbildungswesen vom 5. Juni 2007)



1. Geltungsbereich und Begriffsbestimmung

1.1 Die Bestimmungen dieses Erlasses gelten für die an den
öffentlichen Schulen tätigen nebenamtlichen Lehrkräfte und
sonstigen teilzeitbeschäftigten Lehrkräfte, die gemäß § 1
Abs. 2 Buchstabe i TV-L vom Geltungsbereich des TV-L
ausgenommen sind.

1.2 Nebenamtlich wird der Unterricht erteilt, wenn die Lehrkraft
im öffentlichen Dienst außerhalb des Schulwesens haupt-
amtlich in einem Beamtenverhältnis beschäftigt ist und nicht
im Rahmen dieses Hauptamtes tätig wird.

1.3 Sonstige teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte sind die geringfügig
Beschäftigten, bei denen die Beschäftigung innerhalb eines
Kalenderjahres auf längstens zwei Monate oder 50 Arbeits-
tage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Vo-
raus vertraglich begrenzt ist (zum Beispiel Aushilfstätigkeit
für den gesamten Zeitraum). Dies gilt nicht, wenn die
Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird und ihr Entgelt
400 Euro im Monat übersteigt. Als nicht berufsmäßig wer-
den zum Beispiel grundsätzlich Beschäftigungen zwischen
Abitur und Studium angesehen. Bei geringfügigen Beschäf-
tigungsverhältnissen nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV, also bei
Dauerbeschäftigungsverhältnissen, bei denen das Arbeits-
entgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig 400 Euro im
Monat nicht übersteigt, findet der TV-L hingegen Anwen-
dung. 

2. Nebenamtliche Lehrkräfte

2.1 Die Beschäftigungsverhältnisse der nebenamtlichen Lehr-
kräfte sind öffentlich-rechtlicher Art. Sie unterliegen den
entsprechenden beamtenrechtlichen Vorschriften.

2.2 Für die Erteilung von nebenamtlichem Unterricht ist ein
schriftlicher Auftrag (Anlage 1) in dreifacher Ausfertigung
erforderlich. Eine Ausfertigung erhält die Lehrkraft, eine
weitere Ausfertigung die Beschäftigungsdienststelle und
eine Ausfertigung ist zu den Besoldungsunterlagen zu neh-
men.

2.3 Vor Erteilung des Auftrages gemäß Nummer 2.2 sind vorzu-
legen

– eine Erklärung des betreffenden Schulleiters über den
zusätzlichen Lehrerbedarf unter Angabe der Fächer, der
Klassen und der voraussichtlichen Auftragsdauer,

– eine Erklärung des zu Beauftragenden (Anlage 3),

– Nachweise über die Lehrbefähigung,

– Nachweis über die durchgeführte Belehrung gemäß § 35
Infektionsschutzgesetz,

– gegebenenfalls eine Genehmigung der anderen Dienst-
behörde zur Übernahme der Nebentätigkeit.

In Ausnahmefällen kann das Ministerium für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur von der Pflicht zur Vorlage absehen.

2.4 Die Zahlung der Vergütung für nebenamtliche Lehrkräfte
erfolgt bei einer Tätigkeit bis zu drei Monaten nach Einzel-
stunden, sonst nach Jahreswochenstunden. Die Einzelstun-
denvergütung ist monatlich nachträglich am für die Beschäf-
tigten des Landes geltenden Zahltag des übernächsten Mo-
nats und die Jahreswochenstundenvergütung am für die Be-
schäftigten des Landes geltenden Zahltag eines jeden Monats
für den laufenden Monat zu zahlen. 
Die Jahreswochenstundenvergütung wird auch während der
Ferienzeiten gezahlt. Die Vergütung ist nur für die tatsäch-
lich erteilten Unterrichtsstunden zu gewähren. Durch die
Vergütung sind alle mit dem Unterricht verbundenen Tätig-
keiten (z. B. Teilnahme an Konferenzen, Prüfungen, Bespre-
chungen und Schulveranstaltungen, Vorbereitung für den
Unterricht, Korrekturen, Elternbesuche) abgegolten.

2.5 Die Vergütungssätze für nebenamtliche Lehrkräfte sind ent-
sprechend der Vorgaben in Anlage 4 zu ermitteln. 

3. Sonstige teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte

3.1 Die Dienstverhältnisse der sonstigen teilzeitbeschäftigten
Lehrkräfte richten sich, soweit nachstehend nichts anderes
bestimmt ist, nach den Vorschriften des Bürgerlichen Ge-
setzbuches. 

3.2 Mit den sonstigen teilzeitbeschäftigten Lehrkräften sind
Dienstverträge (Anlage 2) in dreifacher Ausfertigung abzu-
schließen. Bei einer dauernden Änderung der regelmäßigen
Pflichtstundenzahl ist ein neuer Dienstvertrag abzuschließen.
Eine Ausfertigung des Dienstvertrages erhält die Lehrkraft,
eine weitere Ausfertigung die Beschäftigungsdienststelle und
eine Ausfertigung ist zu den Vergütungsunterlagen zu neh-
men.

3.3 Vor Abschluss eines Dienstvertrages gemäß Nummer 3.2
sind vorzulegen

– eine Erklärung des betreffenden Schulleiters über den
zusätzlichen Lehrerbedarf unter Angabe der Fächer, der
Klassen und der voraussichtlichen Auftragsdauer,

– eine Erklärung des Einzustellenden (Anlage 3),
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– Nachweise über die Lehrbefähigung,

– Nachweis über die durchgeführte Belehrung gemäß § 35
Infektionsschutzgesetz,

– gegebenenfalls eine Genehmigung des anderen Arbeit-
gebers zur Übernahme der Nebentätigkeit,

– ein kurz gefasster Lebenslauf,

– ein polizeiliches Führungszeugnis.

3.4 Die Zahlung der Vergütung für sonstige teilzeitbeschäftigte
Lehrkräfte erfolgt einschließlich einer Urlaubsvergütung bei
einer befristeten Tätigkeit bis zu zwei Monaten nach Einzel-
stunden, sonst nach Jahreswochenstunden. Nummer 2.4
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

3.5 Die Vergütungssätze für sonstige teilzeitbeschäftigte Lehr-
kräfte sind entsprechend der Vorgaben in Anlage 4 zu ermit-
teln. 

3.6 Im Erkrankungsfall wird die Vergütung für die Dauer von
sechs Wochen, längstens jedoch bis zum Ende des Dienst-
verhältnisses, fortgezahlt. Die Regelungen des Entgeltfort-
zahlungsgesetzes finden Anwendung. In den übrigen Fällen
einer Verhinderung an der Dienstleistung aus persönlichen
Gründen findet § 29 TV-L sinngemäß Anwendung.

4. Zuständigkeit

4.1 Die Beauftragung mit nebenamtlichem Unterricht und die
Einstellung von sonstigen teilzeitbeschäftigten Lehrkräften
sowie die Regelung des Dienstverhältnisses erfolgt im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel durch die zuständige
Schulaufsichtsbehörde.

4.2 Die Beauftragung mit nebenamtlichem Unterricht und die
Einstellung von sonstigen teilzeitbeschäftigten Lehrkräften
ist nur dann zulässig, wenn der jeweilige Unterricht nicht
durch im Landesdienst stehende Lehrkräfte abgedeckt wer-
den kann.

5. Pflichten der Lehrkräfte

Die Dienstpflichten der nebenamtlichen und sonstigen teil-
zeitbeschäftigten Lehrkräfte richten sich nach den Bestim-
mungen für die Lehrkräfte an den öffentlichen Schulen.

6. Urlaub

Der Urlaubsanspruch richtet sich nach den Vorschriften des
Bundesurlaubsgesetzes. Der Urlaub ist in der unterrichts-
freien Zeit zu nehmen.

7. Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses

7.1 Der Auftrag einer nebenamtlichen Lehrkraft endet durch
Fristablauf, Widerruf oder Ausscheiden aus dem Hauptamt.

7.2 Der Dienstvertrag einer sonstigen teilzeitbeschäftigten Lehr-
kraft endet durch Fristablauf, Kündigung oder Auflösungs-
vertrag. Für die Kündigungsfrist ist § 622 BGB maßgebend.
Unberührt bleiben die Bestimmungen über die fristlose Kün-
digung aus wichtigem Grund (§ 626 BGB).

8. Steuerpflicht

Lohnsteuerabzug und Einkommensteuer-Erklärungspflicht
richten sich nach den jeweils geltenden gesetzlichen Bestim-
mungen.

9. Sozialversicherung und Zusatzversicherung

9.1 Die Sozialversicherung richtet sich nach den jeweils gelten-
den gesetzlichen Bestimmungen.

9.2 Nebenamtliche und sonstige teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte
unterliegen nicht der Zusatzversicherungspflicht bei der Ver-
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL).

10. Übergangsregelung

Die Bestimmungen dieses Erlasses gelten auch für die im
Zeitpunkt seines Inkrafttretens bereits bestehenden neben-
amtlichen Beschäftigungsverhältnisse. Mit den sonstigen
teilzeitbeschäftigten Lehrkräften sind neue Dienstverträge
gemäß Nummer 3.2 anzustreben.

11. Anlagen

Die Anlagen 1 bis 4 sind Bestandteil dieses Erlasses.

12. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieser Erlass tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. Gleich-
zeitig tritt der Erlass „Beschäftigungsverhältnis und Vergü-
tung der an öffentlichen Schulen tätigen nebenamtlichen
Lehrkräfte“ vom 18. Februar 2003 (Mittl.bl. M-V S. 54)
außer Kraft. 
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Anlage 1
[Nebenamtlicher Unterricht]

_____________________________ ______________________
Einstellende Behörde   Ort, Datum

Frau/Herrn

_______________________

_______________________

Auftrag zur Erteilung von nebenamtlichem Unterricht

Sehr geehrte Frau ________________________,

sehr geehrter Herr ________________________,

mit Wirkung vom ___________________ wird Ihnen jederzeit widerruflich/bis zum

__________________ die nebenamtliche Erteilung des Unterrichts in dem Fach/den 

Fächern _____________________________________________ an der 

_____________________________________ in der _________________
Schule  Klasse

mit _________ Wochenstunden übertragen.

Für diese Nebentätigkeit sind die §§ 67 ff. Landesbeamtengesetz M-V maßgebend. Im übrigen regeln sich das Dienstverhältnis und die
Vergütung nach dem Erlass des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur „Beschäftigungsverhältnis und Vergütung der an
öffentlichen Schulen tätigen nebenamtlichen und sonstigen teilzeitbeschäftigten Lehrkräfte, die vom Geltungsbereich des TV-L aus-
genommen sind“ in der jeweils geltenden Fassung.

Ihre Vergütung erfolgt nach Einzelstunden/Jahreswochenstunden* und beträgt derzeit _______ 1 je Einzelstunde/monatlich*.

Sie haben die Ihnen übertragene Aufgabe gewissenhaft wahrzunehmen und den dienstlichen Weisungen nachzukommen.

Vor Aufnahme eines anderen oder bei Erweiterung eines bestehenden Beschäftigungsverhältnisses sind Sie verpflichtet, mich unver-
züglich davon zu unterrichten.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

___________
* Nichtzutreffendes streichen
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Anlage 2
[Unterricht von sonstigen

teilzeitbeschäftigten Lehrkräften]

Dienstvertrag

Zwischen
dem Land Mecklenburg-Vorpommern

vertreten durch _______________________________________________________
personalführende Stelle

– Arbeitgeber –

und

Frau/Herrn __________________________

geboren am ____________

– Arbeitnehmer/in –

wird folgender Vertrag geschlossen:

§ 1

(1) Frau/Herr ____________________________ wird als sonstige teilzeitbeschäftigte Lehrkraft zur stundenweisen Erteilung von 

Unterricht in dem Fach/den Fächern* ________________________________________ an _________________________________
Schule

ab dem _______________ auf unbestimmte Zeit eingestellt.

für die Zeit vom _______________ bis _______________ eingestellt.

(2) _______________________________________________________________________________________________________

__________________________________________________________________________________________________________

__________________________________________________________________________________________________________

__________________________________________________________________________________________________________
[Gründe für die Befristung dieses Vertrages]

(3) Die Probezeit beträgt sechs Monate. Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt
werden (§ 622 Abs. 3 BGB).
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§ 2

(1) Das Dienstverhältnis regelt sich nach den Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches und dem Erlass des Ministeriums für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur „Beschäftigungsverhältnis und Vergütung der an öffentlichen Schulen tätigen nebenamtlichen und son-
stigen teilzeitbeschäftigten Lehrkräfte, die vom Geltungsbereich des TV-L ausgenommen sind“ in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Die Gewährung des Erholungsurlaubs richtet sich nach den Vorschriften des Bundesurlaubsgesetzes. Der Urlaub ist in der unter-
richtsfreien Zeit zu nehmen.

§ 3

Die Zahl der regelmäßig zu erteilenden Unterrichtsstunden wird auf _______ Stunden wöchentlich festgesetzt.

§ 4

Die Vergütung bestimmt sich nach dem Erlass des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur „Beschäftigungsverhältnis und
Vergütung der an öffentlichen Schulen tätigen nebenamtlichen und sonstigen teilzeitbeschäftigten Lehrkräfte, die vom Geltungsbereich
des TV-L ausgenommen sind“ in der jeweils geltenden Fassung. Die Vergütung erfolgt nach Einzelstunden/Jahreswochenstunden* und
beträgt derzeit _______ 1 je Einzelstunde/monatlich*.

§ 5

Für eine ordentliche Kündigung sind die Kündigungsfristen des § 622 BGB maßgebend. § 626 BGB (außerordentliche Kündigung)
bleibt unberührt.

§ 6

Jede Vertragspartei erhält eine Ausfertigung dieses Vertrages.

__________________________________ _______________________________
(Ort, Datum)  (personalführende Stelle)

__________________________________ _______________________________
Unterschrift/Arbeitgeber  Unterschrift/Arbeitnehmer/in

___________
* Nichtzutreffendes streichen
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Anlage 3

_________________________ _________________________ 
(Name, Vorname)  Ort, Datum

_________________________
(Straße)

_________________________
(Wohnort)

Erklärung

Hiermit erkläre ich,

dass ich beim Land Mecklenburg-Vorpommern noch wie folgt beschäftigt bin:

_______________________________________________________________ .

dass ich in keinem Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis zum Land
Mecklenburg-Vorpommern stehe.

dass ich eine selbstständige Tätigkeit wie folgt ausübe:

_______________________________________________________________ .

dass ich eine Versorgung oder Rente aus eigener hauptberuflicher
Erwerbstätigkeit beziehe.

dass ich derzeit/ab ________________ bis voraussichtlich ________________

Student an der ______________________________________ bin/sein werde.

Dienststelle/Tätigkeit bei: ______________________________________________

beschäftigt als: _______________________________________________________

wöchentliche Arbeitszeit: _______________________________________________

Ich verpflichte mich, die Änderung der angegebenen Verhältnisse unverzüglich anzuzeigen, die Ausführungen zu § 8 SGB, Viertes
Buch (Anlage 3a) habe ich zur Kenntnis genommen. Mir ist bekannt, dass falsche Angaben zur fristlosen Kündigung führen.

_________________________________________
Unterschrift
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Anlage 3a

Sozialgesetzbuch (SGB) Viertes Buch (IV) – Gemeinsame
Vorschriften für die Sozialversicherung – (Artikel I des 

Gesetzes vom 23. Dezember 1976, BGBl. I S. 3845)

§ 8 
Geringfügige Beschäftigung und geringfügige selbstständige Tätigkeit

(1) Eine geringfügige Beschäftigung liegt vor, wenn

1. das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig im Monat 400 Euro nicht übersteigt,

2. die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens zwei Monate oder 50 Arbeitstage nach ihrer
Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich begrenzt ist, es sei denn, dass die Beschäftigung
berufsmäßig ausgeübt wird und ihr Entgelt 400 Euro im Monat übersteigt.

(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 sind mehrere geringfügige Beschäftigungen nach Nummer 1 oder Num-
mer 2 sowie geringfügige Beschäftigungen nach Nummer 1 mit Ausnahme einer geringfügigen Beschäftigung
nach Nummer 1 und nicht geringfügige Beschäftigungen zusammenzurechnen. Eine geringfügige Beschäfti-
gung liegt nicht mehr vor, sobald die Voraussetzungen des Absatzes 1 entfallen. Wird bei der Zusammenrech-
nung nach Satz 1 festgestellt, dass die Voraussetzungen einer geringfügigen Beschäftigung nicht mehr vorlie-
gen, tritt die Versicherungspflicht erst mit dem Tage der Bekanntgabe der Feststellung durch die Einzugsstelle
oder einen Träger der Rentenversicherung ein.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit anstelle einer Beschäftigung eine selbstständige Tätigkeit
ausgeübt wird. Dies gilt nicht für das Recht der Arbeitsförderung. 
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Anlage 4

Vergütungssätze für nebenamtliche und sonstige teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte
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______________
1 Der Faktor 3,25 ergibt sich aus dem Quotienten aus Anzahl der Unterrichtswochen im Schuljahr (39) = 3,25

12 Monate 
2 In der für die Beamten des Landes Mecklenburg-Vorpommern maßgeblichen Fassung



Folgende Korrekturen sind vorzunehmen:

1. Die Anlagen 15 bis 17 und 19 werden beigefügt erneut veröf-
fentlicht. 

2. Auf Seite 283 ist über dem Zeugnisvordruck linksbündig
„Anlage 18“ und rechtsbündig „Seite 1“ einzusetzen.

3. Auf Seite 284 ist über dem Zeugnisvordruck rechtsbündig
„Seite 2“ einzusetzen.
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Prüfungsordnung
für den Bachelor-Studiengang Physik

der Universität Rostock

Vom 8. April 2008

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 10. Juli 2006
(GVOBl. M-V S. 539)2, hat die Universität Rostock folgende Prüfungsordnung für den Bachelor-Studiengang Physik als Satzung3

erlassen:

Inhaltsübersicht

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Allgemeine Zugangsvoraussetzungen

(1) Als allgemeine Zugangsvoraussetzung für den Bachelor-Stu-
diengang Physik an der Universität Rostock gilt der erfolgreiche
Abschluss einer auf das Studium vorbereitenden Bildung. Die für
ein Studium an der Universität erforderliche Qualifikation wird
durch den Erwerb der allgemeinen Hochschulreife oder einer ein-
schlägigen fachgebundenen Hochschulreife oder einer durch
Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen Stelle als
gleichwertig anerkannte Zugangsberechtigung oder durch eine
Zugangsprüfung für beruflich qualifizierte Bewerber ohne Hoch-
schulreife nachgewiesen.

(2) Der Bachelor-Studiengang Physik wird in deutscher Sprache
angeboten. Ausländische Studienbewerber müssen entsprechende
Kenntnisse der deutschen Sprache nachweisen. Als Nachweis der
erfolgreichen Sprachkenntnisse gilt an der Universität Rostock für

Studienangebote der Naturwissenschaften generell die Niveaustu-
fe DSH-1. Über die Anerkennung anderer ausreichender Sprach-
kenntnisse entscheidet der Prüfungsausschuss auf Antrag.

§ 2
Abschluss und Regelstudienzeit

(1) Der Bachelor-Studiengang Physik führt zu einem berufsqua-
lifizierenden Abschluss. Er ermöglicht die Aufnahme eines wei-
terführenden Master-Studiengangs und den Übergang in eine
berufliche Tätigkeit sowie bei besonderer Eignung die Zulassung
zur Promotion.

(2) Die Regelstudienzeit, innerhalb der das Studium abgeschlos-
sen werden soll, beträgt sechs Semester.

(3) Der Bachelor-Studiengang gliedert sich in elf Pflichtmodule
aus dem Lehrgebiet Experimentalphysik mit 63 Leistungspunk-
ten, sechs Pflichtmodule aus dem Lehrgebiet Theoretische Physik

______________
1 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2 Mittl.bl. BM M-V S. 635
3 In dieser Ordnung beziehen sich alle Personen- und Funktionsbezeichnungen in gleicher Weise auf Frauen und Männer.



mit 39 Leistungspunkten, fünf Pflichtmodule aus dem Lehrgebiet
Mathematik mit 36 Leistungspunkten und Module im Umfang
von 30 Leistungspunkten aus den vorgesehenen Wahlpflichtbe-
reichen. Aus den Modulen des Pflicht- und Wahlpflichtbereiches
und der Bachelor-Arbeit sind mindestens 180 Leistungspunkte zu
erwerben.

(4) Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, wird der Grad Bachelor
of Science (B.Sc.) verliehen.

§ 3
Leistungspunktsystem und Module

(1) Während des Studiums sind Leistungspunkte zu erwerben.
Sie sind ein quantitatives Maß für den mit dem Studium verbun-
denen zeitlichen Arbeitsaufwand der Studierenden. Je Semester
sind 30 Leistungspunkte zu erwerben; das entspricht einem
Arbeitsaufwand von etwa 900 Stunden. Der Erwerb von Leis-
tungspunkten setzt eine erfolgreiche Teilnahme an den Lehrver-
anstaltungen beziehungsweise ein erfolgreiches Erbringen
bestimmter Studienleistungen voraus und ist an das Bestehen der
jeweiligen Modulprüfung gebunden.

(2) Das Studium gliedert sich in Module, für die nach bestande-
ner Modulprüfung die dem jeweiligen Modul zugeordneten Leis-
tungspunkte vergeben werden. Die Module umfassen inhaltlich
zusammenhängende Lehrveranstaltungen und erstrecken sich in
der Regel über ein Semester; in Ausnahmefällen kann sich ein
Modul über zwei Semester erstrecken. Module können außer den
traditionellen Lehrveranstaltungen auch andere Lehr- und Lern-
formen wie z. B. Berufspraktika, Exkursionen, Studienprojekte
oder E-Learning beinhalten. Jeder Modul ist mit einer Modulprü-
fung abzuschließen.

(3) Eine Übersicht über alle Module wird in § 24 Abs. 1 gegeben,
eine ausführliche Beschreibung in der für den Bachelor-Studien-
gang Physik geltenden Studienordnung.

§ 4
Prüfungsaufbau

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus studienbegleitenden Mo-
dulprüfungen (§ 24 Abs. 1) und der Bachelor-Arbeit (§ 25 und
§ 26).

(2) Modulprüfungen können aus mündlichen Prüfungen, Klau-
surarbeiten oder sonstigen schriftlichen Arbeiten bestehen. Die
Modulprüfungen bestehen in der Regel aus einer, maximal aus
zwei Prüfungsleistungen.

§ 5
Fristen und Termine der Modulprüfungen

(1) Die studienbegleitenden Modulprüfungen sollen in den vor-
gesehenen Fachsemestern abgelegt werden (Regelprüfungstermi-
ne gemäß § 24 Abs. 1). Sie können vor dem Regelprüfungstermin
abgelegt werden, sofern die für die Zulassung erforderlichen Stu-
dienleistungen erbracht sind. Sie können gemäß § 6 nach dem
Regelprüfungstermin abgelegt werden.

(2) Die studienbegleitenden Modulprüfungen in Form von Klau-
suren und mündlichen Prüfungen werden in den dafür festgeleg-
ten Prüfungszeiträumen abgenommen. Der Prüfungszeitraum
eines Semesters erstreckt sich auf einen ersten Zeitraum vier
Wochen unmittelbar nach dem Ende der Vorlesungszeit und einen
zweiten Zeitraum vier Wochen unmittelbar vor Beginn der Vorle-
sungszeit des folgenden Semesters. Modulprüfungen in Form von
Prüfungspraktika und sonstigen schriftlichen Prüfungsleistungen
(§ 8) können auch im Laufe der Vorlesungszeit erbracht werden.

(3) Der Kandidat hat sich zu jeder Modulprüfung schriftlich beim
Prüfungsamt anzumelden Die Frist für die Meldung zu den
Modulprüfungen eines Prüfungszeitraums endet vier Wochen vor
dessen Beginn. Die Frist für die Meldung zu den während der
Vorlesungszeit abzulegenden Modulprüfungen endet zwei Wo-
chen nach Beginn der Vorlesungszeit.

(4) Die Daten der Prüfungszeiträume, die in ihnen ablegbaren
Modulprüfungen sowie die zugehörigen Meldefristen werden bis
spätestens sechs Wochen vor Ende der Vorlesungszeit eines
Semesters durch ortsüblichen Aushang bekannt gegeben.

(5) Die konkreten Prüfungstermine und -orte für die einzelnen
Prüfungen werden durch den Prüfungsausschuss festgelegt und
spätestens vierzehn Tage vor Beginn eines Prüfungszeitraumes
durch ortsüblichen Aushang bekannt gegeben.

§ 6
Fristüberschreitung

(1) Der Kandidat kann von den Regelprüfungsterminen der
Modulprüfungen gemäß § 24 Abs. 1 abweichen. Die erstmalige
Meldung zu einer Modulprüfung muss jedoch spätestens zwei
Semester nach dem jeweiligen Regelprüfungstermin erfolgen.

(2) Überschreitet ein Kandidat die Frist, um die er eine Modul-
prüfung verschieben kann, aus von ihm zu vertretenden Gründen,
so gilt diese Modulprüfung als abgelegt und nicht bestanden.

(3) Überschreitet ein Kandidat die Frist, um die er eine Modul-
prüfung verschieben kann, aus Gründen, die er nicht zu vertreten
hat, so hat er die Gründe dem Prüfungsausschuss unverzüglich
schriftlich mitzuteilen und glaubhaft zu machen. Erkennt der Prü-
fungsausschuss die Gründe an, so benennt er eine neue Frist für
die Modulprüfung. Fristüberschreitungen aufgrund der Inan-
spruchnahme von Mutterschutzfristen und Elternzeit hat der Kan-
didat generell nicht zu vertreten.

§ 7
Mündliche Prüfungsleistungen

(1) Die Modulprüfungen können aus mündlichen Prüfungsleis-
tungen bestehen. In ihnen soll der Kandidat nachweisen, dass er
die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle
Fragestellungen in diese Zusammenhänge einzuordnen vermag.
Ferner soll festgestellt werden, ob der Kandidat über ein dem
Stand des Studiums entsprechendes Grundlagenwissen verfügt.

(2) Mündliche Prüfungsleistungen werden vor mindestens zwei
Prüfern (Kollegialprüfung) oder einem Prüfer in Gegenwart eines
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sachkundigen Beisitzers abgelegt. Die Dauer der Prüfung beträgt
mindestens 30 Minuten und höchstens 60 Minuten. Für kleine
Module mit drei Leistungspunkten kann die Dauer auf 20 Minu-
ten festgelegt werden.

(3) Mündliche Prüfungsleistungen können auch als Gruppenprü-
fung abgelegt werden. Es können bis zu drei Kandidaten gleich-
zeitig geprüft werden. Die Dauer der Prüfung des einzelnen Kan-
didaten reduziert sich in der Gruppenprüfung gegenüber der Ein-
zelprüfung (Absatz 2) um fünf Minuten.

(4) Sonstige mündliche Prüfungsleistungen können in einen Vor-
trag mit einer anschließenden mündlichen Befragung aufgeteilt
sein und innerhalb der Vorlesungszeit erbracht werden. Die Dauer
beträgt insgesamt mindestens 30 Minuten und höchstens 45 Mi-
nuten. Die Note ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der
Einzelbewertungen von Vortrag und mündlicher Befragung.

(5) Mündliche Prüfungsleistungen werden in der Regel in deut-
scher Sprache abgelegt. Werden in einem Modul gemäß Studien-
ordnung Lehrveranstaltungen in einer anderen als in deutscher
Sprache abgehalten, kann der Kandidat beantragen, in dieser
Sprache geprüft zu werden.

(6) Art und Dauer der einzelnen mündlichen Prüfungsleistungen
sind in § 24 Abs. 1 festgelegt.

(7) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündli-
chen Prüfungsleistungen sowie ggf. besondere Vorkommnisse
werden in einem Protokoll festgehalten. Das Ergebnis wird dem
Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfungsleistung
bekannt gegeben.

(8) Studierende, die zu einem späteren Zeitpunkt die gleiche
mündliche Prüfungsleistung ablegen wollen, werden nach Maß-
gabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhörer zugelassen, es sei
denn, der zu prüfende Kandidat oder einer der zu prüfenden Kan-
didaten widerspricht. Zuhörer dürfen nicht bei der Beratung und
Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse teilnehmen.

§ 8
Klausurarbeiten und sonstige 

schriftliche Arbeiten

(1) Die Modulprüfungen können aus schriftlichen Prüfungsleis-
tungen als Klausurarbeiten oder sonstigen schriftlichen Arbeiten
bestehen. In ihnen soll der Kandidat nachweisen, dass er auf der
Basis des notwendigen Grundlagenwissens in begrenzter Zeit und
mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des
Faches Aufgaben lösen oder Themen bearbeiten kann.

(2) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten sind in der
Regel, zumindest aber im Fall der Wiederholungsprüfung, von
zwei Prüfern zu bewerten. Das Bewertungsverfahren soll vier
Wochen nicht überschreiten.

(3) Die Dauer von Klausurarbeiten beträgt mindestens 120 Minu-
ten und höchstens 300 Minuten.

(4) Prüfungspraktika umfassen die selbstständige Bearbeitung
eines Praktikumsversuches und die Anfertigung eines schriftli-

chen Protokolls. Die Dauer beträgt mindestens 120 Minuten und
höchstens 180 Minuten.

(5) Der Arbeitsaufwand für sonstige schriftliche Arbeiten beträgt
maximal 90 Stunden. Die Bearbeitungsfrist von sonstigen schrift-
lichen Arbeiten darf vier Wochen nicht überschreiten. Ausgabe
des Themas der Arbeit und deren Abgabe werden aktenkundig
gemacht.

(6) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Prüfungsleistungen
werden in der Regel in deutscher Sprache abgelegt. Werden in
einem Modul gemäß Studienordnung Lehrveranstaltungen in
einer anderen als in deutscher Sprache abgehalten, kann der Kan-
didat beantragen, in dieser Sprache geprüft zu werden.

(7) Art und Dauer der einzelnen schriftlichen Prüfungsleistungen
sind in § 24 Abs. 1 festgelegt.

§ 9
Bewertung der Prüfungsleistungen, 

Bildung der Noten

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von
den jeweiligen Prüfern festgesetzt. Bei mehreren Prüfern ergibt
sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertun-
gen. Wird eine schriftliche Prüfungsleistung von zwei Prüfern
bewertet und ist die Abweichung der Bewertung größer als 2,0,
wird eine weitere Bewertung durch einen dritten Prüfer eingeholt.
Schließt der dritte Prüfer sich der Bewertung von einem der bei-
den ersten Prüfer an, so gilt diese Note (Stichentscheid). Sofern
der dritte Prüfer eine andere Note als die beiden ersten Prüfer ver-
gibt, wird die Endnote aus dem arithmetischen Mittel der Einzel-
bewertungen gebildet.
Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu
verwenden:

1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung

2 = gut = eine Leistung, die erheblich über den
durchschnittlichen Anforderungen
liegt

3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen
Anforderungen entspricht

4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel
noch den Anforderungen genügt

5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher
Mängel den Anforderungen nicht
mehr genügt

Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können
einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte erhöht oder erniedrigt
werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen.

(2) Besteht eine Modulprüfung aus zwei Prüfungsleistungen,
errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der Noten der
einzelnen Prüfungsleistungen. Dabei wird nur die erste Dezimal-
stelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen
werden ohne Rundung gestrichen. Die Modulnote lautet

540 Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur Mecklenburg-Vorpommern Nr. 6/2008



bei einem Durchschnitt 
bis einschließlich 1,5 = sehr gut;
bei einem Durchschnitt 
von 1,6 bis einschließlich 2,5 = gut;
bei einem Durchschnitt 
von 2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend;
bei einem Durchschnitt 
von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend;
bei einem Durchschnitt ab 4,1 = nicht ausreichend.

(3) Für die Bachelor-Prüfung wird eine Gesamtnote gebildet. Sie
errechnet sich aus dem Mittelwert aller Modulnoten und der Note
der Bachelor-Arbeit, dabei werden die Modulnoten und die Note
der Bachelor-Arbeit mit den ihnen zugeordneten Leistungspunk-
ten gewichtet. Es wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem
Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Run-
dung gestrichen. Die Gesamtnote lautet entsprechend Absatz 2.

(4) Zusätzlich zur deutschen Gesamtnote erfolgt die Bewertung
durch einen relativen ECTS-grade. Der ECTS-grade wird in
Abhängigkeit von der Einordnung der erzielten Gesamtnote
innerhalb einer Vergleichsgruppe aus allen Absolventen eines
Prüfungsjahrganges dieses Studienganges oder bei geringeren
Absolventenzahlen eines Vergleichszeitraumes über 3 Jahre fol-
gendermaßen vergeben:

Deutsche Note ECTS-grade Bewertung

die besten 10 % A Excellent
die nächsten 25 % B Very Good
die nächsten 30 % C Good
die nächsten 25 % D Satisfactory
die nächsten 10 % E Sufficient

§ 10
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, 

Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0)
bewertet, wenn der Kandidat ohne triftigen Grund von ihr zurück-
tritt, nachdem er zu ihr zugelassen wurde, oder wenn er einen für
ihn bindenden Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt.
Dasselbe gilt, wenn er eine schriftliche Prüfungsleistung nicht
innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbringt.

(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte
Grund muss dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kan-
didaten ist ein ärztliches Attest vorzulegen; in Zweifelsfällen kann
die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes verlangt werden.
Soweit die Einhaltung von Fristen für die erstmalige Meldung zu
einer Prüfung, die Wiederholung von Prüfungen, die Gründe für
das Versäumnis von Prüfungen und die Einhaltung von Bearbei-
tungszeiten für Prüfungsarbeiten betroffen sind, steht der Krank-
heit des Kandidaten die Krankheit eines von ihm überwiegend
allein zu versorgenden Kindes gleich. Wird der Grund anerkannt,
so setzt der Prüfungsausschuss einen neuen Termin fest.

(3) Bei Modulprüfungen, die aus mehreren Prüfungsleistungen
bestehen, werden die Prüfungsleistungen dieses Moduls, die bis
zu einem anerkannten Rücktritt beziehungsweise einem aner-

kannten Versäumnis einer Prüfungsleistung dieses Moduls er-
bracht worden sind, angerechnet.

(4) Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistun-
gen durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfs-
mittel zu beeinflussen, wird die betreffende Prüfungsleistung mit
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Ein Kandidat, der den ord-
nungsgemäßen Ablauf eines Prüfungstermins stört, kann von dem
jeweiligen Prüfer oder Aufsichtführenden von der Fortsetzung der
Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird die
Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. In
schwerwiegenden Fällen der Täuschung, Benutzung nicht zuge-
lassener Hilfsmittel oder Störung des ordnungsgemäßen Prü-
fungsablaufs durch den Kandidaten kann der Prüfungsausschuss
den Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen
ausschließen mit der Folge, dass der Kandidat seinen Prüfungsan-
spruch in diesem Studiengang endgültig verliert; hierüber hat der
Prüfungsausschuss einen mit Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
henden schriftlichen Bescheid zu erstellen. Dem Kandidaten ist
vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

§ 11
Mängel im Prüfungsverfahren

(1) Erweist sich, dass das Verfahren einer mündlichen oder einer
schriftlichen Prüfungsleistung mit Mängeln behaftet war, die das
Prüfungsergebnis beeinflusst haben, wird auf Antrag eines Kandi-
daten oder von Amts wegen angeordnet, dass von einem bestimm-
ten oder von allen Kandidaten die Prüfungsleistung wiederholt
wird. Die Mängel müssen unverzüglich bei dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses oder bei dem Prüfer geltend gemacht wer-
den.

(2) Sechs Monate nach Abschluss der Prüfungsleistung dürfen
von Amts wegen Anordnungen nach Absatz 1 nicht mehr getrof-
fen werden.

§ 12
Bestehen und Nichtbestehen

(1) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Modulnote min-
destens „ausreichend“ (4,0) ist. Besteht eine Modulprüfung aus
mehr als einer Prüfungsleistung, müssen alle Prüfungsleistungen
mindestens mit „ausreichend“ (4,0) bewertet sein.

(2) Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn sämtliche Modul-
prüfungen bestanden sind und die Bachelor-Arbeit mindestens
mit „ausreichend“ (4,0) bewertet wurde.

(3) Hat der Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden oder
wurde die Bachelor-Arbeit schlechter als „ausreichend“ (4,0)
bewertet, erhält er Auskunft darüber, ob und gegebenenfalls in
welchem Umfang und in welcher Frist die Modulprüfung oder die
Bachelor-Arbeit wiederholt werden können.

(4) Hat der Kandidat die Bachelor-Prüfung nicht bestanden, wird
ihm auf Antrag und gegen Vorlage der entsprechenden Nach-
weise sowie der Exmatrikulationsbescheinigung eine Bescheini-
gung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und
deren Noten sowie die noch fehlenden Prüfungsleistungen ent-
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hält und erkennen lässt, dass die Bachelor-Prüfung nicht bestan-
den ist.

(5) Hat der Kandidat die Bachelor-Prüfung endgültig nicht be-
standen, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses hierü-
ber einen Bescheid. Dieser ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung
zu versehen.

§ 13
Freiversuch

(1) Einen Freiversuch unternimmt, wer eine Modulprüfung bis
zum Regelprüfungstermin erstmalig ablegt.

(2) Besteht ein Kandidat eine Modulprüfung im Freiversuch
(Absatz 1) nicht, so gilt sie als nicht unternommen, außer sie
wurde wegen Täuschung oder Ordnungsverstoßes (§ 10 Abs. 4)
für nicht bestanden erklärt. Sie muss spätestens bis zu dem Prü-
fungszeitraum, der dem Regelprüfungstermin folgt, erneut abge-
legt werden; anderenfalls gilt die Modulprüfung als abgelegt und
mit „nicht bestanden“ bewertet.
Für die Inanspruchnahme von Mutterschutzfristen und Elternzeit
gilt die Regelung gemäß § 6 Abs. 3.

(3) Besteht ein Kandidat die Modulprüfung im Freiversuch
(Absatz 1), darf er die Prüfung im nächsten Prüfungszeitraum zum
Zwecke der Notenverbesserung erneut ablegen (Verbesserungs-
versuch). Es gilt jeweils die bessere Note.

§ 14
Wiederholung von Modulprüfungen

(1) Nicht bestandene Modulprüfungen können einmal wiederholt
werden. Die Wiederholung einer bestandenen Modulprüfung ist,
abgesehen von einer im Rahmen des Freiversuchs bestandenen
Modulprüfung, nicht zulässig. Fehlversuche an anderen Univer-
sitäten und gleichgestellten Hochschulen werden angerechnet.

(2) Besteht eine Modulprüfung aus mehr als einer Prüfungsleis-
tung, so sind nur die Prüfungsleistungen zu wiederholen, die nicht
mit mindestens „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.

(3) Die erste Wiederholungsprüfung muss innerhalb von sechs
Monaten nach Ablauf des jeweiligen Prüfungsverfahrens erfol-
gen. Bei Versäumnis der Wiederholungsfrist gilt die Wiederho-
lungsprüfung als abgelegt und wird mit „nicht bestanden“ bewer-
tet, es sei denn, der Kandidat hat das Versäumnis nicht zu vertre-
ten.

(4) Die erste Wiederholungsprüfung für Modulprüfungen, die
während der Vorlesungszeit zu erbringen sind, findet im nächst-
folgenden Prüfungszeitraum statt.

(5) Die zweite Wiederholung einer Modulprüfung kann nur in
Ausnahmefällen und nur zum nächsten regulären Prüfungstermin
erfolgen.
Eine zweite Wiederholung ist zulässig, wenn

1. ein besonderer Härtefall vorliegt oder

2. der Kandidat nur eine Modulprüfung nicht bestanden hat oder

3. der Kandidat mindestens die Hälfte aller bis dahin abzulegen-
den Modulprüfungen gemäß § 24 Abs. 1 mit wenigstens
„befriedigend“ bestanden hat und die Module, deren Modul-
prüfungen ein zweites Mal zu wiederholen sind, insgesamt
einen Umfang von 30 Leistungspunkten nicht überschreiten.

§ 15
Sonderregelung

(1) Macht der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis glaubhaft,
dass er wegen länger andauernder oder ständiger Behinderung
oder chronischer Erkrankung nicht in der Lage ist, eine Prüfungs-
leistung in der vorgesehenen Form abzulegen, so trifft der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses eine besondere Regelung zum
Ausgleich des Nachteils. Insbesondere kann er die Dauer einer
Prüfungsleistung verlängern oder eine andere Art der Leistung
verlangen. Entsprechendes gilt für Studienleistungen.

(2) Entscheidungen gemäß Absatz 1 werden auf schriftlichen
Antrag hin getroffen. Bei Prüfungsleistungen ist der Antrag mit
der Anmeldung zur Prüfung einzureichen.

§ 16
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen aus
anderen Studiengängen werden angerechnet, soweit die Gleich-
wertigkeit gegeben ist. Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-
fungsleistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang
und in den Anforderungen denjenigen des Bachelor-Studiengan-
ges Physik an der Universität Rostock im Wesentlichen entspre-
chen. Dabei wird kein schematischer Vergleich, sondern eine
Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorgenommen.

(2) Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen
und Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland erbracht wurden, werden die von Kultusminister-
konferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquiva-
lenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Partner-
schaften der Universität Rostock beachtet.

(3) Absatz 1 gilt auch für Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen, die in staatlich anerkannten Fernstudien und
an anderen Bildungseinrichtungen, insbesondere an staatlichen
oder staatlich anerkannten Berufsakademien erworben wurden.

(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, wer-
den die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind –
übernommen und in die Berechnung der Gesamtnote einbezogen.
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestan-
den“ aufgenommen.

(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 2
besteht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt von
Amts wegen. Die Studierenden haben die für die Anrechnung
erforderlichen Unterlagen vorzulegen.
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§ 17
Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation der Modul-Prüfungen sowie die durch
diese Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben wird ein Prü-
fungsausschuss gebildet. Ihm gehören 5 Mitglieder an, darunter
drei Mitglieder aus der Gruppe der Professoren, ein Mitglied aus
der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiter sowie ein studen-
tischer Vertreter. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt zwei Jahre,
die des studentischen Vertreters ein Jahr.

(2) Der Vorsitzende, der Stellvertreter, die weiteren Mitglieder
des Prüfungsausschusses sowie deren Stellvertreter werden durch
den Fakultätsrat bestellt. Der Vorsitzende führt die Geschäfte des
Prüfungsausschusses.

(3) Der Prüfungsausschuss trifft alle anfallenden Entscheidun-
gen, ausgenommen Bewertungen von Prüfungsleistungen. Er
erlässt insbesondere Zulassungs- und Prüfungsbescheide. Die
Bescheide bedürfen der Schriftform, sie werden begründet und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen.

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen
der Prüfungsordnung eingehalten werden. Er berichtet regelmäßig
der Fakultät über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten
einschließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Bache-
lor-Arbeit sowie über die Verteilung der Modul- und Gesamtnoten.
Der Bericht wird in geeigneter Weise durch die Universität offen
gelegt. Der Prüfungsausschuss gibt Anregungen zur Reform der
Studienordnungen, Studienpläne und Prüfungsordnungen.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der
Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen.

(6) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn sämtliche
Mitglieder schriftlich unter Einhaltung der Ladungsfrist von zwei
Wochen geladen sind und mindestens die Hälfte der Mitglieder
anwesend ist. Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen
Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des
Vorsitzenden oder, in seiner Abwesenheit, die Stimme des Stell-
vertreters.

(7) Der Vorsitzende beruft die Sitzungen des Prüfungsausschus-
ses ein. Er ist befugt, anstelle des Prüfungsausschusses unauf-
schiebbare Entscheidungen allein zu treffen. Hiervon hat er dem
Prüfungsausschuss unverzüglich Kenntnis zu geben. Darüber hi-
naus kann der Prüfungsausschuss dem Vorsitzenden die Erledi-
gung von einzelnen Aufgaben widerruflich übertragen.

(8) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Stellver-
treter unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im
öffentlichen Dienst stehen, werden sie durch den Vorsitzenden
zur Verschwiegenheit verpflichtet.

§ 18
Prüfer und Beisitzer

(1) Zur Abnahme von Hochschulprüfungen sind das an der Hoch-
schule hauptberuflich tätige wissenschaftliche und künstlerische
Personal, Lehrbeauftragte und in der beruflichen Praxis und Aus-
bildung erfahrene Personen befugt. Hochschulprüfungen sollen

nur von Personen abgenommen werden, die Lehraufgaben erfül-
len. Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen bewertet wer-
den, die selbst die durch die Prüfung festzustellende oder eine
gleichwertige Qualifikation besitzen.

(2) Die Namen der Prüfer für die mündlichen und schriftlichen
Prüfungsleistungen werden durch ortsüblichen Aushang zeit-
gleich mit den Prüfungsterminen bekannt gegeben.

(3) Für die Prüfer und Beisitzer gilt § 17 Abs. 8 entsprechend.

§ 19
Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung 

(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht oder
einen Täuschungsversuch unternommen und wird diese Tatsache
erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann die Note
der Prüfungsleistung entsprechend § 10 Abs. 4 berichtigt werden.
Gegebenenfalls kann die Modulprüfung für „nicht ausreichend“
und die Bachelor-Prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden.
Entsprechendes gilt für die Bachelor-Arbeit.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modul-
prüfung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
der Modulprüfung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu
Unrecht erwirkt, dass er die Modulprüfung ablegen konnte, so
kann die Modulprüfung für „nicht ausreichend“ und die Bachelor-
Prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3) Dem Kandidaten wird vor einer Entscheidung Gelegenheit
zur Äußerung gegeben.

(4) Das unrichtige Zeugnis wird eingezogen und gegebenenfalls
ein neues erteilt. Mit dem unrichtigen Zeugnis wird auch die
Urkunde eingezogen, wenn die Bachelor-Prüfung aufgrund einer
Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Entschei-
dung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von
fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen.

§ 20
Widerspruchsverfahren

(1) Der Kandidat kann gegen Entscheidungen in Prüfungsangele-
genheiten beim Prüfungsausschuss schriftlich oder mündlich zur
Niederschrift Widerspruch einlegen. Will der Prüfungsausschuss
dem Widerspruch nicht Abhilfe schaffen, leitet er unverzüglich den
Widerspruch an den Widerspruchsausschuss der Universität weiter.

(2) Das Widerspruchsverfahren richtet sich nach der Verfahrens-
ordnung zur Bearbeitung von Widersprüchen in Prüfungsangele-
genheiten der Universität Rostock in der jeweils gültigen Fassung.

§ 21
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens
einer Modulprüfung oder der Bachelor-Arbeit wird dem Kandida-
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ten auf Antrag in angemessener Frist Einsicht in seine schriftli-
chen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten und in
die Prüfungsprotokolle gewährt.

II. Bachelor-Prüfung

§ 22
Zweck der Bachelor-Prüfung

Durch die Bachelor-Prüfung soll der Kandidat nachweisen, dass
er die inhaltlichen und methodischen Grundlagen seines Faches
beherrscht und die Fähigkeit besitzt, sie anzuwenden.

§ 23
Zulassung zu den Modulprüfungen 

der Bachelor-Prüfung

(1) Eine Modulprüfung kann nur ablegen, wer

1. für den Bachelor-Studiengang Physik an der Universität
Rostock eingeschrieben ist und

2. die in § 24 Abs. 1 ausgewiesenen Prüfungsvorleistungen er-
bracht hat.

(2) Der Kandidat hat sich innerhalb der bekannt gegebenen Mel-
defrist schriftlich beim Prüfungsamt zu den Modulprüfungen
anzumelden, die er in einem Semester ablegen will. Der formlo-
sen Anmeldung sind beizufügen

1. eine Studienbescheinigung für das laufende Semester,

2. eine Aufstellung der Module, in denen die Modulprüfung
abgelegt werden soll,

3. die Nachweise über die gemäß § 24 Abs. 1 zu erbringenden
Prüfungsvorleistungen.

Kann ein Nachweis über eine gemäß § 24 Abs. 1 zu erbringende
Prüfungsvorleistung nicht rechtzeitig zum Zeitpunkt der Anmel-
dung zur Modulprüfung beigebracht werden, erfolgt die Zulas-
sung zur Prüfung unter Vorbehalt. Die Zulassung erlischt, wenn
der Nachweis über die Prüfungsvorleistung nicht bis zum Beginn
des Prüfungszeitraums der Modulprüfung vorgelegt wird, für die
die betreffende Vorleistung erforderlich ist.

(3) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt wer-
den, wenn

1. die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind
oder

2. die Unterlagen gemäß Absatz 2 unvollständig sind oder

3. der Kandidat in demselben oder in einem verwandten Stu-
diengang eine Prüfung endgültig nicht bestanden hat oder sich
in einem Prüfungsverfahren befindet.

§ 24
Modulprüfungen der Bachelor-Prüfung 

(1) Folgende Module sind zu belegen und mit einer studienbe-
gleitenden Modulprüfung abzuschließen:

Lehrgebiet Experimentalphysik

1. Modulbezeichnung: Experimentalphysik I 
(Mechanik, Wärme)
Prüfungsvorleistung: Lösung von Übungsaufgaben und Ab-
schluss des physikalischen Einführungs-Praktikums
Art und Umfang der Prüfung: Klausur, 180 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 1. Semesters
Leistungspunkte: 9

2. Modulbezeichnung: Experimentalphysik II 
(Elektrizität, Magnetismus, Optik)
Prüfungsvorleistung: Lösung von Übungsaufgaben
Art und Umfang der Prüfung: mündliche Prüfung, 30 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 2. Semesters
Leistungspunkte: 9

3. Modulbezeichnung: Grundpraktikum I (Mechanik, Wärme)
Prüfungsvorleistung: Durchführung von Praktikumsversuchen
Art und Umfang der Prüfung: Prüfungspraktikum, 120 Minuten
Regelprüfungstermin: letzte Woche der Vorlesungszeit des
2. Semesters
Leistungspunkte: 3

4. Modulbezeichnung: Experimentalphysik III 
(Relativität, Quanten)
Prüfungsvorleistung: Lösung von Übungsaufgaben 
Art und Umfang der Prüfung: Klausur, 180 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 3. Semesters
Leistungspunkte: 6

5. Modulbezeichnung: Grundpraktikum II 
(Elektrizität, Magnetismus, Optik)
Prüfungsvorleistung: Durchführung von Praktikumsversuchen
Art und Umfang der Prüfung: Prüfungspraktikum, 120 Minuten
Regelprüfungstermin: letzte Woche der Vorlesungszeit des
3. Semesters
Leistungspunkte: 3

6. Modulbezeichnung: Experimentalphysik IV 
(Atome, Moleküle)
Prüfungsvorleistung: Lösung von Übungsaufgaben
Art und Umfang der Prüfung: Klausur, 180 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 4. Semesters
Leistungspunkte: 6

7. Modulbezeichnung: Grundpraktikum III 
(Relativität, Quanten, Atome)
Prüfungsvorleistung: Durchführung von Praktikumsversuchen
Art und Umfang der Prüfung: Prüfungspraktikum, 120 Minuten
Regelprüfungstermin: letzte Woche der Vorlesungszeit des
4. Semesters
Leistungspunkte: 3
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8. Modulbezeichnung: Experimentalphysik V 
(Festkörperphysik)
Prüfungsvorleistung: Seminarvortrag
Art und Umfang der Prüfung: Klausur, 180 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 5. Semesters
Leistungspunkte: 6

9. Modulbezeichnung: Experimentalphysik VI 
(Kerne, Teilchen, Astrophysik)
Prüfungsvorleistung: Lösung von Übungsaufgaben
Art und Umfang der Prüfung: Klausur, 180 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 6. Semesters
Leistungspunkte: 6

10. Modulbezeichnung: Fortgeschrittenen-Praktikum 
(Elektronische Messtechnik)
Prüfungsvorleistung: Praktikumsprotokolle
Art und Umfang der Prüfung: mündliche Prüfung, 30 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 5. Semesters
Leistungspunkte: 6

11. Modulbezeichnung: Fortgeschrittenen-Praktikum II 
(Spektroskopie)
Prüfungsvorleistung: Praktikumsprotokolle, Posterpräsentation
Art und Umfang der Prüfung: mündliche Prüfung, 30 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 6. Semesters
Leistungspunkte: 6

Lehrgebiet Theoretische Physik

12. Modulbezeichnung: Theoretische Physik I 
(Mathematische Methoden)
Prüfungsvorleistung: Lösung von Übungsaufgaben
Art und Umfang der Prüfung: Klausur, 120 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 1. Semesters
Leistungspunkte: 6

13. Modulbezeichnung: Theoretische Physik II (Mechanik)
Prüfungsvorleistung: Lösung von Übungsaufgaben
Art und Umfang der Prüfung: Klausur, 120 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 2. Semesters
Leistungspunkte: 6

14. Modulbezeichnung: Theoretische Physik III 
(Elektrodynamik, Optik)
Prüfungsvorleistung: Lösung von Übungsaufgaben
Art und Umfang der Prüfung: Klausur, 120 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 3. Semesters
Leistungspunkte: 6

15. Modulbezeichnung: Theoretische Physik IV
(Quantenphysik)
Prüfungsvorleistung: Teilnahme an Übungen
Art und Umfang der Prüfung: Klausur, 180 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 4. Semesters
Leistungspunkte: 9

16. Modulbezeichnung: Theoretische Physik V 
(Thermodynamik)
Prüfungsvorleistung: Lösung von Übungsaufgaben
Art und Umfang der Prüfung: Klausur, 120 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 5. Semesters
Leistungspunkte: 6

17. Modulbezeichnung: Theoretische Physik VI 
(Statistische Physik)
Prüfungsvorleistung: Lösung von Übungsaufgaben
Art und Umfang der Prüfung: mündliche Prüfung, 30 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 6. Semesters
Leistungspunkte: 6

Lehrgebiet Mathematik

18. Modulbezeichnung: Lineare Algebra
Prüfungsvorleistung: bestandenes Testat
Art und Umfang der Prüfung: Klausur, 120 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 1. Semesters
Leistungspunkte: 6

19. Modulbezeichnung: Analysis I
Prüfungsvorleistung: Teilnahme an Lehrveranstaltungen, Be-
arbeitung von Übungsaufgaben
Art und Umfang der Prüfung: Klausur, 120 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 1. Semesters
Leistungspunkte: 6

20. Modulbezeichnung: Analysis II
Prüfungsvorleistung: Teilnahme an Lehrveranstaltungen, Be-
arbeitung von Übungsaufgaben
Art und Umfang der Prüfung: Klausur, 120 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 2. Semesters
Leistungspunkte: 9

21. Modulbezeichnung: Analysis II
Prüfungsvorleistung: Teilnahme an Lehrveranstaltungen
Art und Umfang der Prüfung: Klausur im Umfang von 120 Mi-
nuten, oder mündliche Prüfung im Umfang von 30 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 3. Semesters
Leistungspunkte: 6

22. Modulbezeichnung: Analysis IV
Prüfungsvorleistung: Teilnahme an Lehrveranstaltungen, Be-
arbeitung von Übungsaufgaben
Art und Umfang der Prüfung: Klausur im Umfang von 120 Mi-
nuten, oder mündliche Prüfung im Umfang von 30 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 4. Semesters
Leistungspunkte: 9

Wahlpflichtmodule

Wahlbereich I und II:
Grundlagen der Chemie oder Informatik
Besonderheiten: Wahlbereich I und II können zu einem Modul
mit insgesamt 6 Leistungspunkten zusammengelegt werden, die
Modulprüfung ist dann im Prüfungszeitraum, der sich der letzten
Lehrveranstaltung anschließt, abzulegen

23. Modulbezeichnung: Allgemeine Chemie
Prüfungsvorleistung: erfolgreiche Teilnahme am Praktikum
Art und Umfang der Prüfung: Klausur im Umfang von 120 Mi-
nuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 1. Semesters
Leistungspunkte: 6

24. Modulbezeichnung: Informatik I
Prüfungsvorleistung: wird zu Beginn der Vorlesung bekannt-
gegeben
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Art und Umfang der Prüfung: Klausur im Umfang von 90 Mi-
nuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 1. Semesters
Leistungspunkte: 6

Wahlbereich III:
Grundlagenfach aus den Naturwissenschaften, der Mathematik
und Informatik
Besonderheit: Im Wahlbereich III können 2 Module mit zusam-
men 9 Leistungspunkten gewählt werden. Das 2. Modul kann im
folgenden 4. Semester abgeschlossen werden.

25. Modulbezeichnung: Numerische Mathematik I
Prüfungsvorleistung: Übungsschein
Art und Umfang der Prüfung: Klausur im Umfang von 120 Mi-
nuten oder mündliche Prüfung im Umfang von 30 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 3. Semesters
Leistungspunkte: 9

26. Modulbezeichnung: Stochastik
Prüfungsvorleistung: Übungsschein
Art und Umfang der Prüfung: Klausur im Umfang von 120 Mi-
nuten, oder mündliche Prüfung im Umfang von 30 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 3. Semesters
Leistungspunkte: 9

27. Modulbezeichnung: Anorganische Chemie / 
Hauptgruppenchemie
Prüfungsvorleistung: erfolgreiche Teilnahme am Praktikum
Art und Umfang der Prüfung: Klausur im Umfang von 120 Mi-
nuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 3. Semesters
Leistungspunkte: 6
Besonderheit: Modul ergibt erst zusammen mit dem Modul
Nebengruppenchemie, das im folgenden 4. Semester zu bele-
gen ist, die geforderten 9 Leistungspunkte.

28. Modulbezeichnung: Anorganische Chemie / 
Nebengruppenchemie
Prüfungsvorleistung: keine
Art und Umfang der Prüfung: Klausur im Umfang von 90 Mi-
nuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 4. Semesters
Leistungspunkte: 3
Besonderheit: Modul ergibt erst zusammen mit dem Modul
Hauptgruppenchemie, das im vorhergehenden 3. Semester zu
belegen ist, die geforderten 9 Leistungspunkte.

Wahlbereich IV:
soft skills 
Besonderheit: Modul kann auch im vorhergehenden 3. oder fol-
genden 5. Semester belegt werden.

29. Modulbezeichnung: Vertiefungsstufe Fremdsprachenkompe-
tenz Englisch, Modul 2
Prüfungsvorleistung: Regelmäßige Teilnahme an den Lehr-
veranstaltungen (mindestens 75 %), Erfüllung der im Rahmen
der Projektarbeit erteilten Aufgaben
Art und Umfang der Prüfung: Klausur „Verstehendes Hören“
im Umfang von 45 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 4. Semesters
Leistungspunkte: 3

30. Modulbezeichnung: Vertiefungsstufe Fremdsprachenkompe-
tenz Englisch, Modul 3
Prüfungsvorleistung: Regelmäßige Teilnahme an den Lehr-
veranstaltungen (mindestens 75 %), Erfüllung der im Rahmen
der Projektarbeit erteilten Aufgaben
Art und Umfang der Prüfung: Klausur „Verstehendes Lesen“
im Umfang von 60 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 5. Semesters
Leistungspunkte: 3

31. Modulbezeichnung: Computeralgebrasysteme
Prüfungsvorleistung: wird zu Beginn der Vorlesung bekannt-
gegeben
Art und Umfang der Prüfung: Klausur im Umfang von 90 Mi-
nuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 3. oder 5. Se-
mesters
Leistungspunkte: 3

32. Modulbezeichnung: Modellbildung und Simulation techni-
scher Prozesse
Prüfungsvorleistung: Lösungen für kleine Projektaufgaben
(40 %)
Art und Umfang der Prüfung: Klausur im Umfang von 90 Mi-
nuten 
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 3. oder 5. Se-
mesters
Leistungspunkte: 3

Wahlbereich V:
Naturwissenschaften, Mathematik, Informatik, technische Wis-
senschaften, Medizin
Besonderheit: Im Wahlbereich V können 2 Module mit zusam-
men 12 Leistungspunkten gewählt werden. Die Module können
im 4., 5. oder 6. Semester abgeschlossen werden.

33. Modulbezeichnung: Modellierung und Simulation
Prüfungsvorleistung: Praktikumsschein nach Erfüllung einer
kleinen Projektaufgabe
Art und Umfang der Prüfung: mündliche Prüfung im Umfang
von 30 Minuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 4. oder 6. Se-
mesters
Leistungspunkte: 6
Besonderheit: Modul ergibt erst zusammen mit dem Modul
Digitale Signalverarbeitung die geforderten 12 Leistungs-
punkte.

34. Modulbezeichnung: Digitale Signalverarbeitung
Prüfungsvorleistung: Praktikumsschein
Art und Umfang der Prüfung: Klausur im Umfang von 90 Mi-
nuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 4. oder 6. Se-
mesters
Leistungspunkte: 6
Besonderheit: Modul ergibt erst zusammen mit dem Modul
Modellierung und Simulation die geforderten 12 Leistungs-
punkte.

35. Modulbezeichnung: Biophysik
Prüfungsvorleistung: keine
Art und Umfang der Prüfung: Klausur im Umfang von 45 Mi-
nuten

546 Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur Mecklenburg-Vorpommern Nr. 6/2008



Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 5. Semesters
Leistungspunkte: 12

36. Modulbezeichnung: Chemische Kinetik 
Prüfungsvorleistung: wird zu Beginn der Vorlesung bekannt-
gegeben
Art und Umfang der Prüfung: Klausur im Umfang von 90 Mi-
nuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 5. Semesters
Leistungspunkte: 6
Besonderheit: Modul ergibt erst zusammen mit dem Modul
Mischphasenthermodynamik und Elektrochemie die gefor-
derten 12 Leistungspunkte.

37. Modulbezeichnung: Mischphasenthermodynamik und 
Elektrochemie
Prüfungsvorleistung: wird zu Beginn der Vorlesung bekannt-
gegeben
Art und Umfang der Prüfung: Klausur im Umfang von 90 Mi-
nuten
Regelprüfungstermin: Prüfungszeitraum des 5. Semesters
Leistungspunkte: 6
Besonderheit: Modul ergibt erst zusammen mit dem Modul
Chemische Kinetik die geforderten 12 Leistungspunkte.

(2) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der
dem jeweiligen Modul nach Maßgabe der Studienordnung (Mo-
dulbeschreibung) zugeordneten Lehrveranstaltungen.

(3) Die Prüfungsanforderungen orientieren sich an den Inhalten
der Lehrveranstaltungen, die in der Studienordnung und der Mo-
dulbeschreibung festgelegt sind.

(4) Anstelle der unter Absatz 1 Nummern 23 bis 37 genannten
Wahlpflichtmodule können andere, den vorgegebenen Wahlberei-
chen entsprechende Module aus dem Modulangebot der Univer-
sität Rostock oder anderer Hochschulen als vergleichbare Leis-
tungen anerkannt werden. Über die Anerkennung entscheidet der
Prüfungsausschuss im Einzelfall. Die Entscheidung des Prüfungs-
ausschusses soll auf Antrag der Studierenden vor Beginn des
Semesters erfolgen, in dem das anzurechnende Modul belegt wer-
den soll. § 16 Abs. 4 gilt entsprechend.

(5) Die im Wahlpflicht- beziehungsweise Wahlbereich wählba-
ren Module können entsprechend Studienplan nach freier Wahl
des Studierenden in verschiedenen Semestern belegt werden.
Dabei ist zu beachten, dass der je Semester zulässige Studienum-
fang von 30 Leistungspunkten nicht wesentlich über- oder unter-
schritten wird.

§ 25
Ausgabe und Anfertigung der Bachelor-Arbeit

(1) Die Bachelor-Arbeit soll zeigen, dass der Kandidat in der
Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus sei-
nem Fach selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden zu
bearbeiten.

(2) Die Arbeit soll im sechsten Semester ausgeführt werden. Für
die Überschreitung dieser Frist gilt § 6 entsprechend.

(3) Der Arbeitsaufwand für die Bachelor-Arbeit beträgt 360 Stun-
den. Die Frist für die Bearbeitung beträgt neun Wochen. Thema,
Aufgabenstellung und Umfang sind von dem Betreuer so zu
begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung eingehalten werden
kann. Im Einzelfall kann auf begründeten Antrag der Prüfungs-
ausschuss die Bearbeitungsfrist ausnahmsweise um höchstens
2 Wochen verlängern.

(4) Zur Bachelor-Arbeit wird zugelassen, wer

1. für den Bachelor-Studiengang der Universität Rostock einge-
schrieben ist;

2. alle Modulprüfungen erfolgreich abgelegt hat, deren Regel-
prüfungstermine vor dem Fachsemester liegen, in dem die
Bachelor-Arbeit ausgeführt werden soll.

(5) Der Kandidat hat die Zulassung zur Bachelor-Arbeit schrift-
lich beim Prüfungsausschuss zu beantragen. Der Antrag ist bis
vierzehn Tage nach Beginn der Vorlesungszeit des Semesters zu
stellen, in dem der Kandidat die Bachelor-Arbeit anfertigen will.
Dem Antrag ist eine aktuelle Studienbescheinigung beizufügen.
Der Kandidat kann mit dem Antrag auf Zulassung Themen und
Betreuer vorschlagen; der Vorschlag begründet keinen Anspruch.

(6) Der Kandidat kann mit der Zulassung beantragen, die Bache-
lor-Arbeit in einer anderen als in deutscher Sprache zu verfassen.
Über den Antrag entscheidet der Prüfungsausschuss in Absprache
mit Betreuer und Prüfer der Arbeit.

(7) Die Bachelor-Arbeit wird von einem Professor oder einer
anderen nach § 18 Abs. 1 berechtigten Person betreut. Soll die
Bachelor-Arbeit in einer Einrichtung außerhalb der Hochschule
durchgeführt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung des Prü-
fungsausschusses.

(8) Die Ausgabe des Themas für die Bachelor-Arbeit erfolgt über
den Prüfungsausschuss. Thema und Zeitpunkt werden aktenkun-
dig gemacht. Die Ausgabe des Themas hat so rechtzeitig zu erfol-
gen, dass die Bachelor-Arbeit einschließlich der Bewertung inner-
halb des laufenden Semesters abgeschlossen werden kann. Das
Thema kann nur einmal und nur innerhalb von drei Wochen nach
Ausgabe zurückgegeben werden.

(9) Die Bachelor-Arbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit
erbracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende
Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe von
Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die
eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar
und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt.

§ 26
Abgabe, Kolloquium und Bewertung der 

Bachelor-Arbeit

(1) Die Bachelor-Arbeit ist fristgemäß beim Prüfungsausschuss
abzuliefern; der Abgabezeitpunkt wird aktenkundig gemacht. Bei
der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versichern, dass er seine
Arbeit – bei einer Gruppenarbeit seinen entsprechend gekenn-
zeichneten Anteil der Arbeit – selbstständig verfasst und keine
anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat.
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(2) Der Kandidat hat seine Bachelor-Arbeit in einem Kolloquium
öffentlich zu präsentieren. Das Kolloquium besteht aus einem
etwa 20-minütigen Vortrag des Kandidaten und einer etwa 20-mi-
nütigen Diskussion mit den beiden Prüfern der Bachelor-Arbeit.
Das Kolloquium findet spätestens vier Wochen nach Abgabe der
Bachelor-Arbeit statt. Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
setzt den Termin fest und teilt ihn dem Kandidaten schriftlich mit.

(3) Die Bachelor-Arbeit und die Leistungen im Kolloquium wer-
den von zwei Prüfern, darunter der Betreuer der Bachelor-Arbeit,
selbstständig bewertet. Die Prüfer erteilen jeweils getrennte
Noten für die schriftliche Arbeit und das Kolloquium.

(4) Die Benotung der Bachelor-Arbeit ergibt sich aus dem arith-
metischen Mittel der durch die beiden Prüfer vergebenen Noten.
Die jeweilige Note eines Prüfers ergibt sich aus der zweifach
gewichteten Note für die schriftliche Arbeit und der einfach
gewichteten Note für das Kolloquium. Die Noten werden dem
Kandidaten im Anschluss an das Kolloquium bekannt gegeben.

(5) Die Bachelor-Arbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter
als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal wiederholt werden. In die-
sem Fall ist eine Rückgabe des Themas in der in § 25 Abs. 8
genannten Frist jedoch nur zulässig, wenn der Kandidat bei der
Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen
Gebrauch gemacht hat.

(6) Für die bestandene Bachelor-Arbeit werden zwölf Leistungs-
punkte vergeben.

§ 27
Zeugnis, Urkunde und Diploma Supplement

(1) Über die bestandene Bachelor-Prüfung erhält der Kandidat
jeweils unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen nach
Bestehen der letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnis. In das Zeug-
nis werden die Modulnoten, das Thema der Bachelor-Arbeit und
deren Note sowie die Gesamtnote aufgenommen. Gegebenenfalls
können ferner die Studienrichtung und die Studienschwerpunkte
sowie – auf Antrag des Kandidaten – das Ergebnis der Modulprü-
fungen in weiteren als den vorgeschriebenen Modulen (Zusatz-
module) und die bis zum Abschluss der Prüfung benötigte Fach-
studiendauer in das Zeugnis aufgenommen werden.

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prü-
fungsleistung erbracht worden ist. Es wird durch den Vorsitzen-
den des Prüfungsausschusses unterzeichnet.

(3) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Urkun-
de mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird die Verleihung des
Bachelor-Grades beurkundet. Die Urkunde wird durch den Dekan
unterzeichnet und mit dem Siegel der Fakultät versehen.

(4) Außerdem werden eine englischsprachige Übersetzung des
Abschlusszeugnisses und der Urkunde über die Verleihung des
akademischen Grades sowie ein englischsprachiges und ein
deutschsprachiges Diploma Supplement, das Auskunft über den
Studienverlauf gibt, ausgestellt und vom Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses unterzeichnet.

III. Schlussbestimmungen

§ 28
Übergangsregelungen

(1) Diese Prüfungsordnung gilt für Kandidaten, die nach ihrem
Inkrafttreten im Bachelor-Studiengang Physik immatrikuliert
wurden.

(2) Kandidaten, die vor dem Inkrafttreten dieser Prüfungsord-
nung im Diplom-Studiengang Physik immatrikuliert wurden,
können auf Antrag an den Prüfungsausschuss nach dieser Prü-
fungsordnung geprüft werden. Bereits erbrachte Prüfungs- und
Studienleistungen werden nach § 16 angerechnet. Der Antrag ist
unwiderruflich.

§ 29
Inkrafttreten

Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung
im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft
und Kultur Mecklenburg-Vorpommern in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Akademischen Senats
der Universität Rostock vom 5. März 2008 und der Genehmigung
des Rektors vom 8. April 2008

Rostock, den 8. April 2008

Der Rektor
der Universität Rostock

In Vertretung
Universitätsprofessor Dr. Ronald Redmer

Mittl.bl. BM M-V 2008 S. 538
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Prüfungsordnung 
für den Master-Fernstudiengang Business Systems

der Hochschule Wismar

Vom 20. April 2007

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom
10. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 539)2, erlässt die Hochschule Wismar die folgende Prüfungsordnung für den weiterbildenden Master-
Fernstudiengang Business Systems als Satzung:

Inhaltsverzeichnis

I. Allgemeines3

§ 1
Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang

(1) Die Regelstudienzeit für den weiterbildenden Master-Fern-
studiengang Systems beträgt vier Semester. Hierin ist die zur
Anfertigung der Master-Thesis benötigte Zeit enthalten.

(2) Alle Lehrveranstaltungen sind zu Modulen zusammengefasst.
Module bezeichnen einen Verbund von sinnvoll aufeinander
bezogenen beziehungsweise aufeinander aufbauenden Lehrveran-
staltungen, die sich einem bestimmten thematischen oder inhaltli-
chen Schwerpunkt widmen. Die Module können in Ausnahmefäl-
len blockweise angeboten werden. In jedem Modul ist eine stu-
dienbegleitende Modulprüfung abzulegen. Entsprechend dem
ECTS richtet sich die Zahl der Credits, die für ein Modul oder die
Master-Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium vergeben
wird, nach der jeweils für einen durchschnittlich begabten Kandi-
daten regelmäßig zugrunde zu legenden Arbeitsbelastung. Die
gesamte Arbeitsbelastung des Kandidaten beträgt im ersten und

zweiten Semester 600 Stunden, im dritten und im vierten Semes-
ter 750 Stunden. Dieser Zeitaufwand entspricht im ersten sowie
im zweiten Semester jeweils 20 Credits, im dritten und vierten
Semester jeweils 25 Credits. Credits werden in ganzen Zahlen
vergeben. 

(3) Der Studieninhalt orientiert sich an der Studienordnung.
Diese enthält die detaillierte Beschreibung der Module.

(4) Während des Studiums können Studien- und Prüfungsleistun-
gen an ausländischen Hochschulen absolviert werden. Die An-
rechnung der im Ausland erbrachten Studien- und Prüfungsleis-
tungen richtet sich nach dem European Credit Transfer System
(ECTS). Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.

§ 2
Prüfungsaufbau

(1) Die Master-Prüfung besteht aus Modulprüfungen und der
Master-Thesis mit Kolloquium.

______________
1 Mittl.bl. BM M-V S. 511 
2 Mittl.bl. BM M-V S. 635
3 Die Prüfungsordnung dient der Anwendung der Gesetze und der Gestaltung des Studiums auch im Hinblick auf die Gleichstellung von Frau und Mann. Soweit die fol-

genden Vorschriften geschlechtsspezifische Wortformen verwenden, gelten diese gleichermaßen für beide Geschlechter.



(2) Modulprüfungen können jeweils aus einer oder mehreren Prü-
fungsleistungen (§ 11 ff.) bestehen. In einer Modulprüfung sollen
in der Regel nicht mehr als drei Prüfungsleistungen erbracht wer-
den; sie kann auch aus nur einer Prüfungsleistung bestehen. Die
Anzahl der Prüfungen wird in der Anlage I geregelt. 

(3) Eine Modulprüfung umfasst das Prüfungsfach oder das
fächerübergreifende Prüfungsgebiet, dessen Durchdringung oder
hinreichende Beherrschung vom Kandidaten verlangt werden
muss, um das Studium mit Erfolg fortsetzen oder abschließen zu
können. 

(4) Modulprüfungen werden grundsätzlich studienbegleitend ab-
genommen, wenn die Lehrinhalte des Prüfungsfaches in dem für
das Studium vorgesehenen vollen Umfang vermittelt worden
sind. Prüfungen, die ein Modul abschließen, sind bis zum Beginn
des Folgesemesters anzubieten.

§ 3
Bestehen oder Nichtbestehen 

(1) Die Master-Prüfung ist bestanden, wenn die erforderlichen
Modulprüfungen entsprechend dem Prüfungsplan (Anlage I)
bestanden und die Master-Thesis einschließlich des Kolloquiums
mindestens mit „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.

(2) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn jede ihrer Prüfungs-
leistungen mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet
wurde. Dies gilt auch für die Master-Thesis und das Kolloquium.

(3) Hat der Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden oder
wurde die Master-Thesis schlechter als „ausreichend“ (4,0) be-
wertet, so erhält der Kandidat hierüber vom Prüfungsausschuss
einen schriftlichen Bescheid mit einer Rechtsbehelfsbelehrung.
Dieser Bescheid gibt auch darüber Auskunft, ob und gegebenen-
falls in welchem Umfang und in welcher Frist die Modulprüfung
oder die Master-Thesis wiederholt werden können. Es ist insbe-
sondere auf die Folgen des § 17 Abs. 6 Nr. 4 des Landeshoch-
schulgesetzes hinzuweisen.

(4) Hat der Kandidat die Master-Prüfung nicht bestanden, und
will er das Studium nicht, nicht sofort oder nicht an der Hoch-
schule Wismar fortsetzen, so wird ihm auf Antrag und gegen Vor-
lage der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulations-
bescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden
Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die Master-
Prüfung nicht bestanden ist.

§ 4
Bildung der Modulnoten

(1) Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen,
errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der Noten der
einzelnen Prüfungsleistungen unter Berücksichtigung ihrer Ge-
wichtung gemäß der Credits in der Anlage I: 

Summe (Prüfungsleistungen * CR)
Modulnote = ——–––––––––––––––––––––————–––—–

(Summe der CR)

(2) Dabei wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung
gestrichen. Die Modulnote lautet

bei einem Durchschnitt bis 
einschließlich 1,5 = sehr gut;
bei einem Durchschnitt von 
1,6 bis einschließlich 2,5 = gut;
bei einem Durchschnitt von 
2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend;
bei einem Durchschnitt von 
3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend;
bei einem Durchschnitt ab 4,1 = nicht ausreichend.

(3) Besteht eine Modulprüfung nur aus einer Prüfungsleistung, so
ist deren Note gleichzeitig die erzielte Note des Moduls.

§ 5
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von
den jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prü-
fungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden:

1,0; 1,3 = sehr gut = eine hervorragende 
Leistung;

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine Leistung, die erheblich
über den durchschnittlichen
Anforderungen liegt;

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die durch-
schnittlichen Anforderun-
gen entspricht;

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz
ihrer Mängel noch den
Anforderungen genügt;

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen
erheblicher Mängel den An-
forderungen nicht mehr ge-
nügt.

(2) Neben der Note auf der Grundlage der deutschen Notenskala
von 1 bis 5 ist bei der Abschlussnote zusätzlich auch eine relative
Note entsprechend der nachfolgenden ECTS-Bewertungsskala
auszuweisen:

A die besten 10 % der Studierenden
B die nächsten 25 % der Studierenden
C die nächsten 30 % der Studierenden
D die nächsten 25 % der Studierenden
E die nächsten 10 % der Studierenden

Im ersten Jahrgang erfolgt die Ermittlung der relativen Abschluss-
note aus den Ergebnissen der Studierenden dieses Jahrganges. Im
zweiten Jahrgang erfolgt die Berechnung unter Berücksichtigung
des vorherigen Jahrgangs als Kohorte. Ab dem dritten Jahrgang
erfolgt die Berechnung der relativen Note unter Berücksichtigung
der vorherigen zwei Jahrgänge als Kohorte.
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(3) Die Umrechnungstabelle für ECTS-Noten lautet wie folgt:

Rechnerischer Wert Note ECTS-Grade ECTS-Definition

1,0 bis 1,5 A excellent
1,6 bis 2,0 B very good
2,1 bis 3,0 C good
3,1 bis 3,5 D satisfactory
3,6 bis 4,0 E sufficient
4,1 bis 5,0 F/FX failed

§ 6
Vergabe von Credits 

(1) Die Vergabe von Credits richtet sich nach dem European Cre-
dit Transfer System (ECTS). Das ECTS dient der quantitativen
Anrechnung der sich aus dieser Prüfungsordnung für den Kandi-
daten ergebenden Gesamtbelastung.

(2) Credits werden für die in der Anlage I vorgesehenen Module
und die Master-Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium ver-
geben.

(3) Die Vergabe von Credits setzt das Bestehen der jeweiligen
Modulprüfung oder das Bestehen der Master-Thesis mit dem
dazugehörigen Kolloquium voraus.

§ 7
Prüfungstermine

(1) Die Master-Prüfung soll spätestens bis zum Ende der Regel-
studienzeit abgeschlossen sein. Sie kann vor diesem Zeitpunkt
abgelegt werden, sofern die für die Zulassung erforderlichen Prü-
fungsvorleistungen erbracht worden sind.

(2) Die Modulprüfungen werden in der Regel studienbegleitend
während der angesetzten Präsenzphasen abgelegt. Der Prüfungs-
ausschuss bestimmt die Prüfungstermine und gibt sie gemeinsam
mit den Namen der Prüfer spätestens sechs Wochen vor der Prü-
fung bekannt.

(3) Der Kandidat ist rechtzeitig über Art und Zahl der zu absol-
vierenden Modulprüfungen mit den ihnen zugeordneten Prü-
fungsleistungen, über die Termine, zu denen sie zu erbringen sind,
sowie über den Aus- und Abgabezeitpunkt der Master-Thesis zu
informieren. Ihm sind ebenso für jede Modulprüfung die jeweili-
gen Wiederholungstermine bekannt zu geben. 

(4) Dem Kandidaten ist bekannt zu geben, wann unter Berück-
sichtigung aller Fristüberschreitungs- und Wiederholungsmög-
lichkeiten in der Master-Prüfung die Rechtsfolge des § 17 Abs. 6
Nr. 4 des Landeshochschulgesetzes einsetzt.

§ 8
Meldefristen und Fristüberschreitung

(1) Der Kandidat hat sich zu einer Modulprüfung gemäß § 20
Abs. 4 zu melden. Für die Meldung zur Prüfung wird jeweils eine
Frist gesetzt, die sich nach dem jeweiligen Prüfungstermin richtet.

Zwischen dem Ende der Meldefrist und dem Beginn der Prüfung
müssen mindestens vier Wochen liegen.

(2) Überschreitet der Kandidat aus von ihm zu vertretenden
Gründen die vom Prüfungsausschuss gemäß § 20 Abs. 4 festge-
legten Fristen zur Meldung für die letzte Modulprüfung um mehr
als zwei Semester oder legt er die Prüfung, zu der er sich gemel-
det hat, aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht ab, so gilt
diese Modulprüfung als abgelegt und nicht bestanden. Für die ein-
zelnen Modulprüfungen gelten die Meldetermine der Master-Prü-
fung als spätester Termin im Sinne von Satz 1. Satz 1 gilt ent-
sprechend für eine nicht zum vorgesehenen Termin begonnene
Master-Thesis. Versäumnisgründe, die der Studierende nicht zu
vertreten hat, sind dem Prüfungsausschuss unverzüglich schrift-
lich anzuzeigen und glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungs-
ausschuss die Gründe an, so ist von ihm ein neuer Termin anzu-
beraumen, der dem Studierenden schriftlich mitzuteilen ist. Bei
den Versäumnisgründen im Sinne von Satz 3 sind die gesetzlichen
Mutterschutzfristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksich-
tigen.

(3) Auf Antrag des Kandidaten können Auslands- und Sprachstu-
dienaufenthalte und Zeiten der aktiven Mitarbeit in Hochschul-
gremien nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet werden.
Unberücksichtigt bleibt ein Auslandsstudium bis zu zwei Semes-
tern, ein Sprachsemester bis zu einem Semester, wenn der Kandi-
dat nachweislich an einer ausländischen Hochschule für einen
Studiengang, in dem er diese Regelung in Anspruch nehmen
möchte, eingeschrieben war und darin Lehrveranstaltungen in
angemessenen Umfang besucht und je Semester mindestens zehn
Credits erworben hat. Ferner können Fachsemester, höchstens
jedoch bis zu zwei Semestern, nicht auf die Regelstudienzeit
angerechnet werden, wenn der Kandidat während dieser Zeit als
gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder sat-
zungsmäßigen Organen der Hochschule tätig und nachweislich
am ordnungsgemäßen Studium in erheblichem Maße gehindert
war. Über den Antrag des Kandidaten entscheidet der Prüfungs-
ausschuss.

(4) Unabhängig von Absatz 2 Satz 3 kann der zuständige Prü-
fungsausschuss unter Würdigung der Ursachen für die Verzöge-
rung des Studiums Ausnahmen von Absatz 2 Satz 2 zulassen,
wenn der Kandidat nach Inanspruchnahme der Studienberatung
eine vom Prüfungsausschuss befürwortete Konzeption für die
Beendigung des Studiums innerhalb von zwei Semestern vorlegt.

§ 9
Freiversuch, Wiederholung der Modulprüfungen 

und der Master-Thesis

(1) Erstmals nicht bestandene Modulprüfungen gelten als dann
nicht unternommen, wenn sie zu den in der Anlage 1 vorgesehe-
nen Regelprüfungsterminen abgelegt werden (Freiversuch).
Satz 1 gilt nicht, wenn die Prüfung aufgrund eines ordnungswid-
rigen Verhaltens, insbesondere eines Täuschungsversuchs, für
nicht bestanden erklärt wurde. Für die Master-Thesis gilt Ab-
satz 9.

(2) Die Wiederholung einer nicht bestandenen Modulprüfung im
Rahmen der Freiversuchsregelung hat innerhalb zum nächsten
regulären Prüfungstermin zu erfolgen.
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(3) Ist ein Kandidat aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, an
der Wahrnehmung des Freiversuchs gehindert, sind die Gründe
dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen und
glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe
an, so ist von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der dem Kan-
didaten schriftlich mitzuteilen ist. Bei den Hindernisgründen im
Sinne von Satz 1 sind die gesetzlichen Mutterschutzfristen und die
Fristen der Elternzeit zu beachten.

(4) Eine nicht bestandene Modulprüfung kann unabhängig vom
Freiversuch einmal wiederholt werden. Die Wiederholung einer
bestandenen Modulprüfung unabhängig vom Freiversuch ist nicht
zulässig. Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesre-
publik Deutschland werden angerechnet. Die Wiederholungsprü-
fung ist nur zum nächsten regulären Prüfungstermin nach Ablauf
des jeweiligen Prüfungsverfahrens zulässig, sofern nicht dem
Kandidaten wegen besonderer, von ihm nicht zu vertretender
Gründe eine Nachfrist gewährt wird. Für die Master-Thesis gilt
Absatz 9.

(5) Besteht eine nicht bestandene Modulprüfung aus mehreren
Prüfungsleistungen, sind nur die mit der Note „nicht ausreichend“
(5,0) bewerteten Prüfungsleistungen zu wiederholen.

(6) Eine Wiederholung einer Modulprüfung liegt auch dann vor,
wenn eine im Rahmen eines Freiversuches (Absatz 1) abgelegte
Modulprüfung nicht bestanden worden ist und ein dritter Versuch
erforderlich wird.

(7) Eine zweite Wiederholung einer nicht bestandenen Modul-
prüfung ist grundsätzlich nur zulässig, wenn

1. ein besonderer Härtefall vorliegt oder

2. der Kandidat mindestens die Hälfte aller bis dahin abzulegen-
den Modulprüfungen nach Anlage I mit wenigstens „befriedi-
gend“ (3,0) (siehe Prüfungsordnung § 4 Abs. 2) bestanden hat
oder

3. er nur eine Modulprüfung nicht bestanden hat,

wobei nicht mehr als drei Modulprüfungen ein zweites Mal wie-
derholt werden können.

Der Antrag ist schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses für das Fernstudium einzureichen.
Eine zweite Wiederholung kann nur zum nächsten regulären Prü-
fungstermin erfolgen.

(8) Bei Versäumnis der Wiederholungsfrist gilt die Modulprü-
fung als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat
hat das Versäumnis nicht zu vertreten. Der für das Versäumnis
geltend gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt
und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Studierenden
ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kan-
didaten steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu
versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den
Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Studie-
renden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel der nächst-
mögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund dem nicht
entgegensteht.

(9) Die Master-Thesis und das Kolloquium können bei einer
Bewertung, die schlechter als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal
wiederholt werden. Die Wiederholung einer Master-Thesis, die
„ausreichend“ (4,0) und besser bewertet wurde, ist nicht zulässig.
Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesrepublik
Deutschland werden angerechnet. Die Vergabe muss alsbald, spä-
testens sechs Wochen nach Bekanntgabe des Ergebnisses der
Master-Thesis beim Prüfungssauschuss beantragt werden. Eine
Rückgabe des Themas der Master-Thesis ist nur zulässig, wenn
der Kandidat bei der Anfertigung seiner ersten Master-Thesis von
dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

(10) Werden die Termine und Fristen für Prüfungen beziehungs-
weise Prüfungswiederholungen gemäß der Absätze 2, 4, 7 und 8
versäumt, gilt die Modulprüfung beziehungsweise Master-Thesis
als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat hat das
Versäumnis nicht zu vertreten. Der für den Rücktritt oder das Ver-
säumnis geltend gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Stu-
dierenden ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit
des Kandidaten steht die Krankheit eines von ihm überwiegend
allein zu versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsaus-
schuss den Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der
dem Studierenden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel
der nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. 

§ 10
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0)
bewertet, wenn der Kandidat einen für ihn bindenden Prüfungs-
termin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prü-
fung, die er angetreten hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. Das-
selbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb
der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Kann der Kandidat aus von ihm nicht zu vertretenden Grün-
den die für die Ablegung von Modulprüfungen und die Anferti-
gung der Master-Thesis festgelegten Fristen nicht einhalten, hat er
dieses rechtzeitig zusammen mit einem Antrag auf Terminver-
schiebung über das Zentrale Prüfungsamt dem Prüfungsausschuss
anzuzeigen. Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt und
glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandidaten ist ein
amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kandidaten
steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu versor-
genden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den Grund
an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Kandidaten vom
Zentralen Prüfungsamt schriftlich mitgeteilt wird; dies ist der
nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. Bei den Versäumnis-
gründen im Sinne von Satz 3 sind die gesetzlichen Mutterschutz-
fristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksichtigen.

(3) Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistun-
gen durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfs-
mittel zu beeinflussen, wird die betreffende Prüfungsleistung
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Ein Kandidat, der den ord-
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nungsgemäßen Ablauf des Prüfungstermins stört, kann von dem
jeweiligen Prüfer oder Aufsicht Führenden von der Fortsetzung
der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird
die Prüfungsleistung „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. In
schwer wiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss den Kandi-
daten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen aus-
schließen.

(4) Der Kandidat kann verlangen, dass die Entscheidung nach
Absatz 3 Satz 1 und 2 innerhalb von 14 Tagen vom Prüfungsaus-
schuss überprüft wird. Belastende Entscheidungen sind dem Kan-
didaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 11
Arten der Prüfungsleistungen

(1) Die Studierenden haben während ihrer Studienzeit Prüfungs-
leistungen zu erbringen. Das Lehrangebot ist so zu gestalten, dass
die Studierenden ausreichend Möglichkeiten zur Erbringung der
erforderlichen Prüfungsleistungen haben. Die Prüfungsleistungen
sind von den Lehrenden der jeweiligen Lehrveranstaltung zu
bescheinigen und gemäß der Notenskala nach § 5 zu bewerten.
Die Studierenden sind bis zum Semesterbeginn im jeweiligen
Fach über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang in
Kenntnis zu setzen. Die Auswahl der Prüfungsart und des
Umfangs wird vom Prüfer für alle Kandidaten einheitlich vorge-
nommen, sie bedarf vor Bekanntgabe der Bestätigung durch den
Prüfungsausschuss. Für chronisch Kranke gelten die Vorschriften
sinngemäß. Folgende Arten von Prüfungsleistungen können er-
bracht werden:

a) Mündliche Prüfung (§ 12)
b) schriftlich als Klausurarbeiten und sonstige schriftliche 

Arbeiten
c) Hausarbeit
d) Referat/Präsentation
e) Teilnahme an Planspielen/Durchführung von Fallstudien
f) Projektarbeit (§ 14)
g) Alternative Prüfungsleistungen können sein

– Referate
– Präsentationen
– Diskussionsleitungen
– Kolloquien
– sonstige schriftliche Arbeiten
– Hausarbeiten
– Projektarbeit (§ 14)

(2) Ein Referat beziehungsweise eine Präsentation ist im Lehr-
beziehungsweise Lernzusammenhang der Lehrveranstaltungen zu
halten. Es umfasst die eigenständige systematische Aufarbeitung
eines Themas oder Themengebietes der jeweiligen Lehrveranstal-
tung unter Einbeziehung der einschlägigen Literatur. In einem
kurzen Vortrag von 15 bis 30 Minuten soll die Diskussion über die
entsprechende Thematik eröffnet und vertieft werden.

(3) Macht der Kandidat vor Beginn der Prüfungsleistung glaub-
haft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperli-
cher Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz
oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so wird dem
Kandidaten durch den Prüfungsausschuss gestattet, die Prüfungs-

leistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu
erbringen. Dazu kann die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes
verlangt werden. Entsprechendes gilt für Prüfungsvorleistungen.
Für chronisch kranke Kandidaten gelten diese Vorschriften sinn-
gemäß.

§ 12
Mündliche Prüfungen

(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll der Kandidat nach-
weisen, dass er die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes er-
kennt und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge
einzuordnen vermag. Ferner soll festgestellt werden, ob der Kan-
didat über breites Grundlagenwissen des Prüfungsgebietes ver-
fügt.

(2) Mündliche Prüfungen werden vor mindestens zwei Prüfern
(Kollegialprüfung) oder vor einem Prüfer in Gegenwart eines
sachkundigen Beisitzers als Gruppenprüfung oder als Einzelprü-
fung abgelegt.

(3) Die mündliche Prüfung dauert je Kandidat mindestens 15 und
höchstens 45 Minuten.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündli-
chen Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis
ist dem Kandidaten jeweils im Anschluss an die mündliche Prü-
fung bekannt zu geben. Die Note der mündlichen Prüfung ergibt
sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen der
Prüfer.

(5) Kandidaten, die sich an einem späteren Prüfungstermin, nicht
jedoch im selben Prüfungsabschnitt der gleichen Modulprüfung
unterziehen wollen, sollen nach Maßgabe der räumlichen Ver-
hältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandi-
dat widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich jedoch nicht auf die
Beratung und Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse an den Kandi-
daten.

§ 13
Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten 

(1) In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen Arbeiten
soll der Kandidat nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit
begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden seines
Faches Aufgaben lösen und Themen bearbeiten kann. In der Klau-
sur soll ferner festgestellt werden, ob der Kandidat über notwen-
diges Grundlagenwissen verfügt. Das Bewertungsverfahren soll
vier Wochen nicht überschreiten.

(2) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten sind in der
Regel, mindestens aber im Falle einer Wiederholungsprüfung,
von zwei Prüfern zu bewerten. Die Note ergibt sich aus dem arith-
metischen Mittel der Einzelbewertungen.

(3) Die Bearbeitungszeit für Klausurarbeiten darf 90 Minuten
nicht unterschreiten und 300 Minuten nicht überschreiten.
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§ 14
Projektarbeiten

(1) Durch Projektarbeiten wird in der Regel die Fähigkeit zur
Teamarbeit und insbesondere zur Entwicklung, Durchsetzung und
Präsentation von Konzepten nachgewiesen. Hierbei soll der Kan-
didat nachweisen, dass er an einer größeren Aufgabe Ziele defi-
nieren sowie Lösungsansätze und Konzepte erarbeiten kann.

(2) Projektarbeiten sind in der Regel, mindestens aber im Fall
einer Wiederholungsprüfung, von zwei Prüfern zu bewerten. Die
Note ergibt sich als arithmetisches Mittel der Einzelbewertungen.
Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen nicht überschreiten.

(3) Die Bearbeitungszeit für Projektarbeiten beträgt in der Regel
höchstens sechs Monate. Für die Festlegung dieser Bearbeitungs-
zeit gilt § 11 Abs. 1.

(4) Bei einer in Form einer Teamarbeit erbrachten Projektarbeit
muss der Beitrag des einzelnen Kandidaten deutlich erkennbar
sein und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllen.

§ 15 
Master-Thesis und Kolloquium

(1) Die Master-Thesis ist eine Prüfungsarbeit, die das Studium
abschließt. Sie soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist,
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus seinem Fach
selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Master-Thesis kann von einem Professor oder einer ande-
ren nach § 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes (LHG M-V)
prüfungsberechtigten Person ausgegeben und betreut werden,
soweit diese an der Hochschule Wismar im Studiengang tätig ist.
Soll die Master-Thesis in einer Einrichtung außerhalb der Hoch-
schule Wismar durchgeführt werden, bedarf es hierzu der Zustim-
mung des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses.

(3) Auf Antrag wird dem Kandidaten rechtzeitig unter Berück-
sichtigung der nach Maßgabe des § 8 festgelegten Termine ein
Thema für die Master-Thesis zugeteilt. Die Vergabe des Themas
erfolgt über den Prüfungsausschuss. Der Kandidat kann Vor-
schläge für das Thema der Master-Thesis machen. Der Zeitpunkt
der Ausgabe sowie das Thema sind aktenkundig zu machen. Das
Thema kann nur einmal und auf Antrag zurückgegeben werden.
Der für die Rückgabe geltend gemachte Grund muss unverzüglich
schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Über den
Antrag entscheidet der Prüfungsausschuss nach Anhörung der
zuständigen Prüfer. Ein Thema für die Master-Thesis wird von
Amts wegen ausgegeben, wenn ein Kandidat, der die in der Anla-
ge 1 für die Pflichtmodule vorgesehenen Credits erworben hat,
nach der letzten Modulprüfung nicht innerhalb von vier Wochen
einen Vorschlag für das Thema einreicht.

(4) Die Master-Thesis kann auch in Form einer Gruppenarbeit
erbracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende
Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe von
Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die
eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar
und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt.

(5) Die Bearbeitungszeit der Master-Thesis beträgt 20 Wochen.
Die Master-Thesis wird in der Regel im vierten Semester bearbei-
tet. Im Einzelfall kann auf Basis eines begründeten Antrags der
Prüfungsausschuss für das Fernstudium die Bearbeitungszeit aus-
nahmsweise um höchstens vier Wochen verlängern. Der Antrag
ist schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses für das
Fernstudium einzureichen. Thema, Aufgabenstellung und Um-
fang der Master-Thesis sind vom Betreuer so zu begrenzen, dass
die Frist zur Bearbeitung der Master-Thesis eingehalten werden
kann. 

(6) Die Master-Thesis ist in deutscher oder englischer Sprache
abzufassen. Auf Antrag des Studenten und im Einvernehmen mit
dem Betreuer kann der Prüfungsausschuss für das Fernstudium
zulassen, dass die Master-Thesis in einer anderen Sprache ver-
fasst wird; in diesem Fall muss sie eine Zusammenfassung in
deutscher Sprache enthalten. Der Antrag ist schriftlich an den
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses für das Fernstudium ein-
zureichen

(7) Die Master-Thesis ist fristgemäß beim Zentralen Prüfungsamt
der Hochschule Wismar in drei Exemplaren abzuliefern; der
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Soweit für die
Master-Thesis die Anfertigung von Modellen, Zeichnungen oder
anderen künstlerischen Arbeiten erforderlich ist, sind diese im
Original mit je zwei fotografischen Abbildungen des Objekts
abzuliefern. Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versi-
chern, dass er seine Arbeit – bei einer Gruppenarbeit seinen ent-
sprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbstständig
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und
Hilfsmittel benutzt hat. Eine nicht fristgemäß eingereichte Arbeit
ist mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten.

(8) Die Master-Thesis ist von zwei Prüfern zu bewerten, von
denen einer Professor der Hochschule Wismar sein muss. Der
Betreuer der Master-Thesis ist einer der Prüfer. Die Prüfer werden
vom Prüfungsausschuss bestimmt. Die einzelnen Bewertungen
sind gemäß § 5 vorzunehmen und von jedem Prüfer einzeln
schriftlich zu begründen. Bei nicht übereinstimmender Bewertung
durch die beiden Prüfer wird die Note der Master-Thesis aus dem
arithmetischen Mittel der beiden Noten unter entsprechender
Anwendung von § 4 Abs. 1 gebildet. Das Bewertungsverfahren
soll vier Wochen nicht überschreiten.

(9) Der Kandidat hat seine Master-Thesis in einem Kolloquium
zu verteidigen. Die Bewertung der Master-Thesis ist dem Kandi-
daten erst nach der Verteidigung unter Berücksichtigung ihres
Ergebnisses mitzuteilen.

(10) Die Verteidigung der Master-Thesis wird einer Kommission,
deren Vorsitzender vom Prüfungsausschuss festgelegt wird, zur
Bewertung übergeben. Der Kommission gehören die nach Ab-
satz 8 bezeichneten Prüfer an. Die Dauer des Kolloquiums beträgt
mindestens 30 Minuten und höchstens 45 Minuten. Das Kollo-
quium ist hochschulöffentlich, es sei denn, der Kandidat wider-
spricht.

(11) Die Note des Kolloquiums ergibt sich aus dem arithmeti-
schen Mittel der Einzelbewertungen. Sie geht mit einem Anteil
von 25 % in die Note für die Master-Thesis ein. Wird das Kollo-
quium „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, führt das zu einer
Gesamtbewertung „nicht ausreichend“ (5,0). In diesem Falle sind
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die Master-Thesis mit einem neuen Thema und das Kolloquium
zu wiederholen.

§ 16
Prüfungsausschuss

(1) An der Hochschule wird ein Prüfungsausschuss für das Fern-
studium gebildet. Er ist für alle das Prüfungsverfahren betreffen-
de Aufgaben und Entscheidungen des Prüfungswesens sowie für
die weiteren durch diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben
zuständig. Zur Erledigung der in § 17 Abs. 2 genannten Aufgaben
und Entscheidungen steht ihm das Zentrale Prüfungsamt zur Ver-
fügung. 

(2) Der Prüfungsausschuss für das Fernstudium besteht aus sie-
ben Mitgliedern, davon vier Professoren, einem wissenschaftli-
chen Mitarbeiter und zwei Studenten. Ist kein wissenschaftlicher
Mitarbeiter vorhanden, fällt dessen Sitz der Gruppe der Professo-
ren zu. Die Zusammensetzung wird in der Anlage III geregelt. Ist
kein wissenschaftlicher Mitarbeiter vorhanden, so fällt dieser Sitz
der Gruppe der Professoren zu. Für jedes der Mitglieder ist bei
Bestellung ein Ersatzmitglied aus der jeweiligen Gruppe zu
bestellen. Die Amtszeit der studentischen Mitglieder des Prü-
fungsausschusses beträgt ein Jahr, die Amtszeit der übrigen Mit-
glieder des Prüfungsausschusses beträgt drei Jahre. Eine Wieder-
bestellung ist zulässig. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses
üben ihr Amt nach Ablauf einer Amtsperiode weiter aus, bis
Nachfolger bestellt worden sind und diese ihr Amt angetreten
haben.

(3) Der Vorsitzende, sein Stellvertreter und die weiteren Mitglie-
der des Prüfungsausschusses werden von dem zuständigen Fakul-
tätsrat aus derjenigen Fakultät bestellt, der für den jeweiligen
Fernstudiengang verantwortlich ist. Entsprechend werden für die
Mitglieder des Prüfungsausschusses Ersatzmitglieder bestellt.
Der Vorsitzende und sein Stellvertreter müssen Professoren sein.
Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben dem Vor-
sitzenden oder dessen Stellvertreter und zwei weiteren Professo-
ren mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwe-
send sind. Er beschließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden und in dessen
Abwesenheit die Stimme des Stellvertreters. Die studentischen
Mitglieder des Prüfungsausschusses haben bei materiellen Prü-
fungsentscheidungen, insbesondere über das Bestehen und Nicht-
bestehen und über die Anrechnung von Studienzeiten sowie Prü-
fungs- und Studienleistungen, kein Stimmrecht. An der Beratung
und Beschlussfassung über Angelegenheiten, die die Festlegung
von Prüfungsaufgaben oder die ihre eigene Prüfung betreffen,
nehmen die studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses
nicht teil.

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen
der Prüfungsordnung eingehalten werden. Der Prüfungsausschuss
berichtet regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, der Fakultät
über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten einschließ-
lich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Master-Thesis
sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. Das Rek-
torat der Hochschule Wismar legt den Bericht des Prüfungsaus-
schusses in geeigneter Weise offen. Der Prüfungsausschuss gibt
Anregungen zur Reform der Studienordnung, des Studienplanes
und der Prüfungsordnung.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der
Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen; ausgenommen
sind studentische Mitglieder, die sich im selben Prüfungszeitraum
der gleichen Prüfung zu unterziehen haben.

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und die Ersatzmit-
glieder unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht
im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzenden zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.

(7) Von der Beratung und Abstimmung im Prüfungsausschuss ist
wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer

1. über den Kandidaten das Sorgerecht hat;

2. zu dem Kandidaten in einer engen persönlichen Beziehung
steht oder wirtschaftliche Beziehungen unterhält.

(8) Der Prüfungsausschuss überträgt die Erledigung seiner Auf-
gaben für alle Regelfälle widerruflich mit Ausnahme der Ent-
scheidung über Widersprüche auf seinen Vorsitzenden.

§ 17
Zentrales Prüfungsamt

(1) Unbeschadet der Zuständigkeit des Prüfungsausschusses ge-
mäß § 16 Abs. 1 ist das Zentrale Prüfungsamt der Hochschule
Wismar für die Organisation des Prüfungsverfahrens zuständig.

(2) Das Zentrale Prüfungsamt hat insbesondere folgende Aufga-
ben:

1. Bekanntgabe des Prüfungszeitraumes und der Meldefristen
für die Prüfungen

2. Fristenkontrolle der Prüfungstermine gemäß § 37 des Landes-
hochschulgesetzes

3. Führung der Prüfungsakten

4. Koordination der Prüfungstermine und Aufstellung von ent-
sprechenden Prüfungsplänen für Prüfer, Beisitzer und Prü-
fungsaufsichten

5. Ausgabe und Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu
Modulprüfungen und zur Master-Thesis

6. Erteilung der Zulassung zu Prüfungen gemäß Nummer 5

7. Aufstellung von Listen der Kandidaten eines Prüfungstermins

8. Überwachung der Bewertungsfristen gemäß §§ 13 Abs. 1
Satz 3, 15 Abs. 10 Satz 6

9. Entgegennahme des Antrages auf Zuweisung eines Themas
für die Master-Thesis

10. Zustellung des Themas der Master-Thesis an den Kandidaten

11. Entgegennahme der fertig gestellten Master-Thesis
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12. Benachrichtigung der Kandidaten über das Prüfungsergebnis

13. Ausfertigung und Aushändigung von Zeugnissen, Master-
Urkunden und Bescheiden gemäß § 3 Abs. 3 und 4

§ 18
Prüfer und Beisitzer

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer und Beisitzer. Zu
Prüfern und Beisitzern dürfen nur Professoren und andere nach
§ 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes (LHG) prüfungsbe-
rechtigte Personen bestellt werden. Zum Beisitzer darf nur bestellt
werden, wer mindestens die entsprechende Master-Prüfung oder
eine vergleichbare Prüfung abgelegt hat. Der Beisitzer darf den
Kandidaten weder befragen noch seine Prüfungsleistung beurtei-
len. Die Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(2) Der Kandidat kann für die Master-Thesis und die mündlichen
Prüfungen einen Prüfer oder mehrere Prüfer vorschlagen. Der
Vorschlag begründet keinen Anspruch.

(3) Die Namen der Prüfer sind dem Kandidaten rechtzeitig be-
kannt zu geben.

(4) Für die Prüfer und Beisitzer gilt § 16 Abs. 6 und 7 entspre-
chend.

§ 19
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet, wenn sie an
einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland in demsel-
ben Studiengang erbracht wurden. 

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in
Studiengängen, die nicht unter Absatz 1 fallen, werden angerech-
net, soweit die Gleichwertigkeit gegeben ist oder durch Credits
nachgewiesen wird. Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-
fungsleistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang
und in den Anforderungen denjenigen des entsprechenden Stu-
diums an der Hochschule Wismar im Wesentlichen entsprechen.
Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbe-
trachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Bei der Anrech-
nung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun-
gen sowie multimedial gestützter Studien- und Prüfungsleistun-
gen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbracht
wurden, sind die von der Kultusministerkonferenz und Hoch-
schulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen
sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu
beachten.

(3) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
sowie für multimedial gestützte Studien- und Prüfungsleistungen
in staatlich anerkannten Fernstudien gelten die Absätze 1 und 2
entsprechend. 

(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind
die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu über-

nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestan-
den“ aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im
Zeugnis ist zulässig.

(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 be-
steht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt durch
den Prüfungsausschuss. Der Studierende hat die für die Anrech-
nung erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

(6) Zuständig für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleis-
ungen und Prüfungsleistungen ist der Prüfungsausschuss. Vor der
Feststellung der Gleichwertigkeit sind die zuständigen Fachver-
treter zu hören.

§ 20
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1) Voraussetzung für die Zulassung zum nichtkonsekutiven
Master-Studiengang Business Systems ist ein erster akademi-
scher Abschluss auf wirtschaftlichem Gebiet, der an einer natio-
nalen oder internationalen Hochschule erworben wurde. Für die
Zulassung zum Studium müssen 210 Credit Points in einem
früheren abgeschlossenen Studium nachgewiesen werden. Nähe-
res regelt die Zulassungsordnung. Weiterhin ist für die Zulassung
in der Regel eine mindestens einjährige einschlägige Berufspra-
xis nach dem ersten akademischen Abschluss nachzuweisen.
Bewerber, deren Muttersprache nicht die englische Sprache ist,
haben durch geeignete Unterlagen (TOEFL, gleichwertiges Spra-
chenzertifikat) die Befähigung nachzuweisen, die englische
Sprache in Wort und Schrift zu beherrschen. Im Zweifelsfall ent-
scheidet der Prüfungsausschuss, ob die Zulassungsvoraussetzun-
gen erfüllt sind.

(2) Die Master-Prüfung kann nur ablegen, wer ein Studium nach
Maßgabe der Studienordnung absolviert hat.

(3) Die Zulassung zu einer Modulprüfung setzt voraus, dass der
Kandidat in dem Semester, in dem er sich zu einer Modulprüfung
meldet, in demselben Master-Studiengang an der Hochschule
Wismar eingeschrieben ist.

(4) Die Zulassung zu einer Modulprüfung ist innerhalb einer vom
Prüfungsausschuss festgesetzten Meldefrist und Form bei dem
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu beantragen. Der Antrag
ist beim Zentralen Prüfungsamt einzureichen. Dem Antrag auf
Zulassung zu den Modulprüfungen sind folgende Unterlagen bei-
zufügen oder bis zu einem vom Prüfungsausschuss festgesetzten
Termin nachzureichen, sofern sie nicht bereits früher vorgelegt
wurden:

1. die im Absatz 1 genannten Zeugnisse beziehungsweise Nach-
weise,

2. Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an Modulen
gemäß der Studienordnung,

3. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung ent-
sprechender Prüfungen,
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4. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung einer
Master-Prüfung in demselben oder einem verwandten Stu-
diengang an einer Hochschule in der Bundesrepublik
Deutschland,

5. eine Erklärung darüber, dass bisherige Versuche gemäß
Punkt 4 einmalig oder endgültig nicht bestanden wurden
beziehungsweise, dass auch kein entsprechendes Prüfungs-
verfahren an einer anderen Hochschule anhängig ist und

6. im Falle mündlicher Prüfungsleistungen eine Erklärung darü-
ber, ob einer Zulassung von Zuhörern widersprochen wird.

Ist es dem Kandidaten nicht möglich, die nach den Absätzen 1 bis 3
erforderlichen Unterlagen in der vorgeschriebenen Weise beizu-
fügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf
andere Art zu führen. Der Antrag auf Zulassung zu einer Modul-
prüfung ist verbindlich; er kann schriftlich bei dem Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses bis spätestens eine Woche vor dem fest-
gesetzten Prüfungstermin ohne Angabe von Gründen und ohne
Anrechnung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche zu-
rückgenommen werden. Über die Zulassung entscheidet der Prü-
fungsausschuss. 

(5) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt wer-
den, wenn

1. die in den Absätzen 1 und 2 genannten Voraussetzungen oder
die Verfahrensvorschriften nach den Absätzen 3 bis 5 nicht
erfüllt sind oder

2. die Unterlagen unvollständig sind oder

3. der Kandidat in demselben oder in einem verwandten Stu-
diengang an einer Hochschule entweder die Master-Prüfung
oder die entsprechende Prüfung endgültig nicht bestanden hat
oder sich in einem Prüfungsverfahren befindet.

II. Master-Prüfung

§ 21
Zweck und Durchführung der Master-Prüfung

(1) Die Master-Prüfung bildet den berufsqualifizierenden Ab-
schluss des Master-Studienganges. Durch die Master-Prüfung
wird festgestellt, ob der Kandidat die Zusammenhänge seines
Faches überblickt, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Metho-
den und Erkenntnisse anzuwenden und die für den Übergang in
die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erwor-
ben hat.

(2) Die Master-Prüfung wird mit der Master-Thesis und dem
dazugehörigen Kolloquium abgeschlossen.

§ 22
Prüfungsvorleistungen

Das Thema der Master-Thesis wird frühestens vergeben, wenn
60 Credits gemäß dieser Prüfungsordnung nachgewiesen werden
können. Zum Kolloquium wird nur zugelassen, wer 65 Credits

erworben hat. Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsaus-
schuss.

§ 23
Art, Umfang und Gegenstand der Master-Prüfung

(1) Die Master-Prüfung besteht aus

– den erforderlichen Modulprüfungen und

– der Master-Thesis einschließlich des Kolloquiums gemäß § 15.

(2) Die Module des Masterstudiums sowie deren Umfang und Art
sind der Anlage I zu entnehmen. 

(3) Die Modulprüfungen setzen sich aus den in der Anlage I ange-
gebenen Prüfungsleistungen zusammen. 

(4) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der
den Prüfungsfächern zugeordneten Lehrveranstaltungen.

(5) Die Prüfungsanforderungen orientieren sich an dem Inhalt der
Lehrveranstaltungen, die aufgrund der Studienordnung für das
betroffene Studienfach angeboten werden.

(6) Der Kandidat wird zum Kolloquium nur zugelassen, wenn er
sämtliche andere Prüfungsleistungen erfolgreich abgelegt hat.

§ 24
Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und 

Zeugnisergänzung

(1) Die Gesamtnote errechnet sich entsprechend § 4 aus den
Modulnoten gemäß § 23 und der Note der Master-Thesis (ein-
schließlich Kolloquium). Die Modulnoten gehen mit einem Anteil
von zwei Drittel, die Master-Thesis mit Kolloquium mit einem
Anteil von einem Drittel in die Gesamtnote ein.

(2) Für die Bildung der Gesamtnote gilt § 4 entsprechend.

(3) Bei hervorragenden Leistungen gemäß § 5 kann das Gesamt-
urteil „mit Auszeichnung bestanden“ erteilt werden.

(4) Über die bestandene Master-Prüfung erhält der Kandidat
unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen, ein Zeugnis
in deutscher und englischer Sprache. In das Zeugnis sind der Stu-
diengang, der gewählte Studienschwerpunkt, die Modulnoten der
Master-Prüfung, das Thema der Master-Thesis und deren Note
sowie die Gesamtnote der Master-Prüfung aufzunehmen. Auf
Antrag des Kandidaten kann die bis zum Abschluss der Master-
Prüfung benötigte Fachstudiendauer in das Zeugnis aufgenom-
men werden. Auf Antrag des Kandidaten ist in einem Beiblatt
zum Zeugnis die Notenverteilung des jeweiligen Prüfungsjahr-
ganges (Notenspiegel, Rangzahl) des Studienganges anzugeben.

(5) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prü-
fungsleistung erbracht worden ist.

(6) Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
und dem Dekan der Fakultät zu unterzeichnen.
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(7) Mit dem Zeugnis erhält der Kandidat eine Zeugnisergänzung
(„Diploma Supplement“) gemäß Anlage II, aus der die internatio-
nale Einordnung des bestehenden Abschlusses hervorgeht. Das
Diploma Supplement enthält insbesondere die folgenden Anga-
ben in englischer Sprache:

a) Identifizierende Angaben zur Person der Absolventin oder des
Absolventen

b) Identifizierende Angaben zur mit dem Abschluss erworbenen
Qualifikation und zur Fakultät 

c) Angaben zur Ebene des Abschlusses innerhalb des deutschen
Bildungssystems, Zugangsvoraussetzungen und Dauer des
Studienprogramms

d) Angaben zur Form des Studiums, zu Studieninhalten und Stu-
dienerfolg

e) Angaben zum Status der Qualifikation (Zugang zu weiteren
Studien, Promotion, berufliche Qualifikationsmöglichkeiten)

f) Ergänzende Angaben zum Studium der Absolventin oder des
Absolventen (z. B. integriertes Auslandsstudium)

g) Angaben zur Ausstellung des Ergänzungstextes (Datum, Stelle)

h) Einordnung der Fakultät der Hochschule Wismar in das natio-
nale Hochschulsystem

§ 25
Hochschulgrad und Master-Urkunde

(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, wird der berufsqualifizie-
rende akademische Grad „Master of Business Systems“ verliehen.

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird die Verlei-
hung des Mastergrades beurkundet. Die Master-Urkunde wird
vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und vom Dekan der
Fakultät unterzeichnet und mit dem Siegel der Hochschule Wis-
mar versehen.

IV. Schlussbestimmungen

§ 26
Ungültigkeit der Master-Prüfung 

(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht und
wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses

bekannt, so können die Noten für die Prüfungsleistung, bei deren
Erbringung der Kandidat getäuscht hat, und für die Modulprüfung
entsprechend berichtigt und die Master-Prüfung für „nicht bestan-
den“ erklärt werden. Entsprechendes gilt für die Master-Thesis.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modul-
prüfung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
der Modulprüfung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu
Unrecht erwirkt, dass er die Modulprüfung ablegen konnte, so
kann die Modulprüfung für „nicht ausreichend“ und die Master-
Prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch die
Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Master-Prüfung aufgrund
einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Ent-
scheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist
von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen.

§ 27
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens
wird dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist Einsicht
in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen
Gutachten und in die Prüfungsprotokolle gewährt. Der Antrag ist
an das Zentrale Prüfungsamt zu richten.

§ 28
Inkrafttreten

(1) Diese Prüfungsordnung gilt erstmalig für die Prüfung von
Kandidaten, die im Wintersemester 2007/2008 für einen Master-
Fernstudiengang Business Systems an der Hochschule Wismar
eingeschrieben werden.

(2) Die vorliegende Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer
Veröffentlichung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Akademischen Senats
der Hochschule Wismar vom 19. April 2007 sowie der Genehmi-
gung des Rektors vom 20. April 2007.

Wismar, den 20. April 2007

Der Rektor
der Hochschule Wismar,

Professor Dr. Norbert Grünwald
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Anlage 1

Prüfungsplan

PM 1. Sem. 2. Sem. 3. Sem. 4. Sem.
Nr Fach Prüfung CR Prüfung CR Prüfung CR Prüfung CR ∑

PM01 Information Technology K120/R/PA 5 5
in Business

PM02 Business Process Design K120/R/PA 5 5

PM03 Project Management K120/R/PA 5 5

PM04 Integrative Industrial Thought K120/R/PA 5 5

PM05 Knowledge Management K120/R/PA 5 5

PM06 Database Systems and K120/R/PA 5 5
Data Management

PM07 Computer Models for K120/R/PA 5 5
Business Decisions

PM08 Business Systems Project 1 PA 5 5

PM09 Software Systems Design K120/R/PA 5 5
and Development 

PM10 Enterprise Resource K120/R/PA 5 5
Planning Systems 

PM11 Business Systems Project 2 PA 5 5

PM12 Elective Subject 1 K120/R/PA 5 5

PM13 Elective Subject 2 K120/R/PA 5 5

Master-Thesis Thesis und 25 25
Kolloquium

Gesamt 20 20 25 25 90

Erläuterungen:
CR Credits
PM Pflichtmodul
PA Projektarbeit gemäß § 14
R Referat gemäß § 11 Absatz 2
K Klausur, schriftliche Prüfung gemäß § 13

Der Schrägstrich ist als „oder“ zu interpretieren. Die Zeiteinheiten nach K entsprechen Minuten. 

Die Studierenden sind bis zum Semesterbeginn im jeweiligen Fach über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang in Kenntnis zu setzen.

Aus dem folgenden Wahlkatalog müssen zwei Fächer gewählt werden:

• Human Resource Information Systems – Personalinformationssysteme
• Marketing Decision Systems – Marketing und Entscheidungsunterstützung
• Financing – Finanzierung
• Economic Policy – Makroökonomie
• Contemporary Issues in BIS – Aktuelle Tendenzen für betriebliche Informationssysteme
• Applied e-Business – Angewandtes E-Business
• Multimedia-Applications in Business – Multimedia-Anwendungen in der Wirtschaft
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Prüfungsordnung 
für den Master-Studiengang 

Digitale Logistik und Management
der Hochschule Wismar*

Vom 13. Juli 2007

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom
10. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 539)2, hat die Hochschule Wismar die folgende Prüfungsordnung für den Master-Studiengang Digita-
le Logistik und Management als Satzung erlassen:

Inhaltsverzeichnis

I. Allgemeines

§ 1
Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt drei Semester. Sie umfasst die
theoretischen Studiensemester, die Prüfungen, einschließlich der
Master-Thesis.

(2) Im PM 12.1 (Wahlpflichtmodul I), PM 12.2 (Wahlpflichtmo-
dul II) und PM 12.3 (Wahlpflichtmodul III) bietet sich die Mög-
lichkeit, das Studienprogramm – dem individuellen Schwerpunkt
entsprechend – zu vertiefen beziehungsweise zu ergänzen. Dies
wird durch die Wahl aus den beiden Bereichen

– WM 12.x.1.x  Logistik und Technik

– WM 12.x.2.x  Logistik und Management

ermöglicht. Dabei darf ein Wahlbereich mit unterschiedlichen
Themen auch dreimal gewählt werden. Dies impliziert, dass auch

drei Module aus dem übrigen Studienangebot der Hochschule
Wismar gewählt werden können, soweit ein sinnvoller Zusam-
menhang zu diesem Master-Studiengang besteht. Über die Zulas-
sung entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(3) Alle Lehrveranstaltungen sind zu Modulen zusammenge-
fasst. Module bezeichnen einen Verbund von sinnvoll aufeinan-
der bezogenen beziehungsweise aufeinander aufbauenden Lehr-
veranstaltungen, die sich einem bestimmten thematischen oder
inhaltlichen Schwerpunkt widmen. Die Module können in Aus-
nahmefällen blockweise angeboten werden. In jedem Modul ist
eine studienbegleitende Modulprüfung abzulegen. Entspre-
chend dem ECTS richtet sich die Zahl der Credits, die für ein
Modul oder die Master-Thesis mit dem dazugehörigen Kol-
loquium vergeben wird, nach der jeweils für einen durch-
schnittlich begabten Kandidaten regelmäßig zugrunde zu legen-
den Arbeitsbelastung. Die gesamte Arbeitsbelastung des Kandi-
daten beträgt im Semester 900 Stunden. Dieser Zeitaufwand
entspricht 30 Credits. Credits werden in ganzen Zahlen verge-
ben. 

______________
* Die Prüfungsordnung dient der Anwendung der Gesetze und der Gestaltung des Studiums auch im Hinblick auf die Gleichstellung von Frau und Mann. Soweit die fol-

genden Vorschriften geschlechtsspezifische Wortformen verwenden, gelten diese gleichermaßen für beide Geschlechter.
1 Mittl.bl. BM M-V S. 511 
2 Mittl.bl. BM M-V S. 635



(4) Der Studieninhalt orientiert sich an der Studienordnung.
Diese enthält die detaillierte Beschreibung der Module.

(5) Fachexkursionen können Bestandteil der Lehre in den Modulen
des Master-Studiengangs Digitale Logistik und Management sein.

(6) Während des Studiums können Studien- und Prüfungsleistun-
gen an ausländischen Hochschulen absolviert werden. Die An-
rechnung der im Ausland erbrachten Studien- und Prüfungsleis-
tungen richtet sich nach dem European Credit Transfer System
(ECTS). Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.

§ 2
Prüfungsaufbau

(1) Die Master-Prüfung besteht aus Modulprüfungen und der
Master-Thesis mit Kolloquium.

(2) Modulprüfungen können jeweils aus einer oder mehreren Prü-
fungsleistungen (§ 11 ff.) bestehen. In einer Modulprüfung sollen
in der Regel nicht mehr als drei Prüfungsleistungen erbracht wer-
den; sie kann auch aus nur einer Prüfungsleistung bestehen. Die
Anzahl der Prüfungen wird in der Anlage 1 geregelt.

(3) Eine Modulprüfung umfasst das Prüfungsfach oder das fächer-
übergreifende Prüfungsgebiet, dessen Durchdringung oder hinrei-
chende Beherrschung vom Kandidaten verlangt werden muss, um
das Studium mit Erfolg fortsetzen oder abschließen zu können. 

(4) Modulprüfungen werden grundsätzlich studienbegleitend
abgenommen, wenn die Lehrinhalte des Prüfungsfaches in dem
für das Studium vorgesehenen vollen Umfang vermittelt worden
sind. Prüfungen, die ein Modul abschließen, sind bis zum Beginn
des Folgesemesters anzubieten.

§ 3
Bestehen oder Nichtbestehen 

(1) Die Master-Prüfung ist bestanden, wenn sämtliche Modulprü-
fungen der Master-Prüfung bestanden und die Master-Thesis
einschließlich des Kolloquiums mindestens mit „ausreichend“
(4,0) bewertet wurden.

(2) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn jede ihrer Prüfungs-
leistungen mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet
ist. Dies gilt auch für die Master-Thesis und das Kolloquium.

(3) Hat der Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden oder
wurde die Master-Thesis schlechter als „ausreichend“ (4,0) be-
wertet, so erhält der Kandidat hierüber vom Prüfungsausschuss
einen schriftlichen Bescheid mit einer Rechtsbehelfsbelehrung,
der auch darüber Auskunft gibt, ob und gegebenenfalls in wel-
chem Umfang und in welcher Frist die Modulprüfung oder die
Master-Thesis wiederholt werden können. Es ist insbesondere auf
die Folgen des § 17 Abs. 6 Nr. 4 des Landeshochschulgesetzes
hinzuweisen.

(4) Hat der Kandidat die Master-Prüfung nicht bestanden, und
will er das Studium nicht, nicht sofort oder nicht an der Hoch-
schule Wismar fortsetzen, so wird ihm auf Antrag und gegen Vor-

lage der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulations-
bescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden
Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die Master-
Prüfung nicht bestanden ist.

§ 4
Bildung der Modulnoten

(1) Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen
errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der Noten der
einzelnen Prüfungsleistungen unter Berücksichtigung ihrer
Gewichtung gemäß der Credits in der Anlage 1. 

Summe (Prüfungsleistungen * CR)
Modulnote =  ————————————————————

(Summe der CR)

Dabei wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestri-
chen. Die Modulnote lautet

bei einem Durchschnitt bis 
einschließlich 1,5 = sehr gut
bei einem Durchschnitt von 
1,6 bis einschließlich 2,5 = gut
bei einem Durchschnitt von 
2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend
bei einem Durchschnitt von 
3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend
bei einem Durchschnitt ab 4,1 = nicht ausreichend

(2) Besteht eine Modulprüfung nur aus einer Prüfungsleistung, so
ist deren Note gleichzeitig die erzielte Note des Moduls.

§ 5
Bewertung der Prüfungsleistungen

Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den
jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungs-
leistungen sind folgende Noten zu verwenden:

1,0; 1,3 = sehr gut = eine hervorragende 
Leistung;

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine Leistung, die erheblich
über den durchschnittlichen
Anforderungen liegt;

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die durch-
schnittlichen Anforderun-
gen entspricht;

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz
ihrer Mängel noch den An-
forderungen genügt;

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen
erheblicher Mängel den
Anforderungen nicht mehr
genügt.
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§ 6
Vergabe von Credits 

(1) Die Vergabe von Credits richtet sich nach dem European Cre-
dit Transfer System (ECTS). Das ECTS dient der quantitativen
Anrechnung der sich aus dieser Prüfungsordnung für den Kandi-
daten ergebenden Gesamtbelastung.

(2) Credits werden für die in der Anlage 1 vorgesehenen Module
und die Master-Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium ver-
geben.

(3) Die Vergabe von Credits setzt das Bestehen der jeweiligen
Modulprüfung oder das Bestehen der Master-Thesis mit dem
dazugehörigen Kolloquium voraus.

(4) In dem Abschlusszeugniss sind die erreichten ECTS-Punkte
gesondert auszuweisen.

§ 7
Prüfungstermine

(1) Die Master-Prüfung soll spätestens bis zum Ende der Regel-
studienzeit abgeschlossen sein. Sie kann vor diesem Zeitpunkt
abgelegt werden, sofern die für die Zulassung erforderlichen Prü-
fungsleistungen erbracht worden sind.

(2) Die Modulprüfungen werden in der Regel studienbegleitend
abgelegt. Der Prüfungsausschuss bestimmt spätestens sechs
Wochen vorher die Prüfungstermine und macht sie durch Aus-
hang bekannt. Die Modulprüfungen sind in jedem Semester
unmittelbar nach Abschluss der Vorlesungszeit, in der Regel im
dreiwöchigen Prüfungszeitraum zum Ende des Semesters, anzu-
bieten.

(3) Der Kandidat ist rechtzeitig über Art und Zahl der zu absol-
vierenden Modulprüfungen mit den ihnen zugeordneten Prü-
fungsleistungen und über die Termine, zu denen sie zu erbringen
sind, sowie über den Aus- und Abgabezeitpunkt der Master-The-
sis zu informieren. Ihm sind ebenso für jede Modulprüfung die
jeweiligen Wiederholungstermine bekannt zu geben. 

(4) Dem Kandidaten ist bekannt zu geben, wann unter Berück-
sichtigung aller Fristüberschreitungs- und Wiederholungsmög-
lichkeiten in der Master-Prüfung die Rechtsfolge des § 17 Abs. 6
Nr. 4 des Landeshochschulgesetzes einsetzt.

§ 8
Meldefristen und Fristüberschreitung

(1) Der Kandidat hat sich zu einer Prüfung gemäß § 20 Abs. 5 zu
melden. Für die Meldung zur Prüfung wird jeweils eine Frist
gesetzt, die sich nach dem jeweiligen Prüfungstermin richtet. Zwi-
schen dem Ende der Meldefrist und dem Beginn der Prüfung müs-
sen mindestens vier Wochen liegen.

(2) Überschreitet der Kandidat aus von ihm zu vertretenden
Gründen die vom Prüfungsausschuss gemäß § 20 Abs. 5 festge-
legten Fristen zur Meldung für seine letzte Modulprüfung um
mehr als zwei Semester oder legt er die Prüfung zu der er sich

gemeldet hat, aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht ab, so
gilt diese Modulprüfung als abgelegt und nicht bestanden. Für die
einzelnen Modulprüfungen gelten die Meldetermine der Master-
Prüfung als spätester Termin im Sinne von Satz 1. Satz 1 gilt ent-
sprechend für eine nicht zum vorgesehenen Termin begonnene
Master-Thesis. Versäumnisgründe, die der Studierende nicht zu
vertreten hat, sind dem Prüfungsausschuss unverzüglich schrift-
lich anzuzeigen und glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungs-
ausschuss die Gründe an, so ist von ihm ein neuer Termin anzu-
beraumen, der dem Studierenden schriftlich mitzuteilen ist. Bei
den Versäumnisgründen im Sinne von Satz 3 sind die gesetzlichen
Mutterschutzfristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksich-
tigen.

(3) Auf Antrag des Kandidaten können Auslands- und Sprachstu-
dienaufenthalte und Zeiten der aktiven Mitarbeit in Hochschul-
gremien nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet werden.
Unberücksichtigt bleibt ein Auslandsstudium bis zu zwei Semes-
tern, ein Sprachsemester bis zu einem Semester, wenn der Kandi-
dat nachweislich an einer ausländischen Hochschule für einen
Studiengang, in dem er diese Regelung in Anspruch nehmen
möchte, eingeschrieben war und darin Lehrveranstaltungen in
angemessenen Umfang besucht und je Semester mindestens zehn
Credits erworben hat. Ferner können Fachsemester, höchstens
jedoch bis zu zwei Semester, nicht auf die Regelstudienzeit ange-
rechnet werden, wenn der Kandidat während dieser Zeit als
gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder sat-
zungsmäßigen Organen der Hochschule tätig und nachweislich
am ordnungsgemäßem Studium in erheblichem Maße gehindert
war. Über den Antrag des Kandidaten entscheidet der Prüfungs-
ausschuss.  

(4) Unabhängig von Absatz 2 Satz 3 kann der zuständige Prü-
fungsausschuss unter Würdigung der Ursachen für die Verzöge-
rung des Studiums Ausnahmen von Absatz 2 Satz 2 zulassen,
wenn der Kandidat nach Inanspruchnahme der Studienberatung
eine vom Prüfungsausschuss befürwortete Konzeption für die
Beendigung des Studiums innerhalb von zwei Semestern vorlegt.

§ 9
Freiversuch, Wiederholung der Modulprüfungen 

und der Master-Thesis

(1) Erstmals nicht bestandene Modulprüfungen gelten als dann
nicht unternommen, wenn sie zu den in der Anlage 1 vorgesehe-
nen Regelprüfungsterminen abgelegt werden (Freiversuch). Satz 1
gilt nicht, wenn die Prüfung aufgrund eines ordnungswidrigen
Verhaltens, insbesondere eines Täuschungsversuchs, für nicht
bestanden erklärt wurde. Für die Master-Thesis gilt Absatz 9. 

(2) Eine zu den in der Anlage 1 vorgesehenen Regelprüfungster-
minen bestandene Prüfungsleistung der Master-Prüfung kann zur
Notenverbesserung erneut abgelegt werden. Der Freiversuch
bestandener Prüfungsleistungen ist nur auf Klausuren anwendbar.
Die erstmals bestandene Prüfungsleistung gilt mit der Meldung
zur Prüfung als nicht unternommen.

(3) Die Wiederholung einer im Rahmen der Freiversuchsrege-
lung abgelegten Modulprüfung hat zum nächsten regulären Prü-
fungstermin zu erfolgen.
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(4) Ist ein Kandidat aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, an
der Wahrnehmung eines Freiversuchs gehindert, sind die Gründe
dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen und
glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe
an, so ist von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der dem Kan-
didaten schriftlich mitzuteilen ist. Bei den Hindernisgründen im
Sinne von Satz 1 sind die gesetzlichen Mutterschutzfristen und die
Fristen der Elternzeit zu beachten.

(5) Eine nicht bestandene Modulprüfung kann unabhängig vom
Freiversuch einmal wiederholt werden. Die Wiederholung einer
bestandenen Modulprüfung unabhängig vom Freiversuch ist nicht
zulässig. Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesre-
publik Deutschland werden angerechnet. Die Wiederholungsprü-
fung ist nur zum nächsten regulären Prüfungstermin nach Ablauf
des jeweiligen Prüfungsverfahrens zulässig, sofern nicht dem
Kandidaten wegen besonderer, von ihm nicht zu vertretender
Gründe eine Nachfrist gewährt wird. Für die Master-Thesis gilt
Absatz 9.

(6) Besteht eine nicht bestandene Modulprüfung aus mehreren
Prüfungsleistungen, sind nur die mit der Note „nicht ausreichend“
(5,0) bewerteten Prüfungsleistungen zu wiederholen. 

(7) Eine Wiederholung einer Modulprüfung liegt auch dann vor,
wenn eine im Rahmen eines Freiversuches (Absatz 1) abgelegte
Modulprüfung nicht bestanden worden ist und ein dritter Versuch
erforderlich wird.

(8) Bei Versäumnis der Wiederholungsfrist gilt die Modulprü-
fung als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat
hat das Versäumnis nicht zu vertreten. Der für das Versäumnis
geltend gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt
und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Studierenden
ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kan-
didaten steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu
versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den
Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Studie-
renden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel der nächst-
mögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund dem nicht
entgegensteht.

(9) Die Master-Thesis und das Kolloquium können bei einer
Bewertung, die schlechter als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal
wiederholt werden. Die Wiederholung einer Master-Thesis, die
„ausreichend“ (4,0) und besser bewertet wurde, ist nicht zulässig.
Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesrepublik
Deutschland werden angerechnet. Die Vergabe des Themas muss
alsbald, spätestens sechs Wochen nach Bekanntgabe des Ergeb-
nisses der Master-Thesis beim Prüfungssauschuss beantragt wer-
den. Eine Rückgabe des Themas der Master-Thesis ist nur zuläs-
sig, wenn der Kandidat bei der Anfertigung seiner ersten Master-
Thesis von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

(10) Werden die Termine und Fristen für Prüfungen beziehungs-
weise Prüfungswiederholungen gemäß der Absätze 3, 5, 8 und 9
versäumt, gilt die Modulprüfung beziehungsweise Master-Thesis
als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat hat das
Versäumnis nicht zu vertreten. Der für den Rücktritt oder das Ver-
säumnis geltend gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Stu-
dierenden ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit

des Kandidaten steht die Krankheit eines von ihm überwiegend
allein zu versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsaus-
schuss den Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der
dem Studierenden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel
der nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. 

§ 10
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0)
bewertet, wenn der Kandidat einen für ihn bindenden Prüfungs-
termin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prü-
fung, die er angetreten hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. Das-
selbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb
der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Kann der Kandidat aus von ihm nicht zu vertretenden Grün-
den die für die Ablegung von Modulprüfungen und die Anferti-
gung der Master-Thesis festgelegten Fristen nicht einhalten, hat er
dieses rechtzeitig zusammen mit einem Antrag auf Terminver-
schiebung über das Zentrale Prüfungsamt dem Prüfungsausschuss
anzuzeigen. Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt und
glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandidaten ist ein
amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kandidaten
steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu versor-
genden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den Grund
an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Kandidaten vom
Zentralen Prüfungsamt schriftlich mitgeteilt wird; dies ist der
nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. Bei den Versäumnis-
gründen im Sinne von Satz 3 sind die gesetzlichen Mutterschutz-
fristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksichtigen.

(3) Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistun-
gen durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfs-
mittel zu beeinflussen, wird die betreffende Prüfungsleistung
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Ein Kandidat, der den ord-
nungsgemäßen Ablauf des Prüfungstermins stört, kann von dem
jeweiligen Prüfer oder Aufsicht führenden Person von der Fort-
setzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem
Fall wird die Prüfungsleistung „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet.
In schwer wiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss den
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen aus-
schließen.

(4) Der Kandidat kann verlangen, dass die Entscheidung nach
Absatz 3 Satz 1 und 2 innerhalb von 14 Tagen vom Prüfungsaus-
schuss überprüft wird. Belastende Entscheidungen sind dem Kan-
didaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 11
Arten der Prüfungsleistungen

(1) Die Studierenden haben während ihrer Studienzeit Prüfungs-
leistungen zu erbringen. Das Lehrangebot ist so zu gestalten, dass
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die Studierenden ausreichend Möglichkeiten zur Erbringung der
erforderlichen Prüfungsleistungen haben. Die Prüfungsleistungen
sind von den Lehrenden der jeweiligen Lehrveranstaltung zu
bescheinigen und gemäß der Notenskala nach § 5 zu bewerten.
Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweili-
gen Fach über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang
in Kenntnis zu setzen. Die Auswahl der Prüfungsart und des
Umfangs wird vom Prüfer für alle Kandidaten einheitlich vorge-
nommen, sie bedarf vor Bekanntgabe der Bestätigung durch den
Prüfungsausschuss. Für chronisch Kranke gelten die Vorschriften
sinngemäß. Folgende Arten von Prüfungsleistungen können er-
bracht werden:

a) schriftlich als Klausurarbeiten und sonstige schriftliche
Arbeiten (§ 13)

b) Projektarbeit (§ 14)
c) Alternative Prüfungsleistungen können sein

– Referate
– Rechnerprogramme  
– Rollenspiele
– Diskussionsleitungen
– Kolloquien
– sonstige schriftliche Arbeiten
– Experimentelle Arbeiten
– Hausarbeiten
– Projektarbeiten (§ 14)

Alternative Prüfungsleistungen können auch als semesterbeglei-
tende Prüfungen außerhalb des von der Hochschule festgelegten
Prüfungszeitraumes beziehungsweise als Gruppenarbeit erbracht
werden.

(2) Ein Referat ist im Lehr- beziehungsweise Lernzusammen-
hang der Lehrveranstaltungen zu halten. Es umfasst die eigen-
ständige systematische Aufarbeitung eines Themas oder Themen-
gebietes der jeweiligen Lehrveranstaltung unter Einbeziehung der
einschlägigen Literatur. In einem kurzen Vortrag von 15 bis 30
Minuten soll die Diskussion über die entsprechende Thematik
eröffnet und vertieft werden.

(3) Eine experimentelle Arbeit umfasst die theoretische Vorbe-
reitung, den Aufbau und die Durchführung eines Experiments
sowie die schriftliche Darstellung der Arbeitsschritte, des Ver-
suchsablaufs und der Ergebnisse des Experiments.

(4) Macht der Kandidat vor Beginn der Prüfungsleistung glaub-
haft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperli-
cher Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz
oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so wird dem
Kandidaten durch den Prüfungsausschuss gestattet, die Prüfungs-
leistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu
erbringen. Dazu kann die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes
verlangt werden. Für chronisch kranke Kandidaten gelten diese
Vorschriften sinngemäß.

§ 12
Mündliche Prüfungen

(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll der Kandidat nach-
weisen, dass er die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes er-

kennt und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge
einzuordnen vermag. Ferner soll festgestellt werden, ob der Kan-
didat über breites Grundlagenwissen des Prüfungsgebietes ver-
fügt.

(2) Mündliche Prüfungen werden vor mindestens zwei Prüfern
(Kollegialprüfung) oder vor einem Prüfer in Gegenwart eines
sachkundigen Beisitzers als Gruppenprüfung oder als Einzelprü-
fung abgelegt.

(3) Die mündliche Prüfung dauert je Kandidat mindestens 15 und
höchstens 45 Minuten.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündli-
chen Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis
ist dem Kandidaten jeweils im Anschluss an die mündliche Prü-
fung bekannt zu geben. Die Note der mündlichen Prüfung ergibt
sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen der
Prüfer.

(5) Kandidaten, die sich an einem späteren Prüfungstermin, nicht
jedoch im selben Prüfungsabschnitt der gleichen Modulprüfung
unterziehen wollen, sollen nach Maßgabe der räumlichen Ver-
hältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandi-
dat widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich jedoch nicht auf die
Beratung und Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse an den Kandi-
daten.

§ 13
Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten 

(1) In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen Arbeiten
soll der Kandidat nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit
begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden seines
Faches Aufgaben lösen und Themen bearbeiten kann. In der Klau-
sur soll ferner festgestellt werden, ob der Kandidat über notwen-
diges Grundlagenwissen verfügt. Das Bewertungsverfahren soll
vier Wochen nicht überschreiten.

(2) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten sind in der
Regel, zumindest aber im Fall einer Wiederholungsprüfung, von
zwei Prüfern zu bewerten. Die Note ergibt sich aus dem arithme-
tischen Mittel der Einzelbewertungen.

(3) Die Bearbeitungszeit für Klausurarbeiten darf 90 Minuten
nicht unterschreiten und 300 Minuten nicht überschreiten.

(4) Schriftliche Arbeiten sind grundsätzlich in Papierform und in
elektronischer Form einzureichen. Gleichzeitig sind die Arbeiten
mit einer ehrenwörtlichen Erklärung zu versehen. 

§ 14
Projektarbeiten

(1) Durch Projektarbeiten wird in der Regel die Fähigkeit zur
Teamarbeit und insbesondere zur Entwicklung, Durchsetzung und
Präsentation von Konzepten nachgewiesen. Hierbei soll der Kan-
didat nachweisen, dass er an einer größeren Aufgabe Ziele defi-
nieren sowie Lösungsansätze und Konzepte erarbeiten kann.
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(2) Projektarbeiten sind in der Regel, mindestens aber im Fall
einer Wiederholungsprüfung, von zwei Prüfern zu bewerten. Die
Note ergibt sich als arithmetisches Mittel der Einzelbewertungen.
Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen nicht überschreiten.

(3) Die Bearbeitungszeit für Projektarbeiten beträgt in der Regel
höchstens sechs Monate. Für die Festlegung dieser Bearbeitungs-
zeit gilt § 11 Abs. 1.

(4) Bei einer in Form einer Teamarbeit erbrachten Projektarbeit
muss der Beitrag des einzelnen Kandidaten deutlich erkennbar
sein und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllen.

§ 15 
Master-Thesis und Kolloquium

(1) Die Master-Thesis ist eine Prüfungsarbeit, die das Studium
abschließt. Sie soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist,
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus seinem Fach
selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Master-Thesis kann von einem Professor oder einer ande-
ren nach § 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungsbe-
rechtigten Person ausgegeben und betreut werden, soweit diese an
der Hochschule Wismar im Studiengang tätig ist. Soll die Master-
Thesis in einer Einrichtung außerhalb der Hochschule Wismar
durchgeführt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung des Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses.

(3) Auf Antrag wird dem Kandidaten rechtzeitig unter Berück-
sichtigung der nach Maßgabe des § 8 festgelegten Termine ein
Thema für die Master-Thesis zugeteilt. Die Vergabe des Themas
erfolgt über den Prüfungsausschuss. Der Kandidat kann Vorschlä-
ge für das Thema der Master-Thesis machen. Der Zeitpunkt der
Ausgabe sowie das Thema sind aktenkundig zu machen. Das
Thema kann nur einmal und auf Antrag innerhalb der ersten bei-
den Bearbeitungswochen zurückgegeben werden. Der für die
Rückgabe geltend gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Über den Antrag ent-
scheidet der Prüfungsausschuss nach Anhörung der zuständigen
Prüfer. Ein Thema für die Master-Thesis wird von Amts wegen
ausgegeben, wenn ein Kandidat, der die in der Anlage 1 für die
Pflicht- und Wahlpflichtmodule vorgesehenen Credits erworben
hat, nach der letzten Modulprüfung nicht innerhalb von vier
Wochen einen Vorschlag für das Thema einreicht. Im Einzelfall
kann auf begründeten Antrag der Prüfungsausschuss die Bearbei-
tungszeit ausnahmsweise um höchstens zwei Wochen verlängern.
Der Antrag ist schriftlich an den Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses zu richten und beim Zentralen Prüfungsamt einzureichen.

(4) Die Master-Thesis kann auch in Form einer Gruppenarbeit
erbracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende
Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe von
Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die
eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar
und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllen.

(5) Die Bearbeitungszeit für die Master-Thesis beträgt 14 Wo-
chen. Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Master-Thesis
sind vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung
der Master-Thesis eingehalten werden kann. 

(6) Die Master-Thesis sollte unmittelbar zu Beginn des dritten
Semesters angemeldet werden, andernfalls gilt sie als mit „nicht
ausreichend“ bewertet, es sei denn, die Fristüberschreitung ist von
der zu prüfenden Person nicht zu vertreten. In diesem Fall ist die
Anmeldung unverzüglich nach Wegfall der Gründe für die Über-
schreitung zu einem vom Prüfungsausschuss zu bestimmenden
Termin nachzuholen.

(7) Das Thema der Master-Thesis wird ausgegeben, wenn 60 Cre-
dits gemäß dieser Prüfungsordnung nachgewiesen werden kön-
nen. Zum Kolloquium wird nur zugelassen, wer sämtliche ande-
ren Prüfungsleistungen erfolgreich abgelegt hat.

(8) Die Master-Thesis ist in deutscher oder englischer Sprache
abzufassen. Auf Antrag des Studierenden und im Einvernehmen
mit dem Betreuer/der Betreuerin kann der Prüfungsausschuss
zulassen, dass die Master-Thesis in einer anderen Sprache verfasst
wird; in diesem Fall muss sie eine Zusammenfassung in deutscher
oder englischer Sprache enthalten. Der Antrag ist schriftlich an
den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu richten und beim
zentralen Prüfungsamt einzureichen.

(9) Die Master-Thesis ist in Papierform fristgemäß beim Zentra-
len Prüfungsamt der Hochschule Wismar in drei Exemplaren
abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen.
Gleichzeitig ist sie mit einer ehrenwörtlichen Erklärung zu verse-
hen und in elektronischer Form einzureichen. Soweit für die
Master-Thesis die Anfertigung von Modellen, Zeichnungen oder
anderen künstlerischen Arbeiten erforderlich ist, sind diese im
Original mit je zwei fotografischen Abbildungen des Objekts
abzuliefern. Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versi-
chern, dass er seine Arbeit – bei einer Gruppenarbeit seinen ent-
sprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbstständig
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und
Hilfsmittel benutzt hat. Eine nicht fristgemäß eingereichte Arbeit
ist mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten.

(10) Die Master-Thesis ist von zwei Prüfern zu bewerten, von
denen einer Professor der Hochschule Wismar sein muss. Der
Betreuer der Master-Thesis ist einer der Prüfer. Die Prüfer werden
vom Prüfungsausschuss bestimmt. Die einzelnen Bewertungen
sind gemäß § 5 vorzunehmen und von jedem Prüfer einzeln
schriftlich zu begründen. Bei nicht übereinstimmender Bewertung
durch die beiden Prüfer wird die Note der Master-Thesis aus dem
arithmetischen Mittel der beiden Noten unter entsprechender
Anwendung von § 4 Abs. 1 gebildet. Das Bewertungsverfahren
soll vier Wochen nicht überschreiten.

(11) Wurde die Master-Thesis mit mindestens „ausreichend“ (4,0)
bewertet, hat der Verfasser/die Verfasserin die wesentlichen
Ergebnisse der Arbeit in einem hochschulöffentlich durchzu-
führenden Kolloquium zu präsentieren. Die Bewertung der
Master-Thesis ist dem Kandidaten erst nach der Verteidigung
unter Berücksichtigung ihres Ergebnisses mitzuteilen.

(12) Die Verteidigung der Master-Thesis wird einer Kommission,
deren Vorsitzender vom Prüfungsausschuss festgelegt wird, zur
Bewertung übergeben. Der Kommission gehören die nach Ab-
satz 10 bezeichneten Prüfer an. Die Dauer des Kolloquiums
beträgt mindestens 30 Minuten und höchstens 45 Minuten. Das
Kolloquium ist hochschulöffentlich, es sei denn, der Kandidat
widerspricht.
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(13) Die Note des Kolloquiums ergibt sich aus dem arithmeti-
schen Mittel der Einzelbewertungen. Sie geht mit einem Anteil
von 25 % in die Note für die Master-Thesis ein. Wird das Kollo-
quium „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, führt das zu einer
Gesamtbewertung „nicht ausreichend“ (5,0). In diesem Falle sind
die Master-Thesis mit einem neuen Thema und das Kolloquium
zu wiederholen.

§ 16
Prüfungsausschuss

(1) Der Prüfungsausschuss wird durch Beschluss der Fakultät
gebildet. Er ist für alle das Prüfungsverfahren betreffende Aufga-
ben und Entscheidungen des Prüfungswesens sowie für die weite-
ren durch diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben zuständig. Zur
Erledigung der in § 17 Abs. 2 genannten Aufgaben und Entschei-
dungen steht ihm das Zentrale Prüfungsamt zur Verfügung. 

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus sieben Mitgliedern, davon
vier Professoren, einem wissenschaftlichen Mitarbeiter und zwei
Studierenden. Ist kein wissenschaftlicher Mitarbeiter/keine wis-
senschaftliche Mitarbeiterin vorhanden, so fällt dieser Sitz den
Professoren zu. Für jedes der Mitglieder ist bei Bestellung ein
Ersatzmitglied aus der jeweiligen Gruppe zu bestellen. Die Amts-
zeit der studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt
ein Jahr, die Amtszeit der übrigen Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses beträgt drei Jahre. Eine Wiederbestellung ist zulässig.
Die Mitglieder des Prüfungsausschusses üben ihr Amt nach
Ablauf einer Amtsperiode weiter aus, bis Nachfolger bestellt wor-
den sind und diese ihr Amt angetreten haben.

(3) Der Vorsitzende, sein Stellvertreter und die weiteren Mitglie-
der des Prüfungsausschusses werden von dem zuständigen Fakul-
tätsrat bestellt. Entsprechend werden für die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses Ersatzmitglieder bestellt. Der Vorsitzende und
sein Stellvertreter müssen Professoren sein. Der Prüfungsaus-
schuss ist beschlussfähig, wenn neben dem Vorsitzenden oder
dessen Stellvertreter und zwei weiteren Professoren mindestens
zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Er
beschließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Vorsitzenden und in dessen Abwesenheit
die Stimme des Stellvertreters. Die studentischen Mitglieder des
Prüfungsausschusses haben bei materiellen Prüfungsentscheidun-
gen, insbesondere über das Bestehen und Nichtbestehen und über
die Anrechnung von Studienzeiten sowie Prüfungs- und Studien-
leistungen, kein Stimmrecht. An der Beratung und Beschlussfas-
sung über Angelegenheiten, die die Festlegung von Prüfungsauf-
gaben oder die ihre eigene Prüfung betreffen, nehmen die studen-
tischen Mitglieder des Prüfungsausschusses nicht teil.

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen
der Prüfungsordnung eingehalten werden. Der Prüfungsausschuss
berichtet regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, der Fakultät
über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten einschließ-
lich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Master-Thesis
sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. Das Rek-
torat der Hochschule Wismar legt den Bericht des Prüfungsaus-
schusses in geeigneter Weise offen. Der Prüfungsausschuss gibt
Anregungen zur Reform der Studienordnung, des Studienplanes
und der Prüfungsordnung.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der
Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen; ausgenommen
sind studentische Mitglieder, die sich im selben Prüfungszeitraum
der gleichen Prüfung zu unterziehen haben.

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und die Ersatzmit-
glieder unterliegen der Amtverschwiegenheit. Sofern sie nicht im
öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzenden zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.

(7) Von der Beratung und Abstimmung im Prüfungsausschuss ist
wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer

1. über den Kandidaten das Sorgerecht hat;

2. zu dem Kandidaten in einer engen persönlichen Beziehung
steht oder wirtschaftliche Beziehungen unterhält.

(8) Der Prüfungsausschuss überträgt die Erledigung seiner Auf-
gaben für alle Regelfälle widerruflich mit Ausnahme der Ent-
scheidung über Widersprüche auf seinen Vorsitzenden.

§ 17
Zentrales Prüfungsamt

(1) Unbeschadet der Zuständigkeit des Prüfungsausschusses ge-
mäß § 16 Abs. 1 ist das Zentrale Prüfungsamt der Hochschule
Wismar für die Organisation des Prüfungsverfahrens zuständig.

(2) Das Zentrale Prüfungsamt hat insbesondere folgende Aufga-
ben:

1. Bekanntgabe des Prüfungszeitraumes und der Meldefristen
für die Prüfungen

2. Fristenkontrolle der Prüfungstermine gemäß § 37 des Landes-
hochschulgesetzes

3. Führung der Prüfungsakten

4. Koordination der Prüfungstermine und Aufstellung von ent-
sprechenden Prüfungsplänen für Prüfer, Beisitzer und Prü-
fungsaufsichten

5. Ausgabe und Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu
Modulprüfungen und zur Master-Thesis

6. Erteilung der Zulassung zu Prüfungen gemäß Nummer 5

7. Aufstellung von Listen der Kandidaten eines Prüfungstermins

8. Überwachung der Bewertungsfristen gemäß §§ 13 Abs. 1
Satz 3, 15 Abs. 10 Satz 6

9. Entgegennahme des Antrages auf Zuweisung eines Themas
für die Master-Thesis

10. Zustellung des Themas der Master-Thesis an den Kandidaten

11. Entgegennahme der fertig gestellten Master-Thesis
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12. Benachrichtigung der Kandidaten über das Prüfungsergebnis

13. Ausfertigung und Aushändigung von Zeugnissen, Master-
Urkunden und Bescheiden gemäß § 3 Abs. 3 und 4

§ 18
Prüfer und Beisitzer

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer und Beisitzer. Zu
Prüfern und Beisitzern dürfen nur Professoren und andere nach
§ 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungsberechtigte
Personen bestellt werden. Zum Beisitzer darf nur bestellt werden,
wer mindestens die entsprechende Master-Prüfung oder eine ver-
gleichbare Prüfung abgelegt hat. Der Beisitzer darf den Kandida-
ten weder befragen noch seine Prüfungsleistung beurteilen. Die
Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(2) Der Kandidat kann für die Master-Thesis und die mündlichen
Prüfungen einen Prüfer oder mehrere Prüfer vorschlagen. Der
Vorschlag begründet keinen Anspruch.

(3) Die Namen der Prüfer sind dem Kandidaten rechtzeitig
bekannt zu geben.

(4) Für die Prüfer und Beisitzer gilt § 16 Abs. 6 und 7 entspre-
chend.

§ 19
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet, wenn sie an
einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland in demsel-
ben Studiengang erbracht wurden. 

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in
Studiengängen, die nicht unter Absatz 1 fallen, werden angerech-
net, soweit die Gleichwertigkeit gegeben ist oder durch ECTS-
Punkte nachgewiesen wird. Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt,
Umfang und in den Anforderungen denjenigen des entsprechen-
den Studiums an der Hochschule Wismar im Wesentlichen ent-
sprechen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine
Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Bei der
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs-
leistungen sowie multimedial gestützter Studien- und Prüfungs-
leistungen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland
erbracht wurden, sind die von der Kultusministerkonferenz und
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinba-
rungen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartner-
schaften zu beachten.

(3) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
sowie für multimedial gestützte Studien- und Prüfungsleistungen
in staatlich anerkannten Fernstudien gelten die Absätze 1 und 2
entsprechend. 

(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind
die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu über-

nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestan-
den“ aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im
Zeugnis ist zulässig.

(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 be-
steht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt durch
den Prüfungsausschuss. Der Studierende hat die für die Anrech-
nung erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

(6) Zuständig für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleis-
tungen und Prüfungsleistungen ist der Prüfungsausschuss. Vor
der Feststellung der Gleichwertigkeit sind die zuständigen Fach-
vertreter zu hören.

§ 20
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1) Voraussetzung für die Zulassung zum Masterstudium Digita-
le Logistik und Management ist ein erster berufsqualifizierender
Studienabschluss (Bachelor, Diplom oder vergleichbar) einer
deutschen oder ausländischen Hochschule mit wirtschafts- oder
ingenieurwissenschaftlicher Ausrichtung mit mindestens 210 Cre-
dits. Die Gesamtnote des diesen Studienabschluss bestätigenden
Zeugnisses muss mindestens 2,5 betragen. Eine einschlägige
Berufspraxis kann die Gesamtnote verbessern. Kann die Anzahl
von 210 Credits nicht nachgewiesen werden, ist es möglich, auf
Antrag eine zu den Zugangsvoraussetzungen zusätzliche ein-
schlägige Berufspraxis von 1 1/2 Jahren (in Vollzeit) oder 3 Jah-
ren (in Teilzeit) mit maximalen 30 Credits anzurechnen. Im Ein-
zelfall ist es auch möglich, über den Besuch von Veranstaltungen
an der Hochschule Wismar vor Aufnahmen des Studiums weitere
Credits zu erwerben. Hierüber entscheidet der Prüfungsausschuss
auf Antrag und gibt die zu wählenden Module vor. 
Darüber und über andere Ausnahmen entscheidet der Prüfungs-
ausschuss im Einzelfall. 

(2) Die Master-Prüfung kann nur ablegen, wer ein Studium nach
Maßgabe der Studienordnung absolviert hat.

(3) Die Zulassung zu einer Modulprüfung setzt voraus, dass der
Kandidat in dem Semester, in dem er sich zu einer Modulprüfung
meldet, in demselben Master-Studiengang an der Hochschule
Wismar eingeschrieben ist.

(4) Die Zulassung zu einer Modulprüfung ist innerhalb einer vom
Prüfungsausschuss festgesetzten Meldefrist und Form bei dem
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu beantragen. Der Antrag
ist beim Zentralen Prüfungsamt einzureichen. Dem Antrag auf
Zulassung zu den Modulprüfungen sind folgende Unterlagen bei-
zufügen oder bis zu einem vom Prüfungsausschuss festgesetzten
Termin nachzureichen, sofern sie nicht bereits früher vorgelegt
wurden:

1. eines der in Absatz 1 genannten Zeugnisse

2. Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an Modulen ge-
mäß der Studienordnung
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3. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung ent-
sprechender Prüfungen

4. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung einer
Master-Prüfung in demselben oder einem verwandten Stu-
diengang an einer Hochschule in der Bundesrepublik
Deutschland einmalig oder endgültig nicht bestanden wurden
und dass auch kein entsprechendes Prüfungsverfahren an
einer anderen Hochschule anhängig ist 

5. im Falle mündlicher Prüfungsleistungen eine Erklärung darü-
ber, ob einer Zulassung von Zuhörern widersprochen wird

(5) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 5
erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise beizufü-
gen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf
andere Art zu führen. Der Antrag auf Zulassung zu einer Modul-
prüfung ist verbindlich; er kann schriftlich bei dem Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses bis spätestens eine Woche vor dem fest-
gesetzten Prüfungstermin ohne Angabe von Gründen und ohne
Anrechnung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche
zurückgenommen werden. Über die Zulassung entscheidet der
Prüfungsausschuss. 

(6) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt wer-
den, wenn

1. die in den Absätzen 1 bis 4 genannten Voraussetzungen oder
die Verfahrensvorschriften nach Absatz 5 und 6 nicht erfüllt
sind oder

2. die Unterlagen unvollständig sind oder

3. der Kandidat in demselben oder in einem verwandten Stu-
diengang an einer Hochschule entweder die Master-Prüfung
oder die entsprechende Prüfung endgültig nicht bestanden hat
oder sich in einem Prüfungsverfahren befindet.

II. Master-Prüfung

§ 21
Zweck und Durchführung der Master-Prüfung

(1) Die Master-Prüfung bildet den berufsqualifizierenden Ab-
schluss des Master-Studienganges. Durch die Master-Prüfung
wird festgestellt, ob der Kandidat die Zusammenhänge seines
Faches überblickt, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Metho-
den und Erkenntnisse anzuwenden und die für den Übergang in
die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erwor-
ben hat.

(2) Die Master-Prüfung wird mit der Master-Thesis und dem
dazugehörigen Kolloquium abgeschlossen.

§ 22
Art, Umfang und Gegenstand der Master-Prüfung

(1) Die Master-Prüfung besteht aus

– den Modulprüfungen und

– der Master-Thesis einschließlich des Kolloquiums gemäß § 15.

(2) Die Pflichtmodule und Wahlpflichtmodule des Master-Stu-
diums; deren Umfang und Art sind der Anlage 1 zu entnehmen.
Das jeweilige Wahlpflichtmodul wird aus wirtschaftlichen Grün-
den nur angeboten, wenn eine Mindestteilnehmerzahl von 5 Stu-
dierenden teilnehmen. Über Ausnahmen entscheidet der Fakul-
tätsrat .

(3) Die Modulprüfungen setzen sich aus den in der Anlage 1
angegebenen Prüfungsleistungen zusammen. 

(4) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der
den Prüfungsfächern zugeordneten Lehrveranstaltungen.

(5) Die Prüfungsanforderungen orientieren sich an dem Inhalt der
Lehrveranstaltungen, die aufgrund der Studienordnung für das
betroffene Studienfach angeboten werden.

(6) Der Kandidat wird zum Kolloquium nur zugelassen, wenn er
sämtliche anderen Prüfungsleistungen erfolgreich abgelegt hat.

§ 23
Zusatzmodule

Der Kandidat kann sich einer Prüfung in weiteren als den vorge-
schriebenen Modulen unterziehen (Zusatzmodule). Das Ergebnis
der Prüfung in diesen Fächern wird bei der Festsetzung der
Gesamtnote nicht mit einbezogen.

§ 24
Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und 

Zeugnisergänzung

(1) Die Gesamtnote (GN) ermittelt sich aus der gewichteten
Durchschnittsnote der benoteten Modulprüfungen (gDNM) nach
§ 22 der Prüfungsordnung und der Note der Master-Thesis
(einschließlich Kolloquium) (N-MAT+K). Für die Bestimmung
der einzelnen Modulnoten (MN) ist der § 4 der Prüfungsordnung
maßgebend. Die gewichtete Durchschnittsnote der Modulprüfun-
gen (gDNM) geht mit einem Anteil von 75 % und die Note der
Master-Thesis mit Kolloquium (N-MAT+K) mit einem Anteil
von 25 % in die Gesamtnote ein. Für die Bestimmung der Note der
Master-Thesis mit Kolloquium (N-MAT+K) ist der § 15 der Prü-
fungsordnung maßgebend.

gDNM = (Summe (MN x CR)/Summe (CR))
GN = (7,5 x gDNM + N-MAT+K)/25

(2) Neben der Note auf der Grundlage der deutschen Notenskala
von 1 bis 5 ist bei der Abschlussnote zusätzlich auch eine relative
Note entsprechend der folgenden ECTS-Bewertungsskala auszu-
weisen:

Rechnerischer Wert ECTS-Grade ECTS-Definition 
der Note
1,0 bis 1,5 A die besten 10 % excellent 
1,6 bis 2,0 B die nächsten 25 % very good 
2,1 bis 3,0 C die nächsten 30 % good 
3,1 bis 3,5 D die nächsten 25 % satisfactory 
3,6 bis 4,0 E die nächsten 10 % sufficient 
4,1 bis 5,0 F/FX failed
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Als Grundlage für die Berechnung der relativen Note sind je nach
Größe des Abschlussjahrgangs außer dem Abschlussjahrgang
mindestens zwei vorhergehende Jahrgänge als Kohorte zu erfas-
sen. 

(3) Für die Bildung der Gesamtnote gilt § 4 entsprechend.

(4) Bei hervorragenden Leistungen gemäß § 5 kann das Gesamt-
urteil „mit Auszeichnung bestanden“ erteilt werden.

(5) Über die bestandene Master-Prüfung erhält der Kandidat un-
verzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen, ein Zeugnis in
deutscher und englischer Sprache. In das Zeugnis sind der Stu-
diengang, die Modulnoten der Master-Prüfung, das Thema der
Master-Thesis und deren Note sowie die Gesamtnote der Master-
Prüfung aufzunehmen. Auf Antrag des Kandidaten können das
Ergebnis der Prüfungen in den Zusatzmodulen (§ 23) und die bis
zum Abschluss der Master-Prüfung benötigte Fachstudiendauer
in das Zeugnis aufgenommen werden. Auf Antrag des Kandidaten
ist in einem Beiblatt zum Zeugnis die Notenverteilung des jewei-
ligen Prüfungsjahrganges (Notenspiegel, Rangzahl) des Studien-
ganges anzugeben.

(6) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prü-
fungsleistung erbracht worden ist.

(7) Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
und dem Dekan der Fakultät zu unterzeichnen.

(8) Mit dem Zeugnis erhält der Kandidat eine Zeugnisergänzung
(„Diploma Supplement“) gemäß Anlage 2, aus der die internatio-
nale Einordnung des bestehenden Abschlusses hervorgeht. Das
Diploma Supplement enthält insbesondere die folgenden Anga-
ben in englischer und deutscher Sprache:

a) Identifizierende Angaben zur Person der Absolventin oder des
Absolventen

b) Identifizierende Angaben zur mit dem Abschluss erworbenen
Qualifikation und zur Fakultät 

c) Angaben zur Ebene des Abschlusses innerhalb des deutschen
Bildungssystems, Zugangsvoraussetzungen und Dauer des
Studienprogramms

d) Angaben zur Form des Studiums, zu Studieninhalten und Stu-
dienerfolg

e) Angaben zum Status der Qualifikation (Zugang zu weiteren
Studien, Promotion, berufliche Qualifikationsmöglichkeiten)

f) Ergänzende Angaben zum Studium der Absolventin oder des
Absolventen (z. B. integriertes Auslandsstudium)

g) Angaben zur Ausstellung des Ergänzungstextes (Datum,
Stelle)

h) Einordnung der Fakultät der Hochschule Wismar in das natio-
nale Hochschulsystem

§ 25
Hochschulgrad und Master-Urkunde

(1) Der Master-Studiengang Digitale Logistik und Management
ist ein nicht-konsekutiver Studiengang. Ist die Master-Prüfung
bestanden, wird der berufsqualifizierende Abschluss „Master of
Logistics“ (M.L.) verliehen.

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird die Verleihung
des Master-Grades beurkundet. Die Master-Urkunde wird vom Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses und vom Dekan der Fakultät
unterzeichnet und mit dem Siegel der Hochschule Wismar versehen.

(3) Die Fakultät Wirtschaftswissenschaften vermittelt eine an-
wendungsorientierte Lehre. Durch die Master-Prüfung soll fest-
gestellt werden, ob die Studierenden in der Lage sind, in Lei-
tungsfunktion einer logistikorientierten Tätigkeit in einem Han-
dels- oder Industrieunternehmen beziehungsweise eines Unter-
nehmens der Verkehrswirtschaft praxisrelevante Sachverhalte zu
analysieren, Handlungsalternativen zu erarbeiten und kritisch
gegeneinander abzuwägen sowie die gewählte Lösungsalternative
erfolgreich in der Praxis umzusetzen.

III. Schlussbestimmungen

§ 26
Ungültigkeit der Master-Prüfung 

(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht und
wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses
bekannt, so können die Noten für die Prüfungsleistung, bei deren
Erbringung der Kandidat getäuscht hat, und für die Modulprüfung
entsprechend berichtigt und die Master-Prüfung für „nicht bestan-
den“ erklärt werden. Entsprechendes gilt für die Master-Thesis.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modul-
prüfung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
der Modulprüfung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu
Unrecht erwirkt, dass er die Modulprüfung ablegen konnte, so
kann die Modulprüfung für „nicht ausreichend“ (5,0) und die
Master-Prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch die
Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Master-Prüfung aufgrund
einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Ent-
scheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist
von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen.

§ 27
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens
wird dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist Einsicht
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in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gut-
achten und in die Prüfungsprotokolle gewährt. Der Antrag ist an
das Zentrale Prüfungsamt zu richten.

§ 28
Inkrafttreten

(1) Diese Prüfungsordnung gilt erstmalig für die Prüfung von
Kandidaten, die im Sommersemester 2008 für den Master-Stu-
diengang Digitale Logistik und Management an der Hochschule
Wismar eingeschrieben werden. 

(2) Die vorliegende Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer
Veröffentlichung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur in Kraft. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Akademischen Senats
der Hochschule Wismar vom 12. Juli 2007 sowie der Genehmi-
gung des Rektors vom 13. Juli 2007.

Wismar, den 13. Juli 2007

Der Rektor
der Hochschule Wismar,

Professor Dr. Norbert Grünwald

Mittl.bl. BM M-V 2008 S. 582
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Anlage 1 

Prüfungsordnung für den Master-Studiengang Digitale Logistik und Management 
Prüfungsplan

Prüfungsplan 1. Semester 2. Semester 3. Semester ∑

Nr. Modul Prüfung CR Prüfung CR Prüfung CR Credits

Logistik-Basis

PM 1 Grundlagen der Logistik MP 3 3
K 120

PM 2 Wirtschafts- und Logistikrecht MP 3 3
K 120

PM 3 Intercultural Management MP 3 3
and Leadership K 120 oder APL 

PM 4 Internationale MP 3 3
Wirtschaftsbeziehungen APL 

PM 5 Informationstechnologie in MP 6 6
Unternehmen K 120 oder APL 

Logistik-Anwendungen

PM 6 Betriebliche Logistik MP 6 6
K 120 oder APL 

PM 7 Verkehrslogistik MP 6 6
K 120

PM 8 Business Intelligence MP 6 6
K 120 oder APL 

Logistik-Management

PM 9 Strategisches Management MP 6 6
K 120 oder APL 

PM 10 Operations Management / MP 6 6
Research K 120 oder APL 

PM 11 Supply Chain Management MP 6 6
K 120 oder APL 

Logistik-Vertiefungen

PM 12.1 Wahlpflichtmodul I MP 3 3
K 120 o. APL o. PA

PM 12.2 Wahlpflichtmodul II MP 3 3
K 120 o. APL o. PA

PM 12.3 Wahlpflichtmodul III MP 3 3
K 120 o. APL o. PA

PM 13 Master-Seminar MP PA 6 6

PM 14 Master-Thesis und Master-Thesis 21 21
Kolloquium und Kolloquium

Summe 30 30 30 90
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Erläuterungen:

MP Modulprüfung 
K Klausur, schriftliche Prüfung
APL Alternative Prüfungsleistung
PA Projektarbeit
PM Pflichtmodul
WM Wahlpflichtmodul
CR Credit Points (ECTS)

Die Zeiteinheiten hinter K entsprechen Minuten.
Die Wichtung der Klausur zu der alternativen Prüfungsleistung beträgt bei allen Prüfungen K = 70 %, APL = 30 %.

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweiligen Fach über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang in Kenntnis zu setzen.

Im PM 12.1 (Wahlpflichtmodul I), PM 12.2 (Wahlpflichtmodul II) und PM 12.3 (Wahlpflichtmodul III) bietet sich die Möglichkeit, das Studienprogramm  –
dem individuellen Schwerpunkt entsprechend – zu vertiefen bzw. zu ergänzen. Dies wird durch die Wahl aus den beiden Bereichen

– WM 12.x.1.x  Logistik und Technik

– WM 12.x.2.x  Logistik und Management

ermöglicht. Dabei darf ein Wahlbereich mit unterschiedlichen Themen auch dreimal gewählt werden, soweit ein sinnvoller Zusammenhang zu diesem
Master-Studiengang besteht. Diese dürfen nicht bereits im bisherigen Studienverlauf belegt bzw. anerkannt worden sein. Über die Zulassung entscheidet
der Prüfungsausschuss. 
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Artikel 1

Die Zugangsprüfungsordnung vom 24. Februar 20043 wird wie
folgt geändert:

§ 3 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 

Artikel 2

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Mit-
teilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und
Kultur des Landes Mecklenburg-Vorpommern in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senats der Ernst-
Moritz-Arndt-Universität Greifswald vom 19. März 2008 und der
Genehmigung des Rektors vom 7. April 2008.

Erste Satzung zur Änderung der
Ordnung über den Zugang von Berufstätigen zum Studium

(Zugangsprüfungsordnung)
an der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald

Vom 8. April 2008

Aufgrund von § 19 Abs. 3 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Landeshochschulgesetz – LHG
M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M.-V. S. 398)1, zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 10. Juli 2006 (GVOBl. M-V
S. 539)2, erlässt die Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald die folgende Satzung zur Änderung der Ordnung über den Zugang von
Berufstätigen zum Studium:

Greifswald, den 8. April 2008 

Der Rektor
der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald

Universitätsprofessor 
Professor Dr. rer. nat. Rainer Westermann

Mittl.bl. BM M-V 2008 S. 605

______________
1 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2 Mittl.bl. BM M-V S. 635
3 Mittl.bl. BM M-V 2004 S. 229
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Artikel 1

Die Fachprüfungsordnung für den Studiengang Bachelor of
Science in Physik vom 22. September 20063, zuletzt geändert
durch die Erste Satzung zur Änderung der Fachprüfungsordnung
vom 6. März 20074, wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. Fachmodule mit insgesamt 3060 Stunden sind:
– Experimentelle Physik I (Mechanik und Wärmeleh-

re) im ersten Semester mit acht Leistungspunkten
– Experimentelle Physik II (Elektrizitätslehre und

Optik) im zweiten Semester mit acht Leistungs-
punkten

– Experimentelle Physik III (Atom- und Molekülphy-
sik) im dritten Semester mit acht Leistungspunkten

– Experimentelle Physik IV (Festkörperphysik) im
vierten Semester mit sechs Leistungspunkten

– Experimentelle Physik V (Kernphysik) im fünften
Semester mit drei Leistungspunkten

– Experimentelle Physik VI (Plasmaphysik) im
sechsten Semester mit drei Leistungspunkten

– Gesamtgebiet Experimentelle Physik im sechsten
Semester mit zwei Leistungspunkten

– Praktikum P1 (12 Versuche) im zweiten Semester
mit vier Leistungspunkten

– Praktikum P2 (12 Versuche) im dritten Semester
mit sechs Leistungspunkten

– Praktikum P3 (12 Versuche) im vierten Semester
mit sechs Leistungspunkten

– Aufbaupraktikum FP (12 Versuche) im fünften
Semester mit sechs Leistungspunkten

– Mathematische Methoden der Physik im ersten
Semester mit vier Leistungspunkten

– Klassische Theoretische Physik I (Klassische
Mechanik) im zweiten Semester mit neun Leis-
tungspunkten

– Klassische Theoretische Physik II (Elektrodynamik)
im dritten Semester mit neun Leistungspunkten

– Quantenmechanik (Einteilchensysteme) im vier-
ten Semester mit neun Leistungspunkten

– Thermodynamik und Grundlagen der Statisti-
schen Physik im fünften Semester mit neun Leis-
tungspunkten

– Gesamtgebiet Theoretische Physik im sechsten
Semester mit zwei Leistungspunkten“

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

„3. Berufspraktische Module mit insgesamt 1050 Stun-
den sind:

– Elektronik für Physiker im vierten Semester mit
sechs Leistungspunkten

– Elektronikpraktikum im fünften Semester mit
fünf Leistungspunkten

– Messmethoden der modernen Physik im sechsten
Semester mit drei Leistungspunkten

– Computeralgebra und Visualisierung im vierten
Semester mit drei Leistungspunkten

– Programmiertechnik im fünften Semester mit
zwei Leistungspunkten

– Computational Physics im sechsten Semester mit
drei Leistungspunkten

– Module im nichtphysikalischen Wahlfach im fünf-
ten und sechsten Semester mit insgesamt zehn
Leistungspunkten

– Berufsinformation im dritten Semester mit einem
Leistungspunkt

– Seminar im fünften Semester mit zwei Leistungs-
punkten“

c) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

„Das Modul Bachelor-Arbeit mit insgesamt 300 Stunden
besteht aus der Bachelor-Arbeit im sechsten Semester mit
insgesamt zehn Leistungspunkten.“

2. § 4 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nummer 9 wird folgende neue Nummer 10 einge-
fügt:

„10. Gesamtgebiet Theoretische Physik (TG): Gesamtzu-
sammenhänge der Theoretischen Physik“

b) Die bisherigen Nummern 10 bis 28 werden zu den Num-
mern 11 bis 29. 

c) Nach Nummer 15 (neu) wird folgende neue Nummer 16
eingefügt:

„16. Gesamtgebiet Experimentelle Physik (EG): Gesamt-
zusammenhänge der Experimentalphysik“

d) Die bereits geänderten Nummern 16 bis 29 werden zu den
Nummern 17 bis 30.

Zweite Satzung zur Änderung der Fachprüfungsordnung 
für den Studiengang 

Bachelor of Science in Physik
an der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald

Vom 8. April 2008

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom
10. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 539)2, erlässt die Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald folgende Satzung zur Änderung der Fach-
prüfungsordnung für den Bachelor of Science in Physik:

______________
1 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2 Mittl.bl. BM M-V S. 635
3 Mittl.bl. BM M-V 2006 S. 753
4 Mittl.bl. BM M-V 2007 S. 329
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Die Stellenausschreibungen richten sich sowohl an weibliche als
auch an männliche Bewerber mit mehrjähriger Berufserfahrung
und unbefristetem Arbeitsverhältnis beim Land Mecklenburg-
Vorpommern.

Ziel der Landesregierung ist es, den Anteil der Frauen in heraus-
gehobenen Positionen in der Landesverwaltung zu erhöhen.
Frauen werden daher nachdrücklich zur Bewerbung aufgefordert.
Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung und Befähigung
bevorzugt berücksichtigt.

Bewerbungen für die Stellenausschreibungen Nummer 1, 2, 3, 4,
5 und 11 sind an das Staatliche Schulamt Greifswald, M.-A.-
Nexö-Platz 1, 17489 Greifswald, für die Stellenausschreibungen
Nummer 6, 7, 8, 9, 10 und 12 sind an das Staatliche Schulamt
Neubrandenburg, Neustrelitzer Str. 120, 17033 Neubrandenburg
zu richten. Sofern Bewerbungen um mehr als eine ausgeschriebe-
ne Stelle erfolgen, sind für jede Stelle gesonderte Bewerbungsun-
terlagen vorzulegen. Dabei ist mitzuteilen, welcher Bewerbung
Priorität eingeräumt wird.

Bewerbungsschreiben sind mit tabellarischem Lebenslauf, Licht-
bild und beglaubigter Lehrbefähigung (einschließlich der Fächer
und Ergebnisse der Ersten und Zweiten Staatsprüfung) zweifach

einzureichen (eine Ausführung verbleibt im zuständigen Schul-
amt).
Der tabellarische Lebenslauf muss Name, Geburtsdatum, Fami-
lienstand, derzeitige Schule, gegebenenfalls Amtsbezeichnung
und derzeitige Funktion sowie Angaben zum beruflichen Werde-
gang enthalten.
Die Bewerberinnen und Bewerber werden darauf hingewiesen,
dass diese Angaben auch an die Schule, an der die Stelle besetzt
werden soll, weitergegeben werden.

Bewerbungen müssen spätestens einen Monat nach dem Tage der
Ausschreibung beim Leiter der Schule/Einrichtung, an der die
Lehrkraft beschäftigt ist, abgegeben werden. Als Tag der Aus-
schreibung gilt das auf dem Titelblatt des Mitteilungsblattes ver-
merkte Ausgabedatum.
Es werden nur Bewerbungen mit vollständigen, den Anforderun-
gen entsprechenden, Bewerbungsunterlagen berücksichtigt. Kos-
ten, die im Zusammenhang mit der Bewerbung entstehen, werden
nicht erstattet.

Nachstehend werden für das Land Mecklenburg-Vorpommern
freie Funktionsstellen für Schulleiter bzw. stellvertretende Schul-
leiter an öffentlichen Schulen im Angestelltenverhältnis gemäß
BAT-O ausgeschrieben.

3. § 27 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird der Verweis „§ 3 Abs. 2“ ersetzt durch
„§ 3 Abs. 1 Nr. 5“.

b) In Absatz 3 wird der Verweis „§ 3 Abs. 2“ ersetzt durch
„§ 4 Abs. 4“.

4. § 28 Abs. 7 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Bearbeitungszeit für die Bachelor-Arbeit ist auf 300 Stun-
den ausgelegt, die der Studierende frei verteilen kann.“

5. Dem § 31 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Die Noten für die Module Gesamtgebiet Experimentelle
Physik (EG) und Gesamtgebiet Theoretische Physik (TG)
werden mit dem doppelten relativen Anteil gewichtet.“

Artikel 2

(1) Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur in Kraft.

(2) Die vorstehenden Änderungen gelten erstmals für die Studie-
renden, die zum Wintersemester 2008/09 im Bachelor-Studien-
gang Physik immatrikuliert werden. Für vor diesem Zeitpunkt
immatrikulierte Kandidaten finden sie Anwendung, wenn der
Kandidat dieses beantragt hat. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses der Studienkommission
des Senats vom 27. März 2008, der mit Beschluss des Senats vom
3. Mai 2006 gemäß §§ 81 Abs. 7 des Landeshochschulgesetzes
und 20 Abs. 1 Satz 2 der Grundordnung der Ernst-Moritz-Arndt-
Universität Greifswald die Befugnis zur Beschlussfassung verlie-
hen wurde, und der Genehmigung des Rektors vom 7. April 2008.

Greifswald, den 8. April 2008

Der Rektor
der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald

Universitätsprofessor 
Dr. rer. nat. Rainer Westermann
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II. Nichtamtlicher Teil

Stellenausschreibungen
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a) Name der Schule, Schulart, Ort
b) Landkreis/kreisfreie Stadt
c) Art der Stelle, Termin der Besetzung (sofern kein Termin

angegeben wird, ist die Stelle sofort zu besetzen)
d) soweit erforderlich, zusätzliche Angaben über die Schule, die

Stelle, die gewünschte fachliche oder persönliche Eignung
e) bei Besetzung auf Zeit: Dauer, für die die Stelle zu besetzen ist

Funktionsstellen – Grundschulen des Landes Mecklenburg-
Vorpommern

1. a) Grundschule „Thomas Müntzer“ Lüdershagen
b) Landkreis Nordvorpommern 
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, 01.08.2008
d) ca. 51 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
*siehe Legende

2. a) Grundschule Zirchow
b) Landkreis Ostvorpommern
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, 01.08.2008
d) ca. 63 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
*siehe Legende

3. a) Grundschule Zirchow
b) Landkreis Ostvorpommern
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, 01.08.2008
d) ca. 63 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
*siehe Legende

4. a) Grundschule Stadt Usedom
b) Landkreis Ostvorpommern
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, 01.08.2008
d) ca. 89 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
*siehe Legende

5. a) Grundschule Kröslin
b) Landkreis Ostvorpommern
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, 01.08.2008
d) ca. 60 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
*siehe Legende

6. a) Grundschule Schönfeld
b) Landkreis Demmin
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, sofort
d) ca. 70 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
*siehe Legende

7. a) Grundschule Altenhof
b) Landkreis Müritz
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, sofort

d) ca. 50 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
*siehe Legende

8. a) Grundschule Jarmen
b) Landkreis Demmin 
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, sofort
d) ca.120 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
*siehe Legende

9. a) Grundschule Burow
b) Landkreis Demmin 
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, sofort
d) ca. 85 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
*siehe Legende

*Legende
Bewerben können sich Lehrkräfte mit der durch Erste und Zweite
Staatsprüfung für das Lehramt der Primarstufe, das Lehramt an
Grund- und Hauptschulen oder – soweit sie über eine Lehrbefähi-
gung nach dem Recht der ehemaligen DDR verfügen – im Wege
der Bewährung erworbenen Lehrbefähigung für untere Klassen
im Unterricht der Klassen 1 bis 4 an allgemein bildenden Schulen
oder einer als gleichwertig anerkannten Lehrerlaufbahn.

Funktionsstellen – Regionale Schulen, Realschulen, Haupt-
und Realschulen

10. a) Regionale Schule Waren „West“
b) Landkreis Waren-Müritz
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, 01.02.2009
d) ca. 360 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit

*Legende
Bewerben können sich Lehrkräfte mit der durch Erste und Zweite
Staatsprüfung oder  – soweit sie über eine Lehrbefähigung nach
dem Recht der ehemaligen DDR verfügen – im Wege der
Bewährung erworbenen Lehrbefähigung für das Lehramt an
Haupt- und Realschulen oder einer als gleichwertig anerkannten
Lehrerlaufbahn (insbesondere für das Lehramt an Realschulen).

Funktionsstellen – Förderschulen des Landes Mecklenburg-
Vorpommern

11. a) Schule zur individuellen Legensbewältigung Demmin
b) Landkreis Demmin
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, sofort
d) ca. 45 Schülerinnen und Schüler, Lehramt für Sonder-

pädagogik, 1. Fachrichtung Geistigbehindertenpädago-
gik, 2. Fachrichtung frei 

e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
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12. a) Schule für Kranke mit Schulteil für Erziehungsschwierige
„Ernst von Haselberg“ Stralsund

b) Hansestadt Stralsund
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, sofort
d) ca. 65 Schülerinnen und Schüler, Lehramt für Sonder-

pädagogik, 1. Fachrichtung Verhaltensgestörtenpädago-
gik oder Lernbehindertenpädagogik, 2. Fachrichtung frei 

e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit

Mittl.bl. BM M-V 2008 S. 607

Jugend forscht ist ein bundesweiter Nachwuchswettbewerb, der
besondere Leistungen und Begabungen in Naturwissenschaften,
Mathematik und Technik fördert.

Kinder und Jugendliche haben einen unstillbaren Wissensdurst.
Sie wollen den Dingen auf den Grund gehen und Zusammenhän-
ge begreifen. Mit einem Wort: Sie wollen es wissen. „Du willst es
wissen“ lautet daher auch das Motto der 44. Runde des Wettbe-
werbs Jugend forscht. Dieser Wettbewerb will Kinder und
Jugendliche darin bestärken, den Phänomenen der Natur auf den
Grund zu gehen. 

In der aktuellen Wettbewerbsrunde gibt es zum ersten Mal eine
untere Altersgrenze für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer: In
der Sparte Schüler experimentieren können Mädchen und Jungen
mitmachen, die im Anmeldejahr mindestens die vierte Klasse
besuchen. Bei Jugend forscht können Jugendliche im Alter zwi-
schen 15 und 21 Jahren teilnehmen. Bei Schüler experimentieren
und Jugend forscht können auch Seminar-, Fach- und Projektar-
beiten eingereicht werden, an denen bis zu drei Schülerinnen und
Schüler mitgewirkt haben.

Anmeldungen sind auf der Internetseite www.jugend-forscht.de
bis zum 30. November 2008 möglich. Dort finden Sie auch die
ausführlichen Teilnahmebedingungen sowie umfangreiche Infor-
mationen zum Wettbewerb. Weitere Flyer, Lehrerleitfäden und
Plakate zum Aushang in Ihrer Schule, schickt Ihnen gern die
Geschäftsstelle der Stiftung Jugend forscht e. V. in Hamburg zu.

Machen Sie sich ein Bild von Jugend forscht: Besuchen Sie einen
der Regional- oder Landeswettbewerbe und staunen Sie über die
kreativen Einfälle und zukunftsweisenden Ideen der Schülerinnen
und Schüler.

Ansprechpartner Stiftung Jugend forscht e. V.
Baumwall 5
20459 Hamburg

Telefon 040  374709 - 0
Fax 040  374709 - 99
E-Mail info@jugend-forscht.de
Homepage http://www.jugend-forscht.de
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Jugend forscht
Melde- oder Einsendeschluss 30.11.2008

Die Stellenausschreibungen für Beförderungsstellen im Mittei-
lungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur, Nr. 5/2008, Seite 493 und 494 werden zurückgezogen.

Korrektur von Stellenausschreibungen für Funktionsstellen an
Gesamtschulen des Landes Mecklenburg Vorpommern im Mittei-
lungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur, Nr. 5/2008, Seite 492, Nummer 7.

Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertretenden
Schulleiters an der IGS Jenaplan „Peter Petersen“

*Legende
Die Bewerber müssen über eine Lehrbefähigung durch zwei
Staatsexamen verfügen oder diese auf dem Wege der Bewährung
für das Lehramt an Haupt- und Realschulen oder an Realschulen
oder an Gymnasien für zwei Fächer erworben haben oder eine als
gleichwertig anerkannte Qualifikation verfügen. 
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– Berichtigung –
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